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Aktuelle Fassung: gültig ab 01.01.2024 
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Verwaltungsgebührensatzung der Abwasserbetrieb TEO AöR vom 20.12.2017 in der 
Fassung der 6. Änderung vom 19.12.2023 
 
In seiner Sitzung am 22.11.2023 hat der Verwaltungsrat der Abwasserbetrieb TEO AöR 
folgende Satzung beschlossen. Die Satzung ergeht aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. 
NRW. S. 490), der §§ 1, 2, 4 und 5 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 09.12.2022 (GV. NRW. S. 1063), in Verbindung mit der Satzung der Stadt Telgte sowie 
der Gemeinden Everswinkel, Ostbevern und Beelen über die interkommunale Anstalt des 
öffentlichen Rechts „Abwasserbetrieb TEO“ in der aktuell geltenden Fassung. 

 
Artikel I 

 
 

Anlage Verwaltungsgebühren 
 
zur Verwaltungsgebührensatzung der Abwasserbetrieb TEO AöR vom 20.12.2017 in der 
Fassung der 6. Änderung vom 19.12.2023 
 

Geltungszeitraum: 2024 
 

 Gegenstand  Gebühr in € 

1. Fotokopien und Ausdrucke bis zum Format DIN A4 
für die ersten 10 Seiten jeweils 
 
ab der 11. Seite jeweils 
 
bei größerem Format als DIN A4 für jede Seite 
 

0,70 € 
 
 

0,40 € 
 

0,85 € 

2. Für individuell zusammengestellte Auszüge aus Akten, 
Schriftstücken, Dateien oder Konten wird eine Gebühr nach dem 
Zeitaufwand erhoben, der bei durchschnittlicher Arbeitsleistung 
zur Herstellung benötigt wird.  
 

Die Gebühr beträgt für je angefangene 15 Minuten  
 

 
 
 
 

14,30 € 

3. Genehmigungen, Erlaubnisse, Bescheide, 
Ausnahmebewilligungen und Bescheinigungen, soweit nicht eine 
andere Gebühr oder Gebührenfreiheit vorgeschrieben ist 
 

(je angefangene halbe Stunde)  
 

 
 
 

29,62 € 

4. Für jeden über den beschiedenen Erstantrag hinausgehenden 
weiteren beschiedenen Entwässerungsantrag fallen je 
angefangene halbe Stunde an: 

 
 

29,62 € 
 

5. Berechnung der versiegelten Flächen nach Bauakte/ 
Entwässerungsantrag durch den Abwasserbetrieb (je 
angefangene halbe Stunde)  
 

 
 

27,54 € 
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6. Verwaltung eines Abzugsmengenzählers nach § 4 Abs. 5 Nr. 2 
der Beitrags- und Gebührensatzung; für Antrag, Verwaltung und 
Abrechnung der erfassten Mengen je Zähler pro Jahr 
 

 
 

6,89 € 

Artikel II 
 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zur Änderung der Verwaltungsgebührensatzung der 

Abwasserbetrieb TEO AöR wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Gemäß § 6 Absatz 3 der Unternehmenssatzung der Abwasserbetrieb TEO Anstalt öffentlichen 

Rechts haben der Rat der Gemeinde Everswinkel in seiner Sitzung am 13.12.2023, der Rat 

der Stadt Telgte in seiner Sitzung am 14.12.2023, der Rat der Gemeinde Ostbevern in seiner 

Sitzung am 14.12.2023 und der Rat der Gemeinde Beelen in seiner Sitzung am 19.12.2023 

dieser Satzung zugestimmt. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 

NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GV. 

NRW. S. 759, ber. 2019 S. 23), eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 

Gemeindeordnung gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 

mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 

 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 

c) der Vorstand der Abwasserbetrieb TEO AöR hat den Beschluss des Verwaltungsrates 

der Abwasserbetrieb TEO AöR vorher beanstandet 

 

oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Abwasserbetrieb TEO AöR vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 

den Mangel ergibt. 

 

 

 

48361 Beelen, den 19. Dezember 2023 

 

 

 

 

 

gez. Rolf Mestekemper 

Vorsitzender des Verwaltungsrates 

der Abwasserbetrieb TEO AöR 
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Satzung der Abwasserbetrieb TEO AöR über die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen vom 25.02.2016 in der Fassung der 6. Änderung 
vom 19.12.2023 im Entsorgungsgebiet der Abwasserbetrieb TEO AöR 
 
In seiner Sitzung am 24.11.2021 hat der Verwaltungsrat der Abwasserbetrieb TEO AöR 
folgende Satzung beschlossen. Die Satzung ergeht aufgrund der §§ 7, 8, 9 und 114 a der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
13.04.2022 (GV.NRW 2022, S. 490), des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes vom 
31.7.2009 (BGBl. I S. 2585ff.), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 03.07.2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 176) sowie des § 65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. S. 926), zuletzt geändert 
durch Art. 3 des Gesetzes vom 17.12.2021 (GV. NRW. S. 1470), in Verbindung mit der 
Satzung der Stadt Telgte sowie der Gemeinden Everswinkel, Ostbevern und Beelen über die 
interkommunale Anstalt des öffentlichen Rechts „Abwasserbetrieb TEO“ in der aktuell 
geltenden Fassung. 

 
Artikel I 

 
§ 2 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 

(1) Jeder Eigentümer eines im Entsorgungsgebiet der Abwasserbetrieb TEO AöR liegenden 
Grundstücks ist als Nutzungsberechtigter des Grundstücks im Sinne des § 48 LWG NRW 
vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung berechtigt, von der Abwasserbetrieb 
TEO AöR die Entsorgung seiner Anlage und die Übernahme des Inhalts zu verlangen 
(Anschluss- und Benutzungsrecht). 

Artikel II 
 

§ 4 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 

(1) Jeder anschlussberechtigte Grundstückseigentümer ist als Nutzungsberechtigter des 
Grundstücks im Sinne des § 48 LWG NRW verpflichtet, die Entsorgung der Anlage 
ausschließlich durch die Abwasserbetrieb TEO AöR zuzulassen und den zu entsorgenden 
Inhalt der Abwasserbetrieb TEO AöR zu überlassen (Anschluss- und Benutzungszwang). 
 

Artikel III 
 

§ 6 

Durchführung der Entsorgung 
 
(6) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind nach der Entleerung unter Beachtung der 
Betriebsanleitung, der maßgeblichen DIN-Vorschriften, den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik und der wasserrechtlichen Erlaubnis wieder in Betrieb zu nehmen. 
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Artikel IV 

 
§ 8 

Betretungsrecht 
 

(1) Die Abwasserbetrieb TEO AöR hat gemäß § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 LWG NRW die Pflicht, 
den Klärschlamm aus Kleinkläranlagen sowie gemäß § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 LWG NRW das 
Abwasser aus abflusslosen Gruben zu entsorgen. Die Abwasserbetrieb TEO AöR kann hierzu 
auch Dritte beauftragen (§ 56 Satz 3 WHG). Den Bediensteten sowie den beauftragten Dritten 
ist gemäß § 98 Abs. 1 LWG NRW zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung befolgt 
werden und ob der Zustand der Kleinkläranlagen ordnungsgemäß ist, ungehinderter Zutritt zu 
den in Frage kommenden Teilen des Grundstücks und der Grundstücksentwässerungsanlage 
zu gewähren. Die Beauftragten haben sich auf Verlangen durch einen von der 
Abwasserbetrieb TEO AöR ausgestellten Dienstausweis auszuweisen. 

 
Artikel V 

 
§ 11 

Berechtigte und Verpflichtete 
 

(1) Die sich aus dieser Satzung für den Grundstückseigentümer als Nutzungsberechtigten des 
Grundstücks im Sinne des § 48 LWG NRW ergebenden Rechte und Pflichten gelten 
entsprechend für Wohnungseigentümer, Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des 
Grundstücks dinglich Berechtigte. Die sich aus §§ 2 bis 10 ergebenden Pflichten gelten auch 
für jeden schuldrechtlich zur Nutzung Berechtigten sowie jeden tatsächlichen Benutzer als 
Nutzungsberechtigten des Grundstücks im Sinne des § 48 LWG NRW, soweit die Pflichten 
nicht unmittelbar an den Grundstückseigentümer gerichtet sind. 

 
Artikel VI 

 
§ 12 

Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen 
 
 
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen, die 
Schmutzwasser privaten Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlage, abflusslose 
Grube) zuleiten, gilt die Verordnung zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen 
(Selbstüberwachungsverordnung Abwasser – SüwVO Abw NRW). Private Abwasserleitungen 
sind gemäß den §§ 60, 61 WHG, § 56 Abs. 1 LWG NRW so zu errichten, zu betreiben und zu 
unterhalten, dass die Anforderungen an die Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hierzu 
gehört auch die ordnungsgemäße Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG 
NRW gegenüber der Abwasserbetrieb TEO AöR. 
 
(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasserleitungen dürfen nur durch 
anerkannte Sachkundige gemäß § 12 SüwVO Abw NRW durchgeführt werden. 
 
(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW sind im Erdreich oder unzugänglich verlegte private 
Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten von Schmutzwasser oder mit diesem 
vermischten Niederschlagswasser einschließlich verzweigter Leitungen unter der Keller-

749



 

Aktuelle Fassung: gültig ab 01.01.2024 3 

Bodenplatte oder der Bodenplatte des Gebäudes ohne Keller sowie zugehörige 
Einsteigschächte oder Inspektionsöffnungen zu prüfen. Ausgenommen von der Prüfpflicht sind 
nach § 7 Satz 2 SüwVO Abw NRW Abwasserleitungen, die der alleinigen Ableitung von 
Niederschlagswasser dienen und Leitungen, die in dichten Schutzrohren so verlegt sind, dass 
austretendes Abwasser aufgefangen und erkannt wird. 
 
(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine Zustands- und Funktionsprüfung 
bei privaten Abwasserleitungen durchzuführen ist, ergibt sich aus den §§ 7 bis 9 SüwVO Abw 
NRW. Nach § 8 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2020 hat der Eigentümer des Grundstücks bzw. 
nach § 8 Abs. 7 SüwVO Abw NRW der Erbbauberechtigte private Abwasserleitungen, die 
Schmutzwasser führen, nach ihrer Errichtung oder nach ihrer wesentlichen Änderung 
unverzüglich von Sachkundigen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik auf 
deren Zustand und Funktionstüchtigkeit prüfen zu lassen. Die Prüfpflicht und Prüffristen für 
bestehende Abwasserleitungen ergeben sich im Übrigen aus § 8 Abs. 2 bis Abs. 5 SüwVO 
Abw NRW 2020. Legt die Abwasserbetrieb TEO AöR darüber hinaus durch gesonderte 
Satzung gemäß § 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Prüffristen fest, so werden die betroffenen 
Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten durch die Abwasserbetrieb TEO AöR 
hierüber im Rahmen der ihr obliegenden Unterrichtungs- und Beratungspflicht (§ 46 Abs. 2 
Satz 3 LWG NRW) informiert. Das gleiche gilt, wenn die Abwasserbetrieb TEO AöR Satzungen 
nach altem Recht gemäß § 46 Abs. 2 Satz 2 LWG NRW fortführt. 
 
(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen gemäß § 9 Abs. 1 SüwVO Abw NRW nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik durchgeführt werden. 
 
(6) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW ist das Ergebnis der Zustands- und 
Funktionsprüfung in einer Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW zu 
dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung die in § 9 Abs. 2 Satz 2 SüwVO Abw NRW 
genannten Anlagen beizufügen. Diese Bescheinigung nebst Anlagen ist der Abwasserbetrieb 
TEO AöR auf Verlangen durch den Grundstückseigentümer oder Erbbauberechtigten 
vorzulegen. 
 
(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 auf Zustand und Funktionstüchtigkeit 
geprüft worden sind, bedürfen nach § 11 SüwVO Abw NRW keiner erneuten Prüfung, sofern 
Prüfung und Prüfbescheinigung den zum Zeitpunkt der Prüfung gelten den Anforderungen 
entsprochen haben. 
 
(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt ergeben sich grundsätzlich aus 
§ 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW. Über mögliche Abweichungen von den Sanierungsfristen in § 
10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW kann die Abwasserbetrieb TEO AöR gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 
SüwVO Abw NRW nach pflichtgemäßen Ermessen im Einzelfall entscheiden. 

 
 

Artikel VII 
 

§14 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung der Abwasserbetrieb TEO AöR zur Änderung der Satzung über die 

Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen im Entsorgungsgebiet der Abwasserbe-

trieb TEO AöR wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Gemäß § 6 Absatz 3 der Unternehmenssatzung der Abwasserbetrieb TEO Anstalt öffentlichen 
Rechts haben der Rat der Gemeinde Everswinkel in seiner Sitzung am 13.12.2023, der Rat 
der Stadt Telgte in seiner Sitzung am 14.12.2023, der Rat der Gemeinde Ostbevern in seiner 
Sitzung am 14.12.2023 und der Rat der Gemeinde Beelen in seiner Sitzung am 19.12.2023 
dieser Satzung zugestimmt. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 

NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GV. 

NRW. S. 759, ber. 2019 S. 23), eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 

Gemeindeordnung gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 

mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 

 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 

c) der Vorstand der Abwasserbetrieb TEO AöR hat den Beschluss des Verwaltungsrates 

der Abwasserbetrieb TEO AöR vorher beanstandet 

 

oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Abwasserbetrieb TEO AöR vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 

den Mangel ergibt. 

 

 

 

48361 Beelen, den 19. Dezember 2023 
 

 

 

 

 

 

 

gez. Rolf Mestekemper 

Vorsitzender des Verwaltungsrates 

der Abwasserbetrieb TEO AöR 
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Beitrags- und Gebührensatzung der Abwasserbetrieb TEO AöR vom 25.02.2016 in der Fassung 
der 10. Änderung vom 19.12.2023 zu der Entwässerungssatzung der Abwasserbetrieb TEO AöR 
und der Satzung der Abwasserbetrieb TEO AöR über die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen, jeweils für das Entsorgungs-gebiet der Abwasserbetrieb 
TEO AöR, jeweils vom 25.02.2016 

In seiner Sitzung am 22.11.2023 hat der Verwaltungsrat der Abwasserbetrieb TEO AöR folgende 
Satzung beschlossen. Die Satzung ergeht aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.04.2022 (GV.NRW 2022, S. 490), der §§ 1, 2, 4 
und 5 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV. 
NRW. S. 712), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 25.04.2023 (GV. NRW. S. 233), des 
Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes vom 31.07.2009 (BGBl. I, S. 2585 ff.), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) sowie des § 65 des 
Landeswassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25.06.1995 (GV. NRW. S. 926), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 17.12.2021 (GV. 
NRW. S. 1470, in Verbindung mit der Satzung der Stadt Telgte sowie der Gemeinden Everswinkel, 
Ostbevern und Beelen über die interkommunale Anstalt des öffentlichen Rechts „Abwasserbetrieb 
TEO“ in der aktuell geltenden Fassung. 

Artikel I 
§ 4 

Schmutzwassergebühren 
 

(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z. B. privaten Brunnen, 
Brauchwasseranlagen) hat der Gebührenpflichtige den Mengennachweis durch einen auf seine 
Kosten ordnungsgemäß eingebauten, messrichtig funktionierenden und geeichten EU-
Wasserzähler (nach § 4 Abs. 5 Nr. 2 dieser Satzung) zu führen. Gemäß § 4 Absatz 5 Nr. 2 
dieser Satzung muss der Wasserzähler in Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, 
Mess- und EichVO) alle 6 Jahre erneut geeicht werden oder durch einen neuen Wasserzähler 
mit einer Konformitätserklärung des Herstellers ersetzt werden. Aus der Konformitätserklärung 
muss sich ergeben, dass der Wasserzähler messrichtig funktioniert. Der Nachweis über den 
ordnungsgemäßen Einbau, die messrichtige Funktion sowie Eichung des Wasserzählers obliegt 
dem Gebührenpflichtigen. Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen Wasserzählers 
nicht zumutbar, so ist die Abwasserbetrieb TEO AöR berechtigt, die aus diesen Anlagen 
zugeführten Wassermengen zu schätzen (z. B. auf der Grundlage der durch die 
wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Entnahmemengen oder auf der Grundlage der 
Pumpleistung sowie Betriebsstunden der Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der 
statistischen Verbräuche im jeweiligen Entsorgungsgebiet oder der Vorjahresverbrauchswerte). 
Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der Wasserzähler nicht ordnungsgemäß eingebaut und/oder 
messrichtig funktioniert. Hierbei wird bei Privathaushalten von einer 
Jahresschmutzwassermenge von 40 m³ pro Einwohner ausgegangen. Die Einwohnerzahl wird 
nach dem Stand vom 30.06. des lfd. Jahres ermittelt. 

(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück anderweitig 
verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen (sog. Wasserschwundmengen) 
abgezogen, die nachweisbar nicht dem öffentlichen Kanal zugeführt worden sind. Der Nachweis 
der Wasserschwundmengen obliegt dem Gebührenpflichtigen. Der Gebührenpflichtige ist 
grundsätzlich verpflichtet, den Nachweis durch eine auf seine Kosten fest eingebaute, 
ordnungsgemäß funktionierende und geeignete Messeinrichtung zu führen: 
 
Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung (induktiver Durchflussmesser) 

 
Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische Geräte, die in regelmäßigen 
Abständen kalibriert werden müssen. Die Kalibrierung ist nach Hersteller-Angaben 
durchzuführen und der Abwasserbetrieb TEO AöR nachzuweisen, um die ordnungsgemäße 
Funktion der Abwasser-Messeinrichtung zu dokumentieren. Wird dieser Nachweis nicht geführt, 
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findet eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. Der Nachweis ist schriftlich mit 
einem aktuellen Foto zu erbringen. 

 
Nr. 2: Wasserzähler (EU-Wasserzähler) 
 
Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Einzelfall technisch nicht möglich oder 
dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat er den Nachweis durch einen auf seine Kosten 
ordnungsgemäß eingebauten, messrichtig funktionierenden und geeichten EU-Wasserzähler 
(ohne Abfluss unterhalb der Zapfstelle, kein Aufsteckzähler) zu führen (vgl. § 8 Abs. 1 Nr. 1 
MessEV i. V. m. § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 i. V. m. Ziffer 5.5.1 der Anlage 7 zur MessEV). Der 
Wasserzähler muss in Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess- und EichVO 
hiernach alle 6 Jahre erneut geeicht werden oder durch einen neuen Wasserzähler mit einer 
Konformitätserklärung des Herstellers entsprechend den §§ 8 ff. MessEV ersetzt werden. Aus 
der Konformitätserklärung muss sich ergeben, dass der Wasserzähler messrichtig funktioniert. 
Der Nachweis über den ordnungsgemäßen Einbau, die messrichtige Funktion sowie Eichung 
des Wasserzählers obliegt dem Gebührenpflichtigen. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet 
eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. Der Nachweis ist schriftlich mit einem 
aktuellen Foto des Nebenzählers zu erbringen. 
 

(7) Die Schmutzwassergebühren berechnen sich – jeweils differenziert nach Stadt- bzw. 
Gemeindegebiet – nach Maßgabe der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser 
Satzung (Ziff. I.1, I.2 a und b, II.1., II.2 a und b, III.1., III.2 a und b und IV.1., IV.2 a und b). 
Zudem wird abhängig von der Art und dem Grad der Verschmutzung des Abwassers ein 
Starkverschmutzerzuschlag erhoben (Ziff. I.3, II.3, III.3 und IV.3). 

 
Artikel II 

§ 4 a 

Starkverschmutzerzuschlag 
 
f) Der Starkverschmutzerzuschlag berechnet sich nachfolgender Formel: 
 
[Einleiter-CSB (g/cbm) – 700 g/cbm)] x Gebührensatz für 1g CSBhom in der Abwasserbehandlung – 
jeweils differenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet – nach Maßgabe der Anlage 
„Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung (Ziff. I.3, II.3, III.3 und IV.3) x Abwassermenge 
(cbm)  
 

Artikel III 
§ 5 

Niederschlagswassergebühr 
 
(4) Die Niederschlagswassergebühren berechnen sich – jeweils differenziert nach Stadt- bzw. 

Gemeindegebiet – nach Maßgabe der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung 
(Ziff. I.2.c bis f, II.2.d bis g., III.2.c bis f und IV.2.c bis f). 
 

(5) Teilversiegelte Flächen werden mit einer Ermäßigung – jeweils differenziert nach Stadt- bzw. 
Gemeindegebiet – nach Maßgabe der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung 
(Ziff. I.2.d, II.2.e, III. 2.d und IV. 2.d) bei der Erhebung der Niederschlagswassergebühr 
berücksichtigt. Teilversiegelt sind Flächen, die eine überwiegende Wasserdurchlässigkeit oder 
eine nicht unerhebliche Rückhaltung von Niederschlagswasser zulassen, welches somit im 
Boden gespeichert und dem Grundwasser bzw. dem natürlichen Wasserkreislauf zugeführt 
werden kann. Zu den teilversiegelten Flächen gehören lückenlos begrünte Dächer mit 
Notüberlauf an das öffentliche Kanalnetz und einer Aufbaustärke von mindestens 6 cm, 
Rasengitterstein sowie Porenbetonstein und Pflaster (sog. Ökopflaster) oder Pflaster mit 
ablauffähigen Fugen (Fugenanteil 1/3 der Fläche) und Schotterflächen (wassergebundene 
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Decke). Auf Verlangen der Abwasserbetrieb TEO AöR hat der Gebührenpflichtige den Nachweis 
der Versickerungsfähigkeit des Unterbaus zu erbringen. 
 

(6) Niederschlagswasser von an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossenen Flächen, welches 
vor der Einleitung in den Kanal in Auffangbehälter eingeleitet wird, kann für Eigenzwecke auf dem 
Grundstück als Brauchwasser genutzt werden. Die zu diesem Zweck notwendige 
Hausleitungsanlage muss den jeweils in Betracht kommenden Regeln der Technik entsprechen. 
Die Verantwortlichkeit für die ordnungsgemäße Errichtung und den ordnungsgemäßen Betrieb 
derartiger Brauchwasseranlagen trägt der jeweilige Betreiber. Werden auf dem Grundstück 
entsprechende Anlagen betrieben, und fällt durch die Nutzung des Niederschlagswassers (z.B. 
durch Verwendung als Toilettenspülwasser oder zum Wäsche waschen) Schmutzwasser im Sinne 
des § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG an, welches der öffentlichen Abwasseranlage zum Zweck der 
Abwasserreinigung zugeführt werden muss, wird hierfür eine Schmutzwassergebühr erhoben. Die 
Wassermenge welche durch Nutzung zum Schmutzwasser geworden ist, ist von dem 
Gebührenpflichtigen durch einen messrichtig funktionierenden Wasserzähler nachzuweisen. 
Gemäß § 4 Absatz 5 Nr. 2 dieser Satzung muss der Wasserzähler in Anlehnung an das Mess- 
und Eichrecht (MessEG, Mess- und EichVO) alle 6 Jahre erneut geeicht werden oder durch einen 
neuen Wasserzähler mit einer Konformitätserklärung der Herstellerin oder des Herstellers ersetzt 
werden. Aus der Konformitätserklärung muss sich ergeben, dass der Wasserzähler messrichtig 
funktioniert. Der Nachweis über die messrichtige Funktion sowie Eichung des Wasserzählers 
obliegt dem Gebührenpflichtigen. Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen 
Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die Abwasserbetrieb TEO AöR berechtigt, die aus diesen 
Anlagen zugeführten Wassermengen zu schätzen (z. B. auf der Grundlage der durch die 
wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Entnahmemengen oder auf der Grundlage der 
Pumpleistung sowie Betriebsstunden der Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der 
statistischen Verbräuche im Entwässerungsgebiet). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der 
Wasserzähler nicht messrichtig funktioniert. Die Gebührenpflichtigen haben dafür auf Anforderung 
der Abwasserbetrieb TEO AöR die erforderlichen Angaben zu machen. 
 
Für die anfallenden, der öffentlichen Abwasseranlage zugeleiteten Schmutzwassermengen (z.B. 
durch Verwendung als Wasch- oder Toilettenspülwasser) reduziert sich die für die Erhebung der 
Niederschlagswassergebühr maßgebliche Fläche, von der das Oberflächenwasser in die Anlage 
gelangt – jeweils differenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet –, nach Maßgabe der Anlage 
„Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung (Ziff. I.2.e, II.2.f, III.2.e und IV. 2.e), wenn das 
Fassungsvolumen der Anlage mindestens 20 Liter je m² angeschlossener Fläche beträgt und die 
Anlage ein Mindestrückhaltevolumen von 3 m³ hat. 

 
(7) Im Fall des Betriebs von Anlagen zur Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 

(z. B. Mulden, Rigolen, Sickerschächte) gemäß § 10 Abs. 4 der Entwässerungssatzung, die mit 
einem Überlauf an das öffentliche Kanalnetz angeschlossen sind, reduziert sich die für die 
Erhebung der Niederschlagswassergebühr maßgebliche Fläche, von der das Oberflächenwasser 
in die Anlage gelangt – jeweils differenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet –, nach Maßgabe 
der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung (Ziff. I.2.,f II.2.,g III. 2.f und g und 
IV. 2.f). 
 

Artikel IV 
§ 5 a 

Straßenentwässerungsgebühr 
 

(1) Für das Einleiten von Niederschlagswasser und die Reinigung von Sinkkästen von öffentlichen 
Straßen, Wegen und Plätzen im Sinne des § 2 StrWG NRW erhebt die Abwasserbetrieb TEO 
AöR eine Straßenentwässerungsgebühr. 
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Die Straßenentwässerungsgebühr berechnet sich – jeweils differenziert nach Gemeindegebiet – 
nach Maßgabe der Anlage „Abgabemaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung. (Ziff. I.2.g., II.2.h., 
III.2.h. und IV.2.g.). 

 
Als angeschlossene Straßenflächen gelten auch diejenigen, die ohne direkten Anschluss in die 
öffentliche Einrichtung entwässern. Dabei ist unter dieser Einleitung ohne leitungsmäßige 
Verbindung diejenige zu verstehen, bei der von versiegelten Flächen, die nicht direkt an die 
öffentliche Entwässerungseinrichtung angeschlossen sind, Regenwasser oberirdisch aufgrund 
natürlichen Gefälles oder anderer Gegebenheiten so abgeleitet wird, dass es in die 
leitungsgebundene öffentliche Entwässerungseinrichtung gelangt. 
 

(2) Teilversiegelte Flächen werden mit einer Ermäßigung – jeweils differenziert nach Stadt- bzw. 
Gemeindegebiet – nach Maßgabe der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser 
Satzung (Ziff. I.2.h, II.2.i, III. 2 i und IV. 2.h) bei der Erhebung der Straßenentwässerungsgebühr 
berücksichtigt. Teilversiegelt sind Flächen, die eine überwiegende Wasserdurchlässigkeit oder 
eine nicht unerhebliche Rückhaltung von Niederschlagswasser zulassen, welches somit im 
Boden gespeichert und dem Grundwasser bzw. dem natürlichen Wasserkreislauf zugeführt 
werden kann. Zu den teilversiegelten Flächen gehören Porenbetonstein und Pflaster mit 
ablauffähigen Fugen (sog. Ökopflaster) und Schotterflächen (wassergebundene Decke). Auf 
Verlangen der Abwasserbetrieb TEO AöR hat der Gebührenpflichtige den Nachweis der 
Versickerungsfähigkeit des Unterbaus zu erbringen. 

 
Artikel V 

§ 11 
Gebühr für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm 

 
(1) Für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm aus Kleinkläranlagen in das 

Zentralklärwerk wird die Gebühr – jeweils differenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet – nach 
Maßgabe der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung (Ziff. I.4, II.4 und III.4 und 
IV.4) nach der abgefahrenen Menge in m³ erhoben. Zur Abfuhrmenge gehört auch das für das 
Absaugen etwa erforderliche Spülwasser. Bei jeder Entsorgung ist die Menge des abzufahrenden 
Grubeninhalts zu ermitteln und der ermittelte Wert von dem Grundstückseigentümer oder dessen 
Beauftragten schriftlich zu bestätigen. Entsprechend wird ggf. eine Gebühr für die Entsorgung von 
Abwasser aus Teichanlagen erhoben. 
 

(2) Die Gebührenpflicht für die Entleerung und die Abfuhr gemäß Ziff. I.4, II.4 und III.4 und IV.4, 
jeweils 1. Spiegelstrich der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung entsteht mit 
dem Zeitpunkt der Abfuhr. Die Gebührenpflicht für die Behandlung und Entsorgung des 
Klärschlamms gemäß Ziff. I.4, II.4, III.4 und IV.4, jeweils 2. Spiegelstrich der Anlage 
„Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung entsteht mit dem Zeitpunkt der Übernahme des 
Anlageninhalts in die zentrale Kläranlage. 
 

(3) Die Gebührenpflicht für eine Fehlfahrt (3. Spiegelstrich) oder einer Einzelfahrt / Sonderabfuhr 
außerhalb der Tourenplanung des zur Abfuhr beauftragten Unternehmens (4. Spiegelstrich) 
berechnet sich – jeweils differenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet – nach Maßgabe der 
Anlage „Abgabenmaßstäbe und –sätze“ zu dieser Satzung (Ziffer I.4, II.4, III.4 und IV.4). 
 

(5) Gebührenpflichtiger ist der Grundstückseigentümer oder der Erbbauberechtigte oder der sonst zur 
Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte, auf dessen Grundstück die Kleinkläranlage 
betrieben wird. Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 

 
 

(4) Eine Kleineinleiterabgabe wird erhoben, wenn eine Kleinkläranlage nicht den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik im Sinne des § 60 WHG und § 56 LWG NRW entspricht.  
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Artikel VI 
§ 12 

Gebühr für das Auspumpen und Abfahren 
der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gruben 

 
(1) Für das Auspumpen und Abfahren der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gruben und deren 

Beseitigung wird die Gebühr – jeweils differenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet – nach 
Maßgabe der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung (Ziff. I.5, II.5, III.5 und 
IV.5) nach der abgefahrenen Menge pro m³ erhoben. Zur Abfuhrmenge gehört auch das für das 
Absaugen etwa erforderliche Spülwasser. Bei jeder Entsorgung ist die Menge des 
abzufahrenden Grubeninhalts zu ermitteln und der ermittelte Wert von dem 
Grundstückseigentümer oder dessen Beauftragten schriftlich zu bestätigen. 

 
(2) Die Gebührenpflicht für die Entleerung und die Abfuhr gemäß Ziff. I.5, II.5, III.5 und IV.5, jeweils 

1. Spiegelstrich der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ entsteht mit dem Zeitpunkt des 
Auspumpens. Die Gebührenpflicht gemäß Ziff. I.5, II.5, III.5 und IV.5, jeweils 2. Spiegelstrich 
der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung entsteht mit dem Zeitpunkt der 
Übernahme des Anlageninhalts in die zentrale Kläranlage. 
 

(3) Die Gebührenpflicht für eine Fehlfahrt (3. Spiegelstrich) oder einer Einzelfahrt / Sonderabfuhr 
außerhalb der Tourenplanung des zur Abfuhr beauftragten Unternehmens (4. Spiegelstrich) 
berechnet sich – jeweils differenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet – nach Maßgabe der 
Anlage „Abgabenmaßstäbe und –sätze“ zu dieser Satzung (Ziff. I.5, II.5, III.5 und IV.5,). 
 

(4) Gebührenpflichtiger ist der Grundstückseigentümer oder der Erbbauberechtigte oder der sonst 
zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte, auf dessen Grundstück die abflusslose 
Grube betrieben wird. Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 

Artikel VII 
§ 15 

Beitragsmaßstab 
 
(2) Als Grundstücksfläche gilt: 
 

a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die tatsächliche Grundstücksfläche, 
 

b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, d. h. bei Grundstücken im unbeplanten 
Innenbereich (§ 34 BauGB) und im Außenbereich (§ 35 BauGB): die tatsächliche 
Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe, die sich – jeweils differenziert nach Stadt- bzw. 
Gemeindegebiet – nach Maßgabe der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser 
Satzung (Ziff. I.7, II.6 und III.6 und IV.6) bestimmt (Tiefenbegrenzung). Die 
Tiefenbegrenzung wird von der Grundstücksgrenze gemessen, die der Erschließungsstraße 
zugewandt ist, die das Grundstück wegemäßig erschließt. Bei Grundstücken, die nicht an 
eine Erschließungsstraße unmittelbar angrenzen, wird die Fläche von der zu der 
Erschließungsstraße liegenden Grundstücksseite zugrunde gelegt. Reicht die bauliche oder 
gewerbliche Nutzung über diese Tiefenbegrenzung hinaus, so ist die Grundstückstiefe 
maßgebend, die durch die hintere Grenze der baulichen Nutzung bestimmt wird, die einen 
Entwässerungsbedarf nach sich zieht. Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige 
Verbindung zur Straße herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe 
unberücksichtigt. Bei Grundstücken, die gleichzeitig an mehrere kanalisierte 
Erschließungsanlagen angrenzen, ist bei der Ermittlung der Grundstücksfläche stets die 
Erschließungsanlage maßgebend, an der das Grundstück mit der längsten Front liegt, 
unabhängig davon, ob die dort verlegte Kanalleitung auch tatsächlich in Anspruch 
genommen wird bzw. werden soll. 
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(3) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche – jeweils differenziert nach Stadt- 
bzw. Gemeindegebiet – nach Maßgabe der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser 
Satzung (Ziff. I.8, II.7 und III.7 und IV.7) mit einem Veranlagungsfaktor nach der Anzahl der 
Geschosse vervielfacht. 
 

(4) Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl 
der Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur die zulässige Höhe der Bauwerke und keine 
höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse aus, so gilt als Geschosszahl die Höhe des Bauwerks 
geteilt durch einen Divisor, der sich – jeweils differenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet – 
nach Maßgabe der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung (Ziff. I.9, II.8 und 
III.8 und IV.8) bestimmt, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen abgerundet oder aufgerundet 
werden. 
 
Ist im Einzelfall eine größere Geschosszahl zugelassen oder vorhanden und geduldet, so ist diese 
zugrunde zu legen. Untergeschosse, die keine Vollgeschosse i. S. der BauNVO sind, werden 
hinzugerechnet, wenn sie überwiegend gewerblich, industriell oder in gleichartiger Weise genutzt 
werden. Ein Überwiegen im Sinne des Satzes 4 ist gegeben, wenn die dort genannten 
Nutzungsarten einzeln oder zusammen mehr als 50 v. H. der auf dem jeweiligen Grundstück 
vorhandenen Nutzflächen in Anspruch nehmen. 
 

(6) In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten werden die in Abs. 3 genannten Nutzungsfaktoren – 
jeweils differenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet – nach Maßgabe der Anlage 
„Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung (Ziff. I.10, II.9 und III.9 und IV.9) erhöht. 
Dieses gilt auch, wenn Gebiete nicht in einem Bebauungsplan festgesetzt, aber aufgrund der 
vorhandenen Bebauung und sonstigen Nutzung als Kerngebiete, Gewerbegebiete oder 
Industriegebiete anzusehen sind oder wenn eine solche Nutzung aufgrund der in der Umgebung 
vorhandenen Nutzung zulässig wäre. 
 

Artikel IIX 
§ 16 

Beitragssatz 
 
(1) Der Beitragssatz bemisst sich – jeweils differenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet – nach 

Maßgabe der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung (Ziff. I.11.a, II.10.a und 
III.10.a und IV. 10.a). 
 

(2) Wird bei einzelnen Grundstücken oder in einzelnen Ortsteilen vor Einleitung der Abwässer in die 
öffentliche Abwasseranlage eine Vorklärung oder sonstige Vorbehandlung der Abwässer auf 
dem Grundstück verlangt oder darf nur Regenwasser oder nur Schmutzwasser in die öffentliche 
Abwasseranlage eingeleitet werden (Teilanschluss), ermäßigt sich der Anschlussbeitrag – 
jeweils differenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet – nach Maßgabe der Anlage 
„Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung (Ziff. I.11.b, II.10.b und III.10.b und IV.10.b). 
Dies gilt nicht für Grundstücke mit industriellen oder sonstigen Betrieben, bei denen die 
Vorklärung oder Vorbehandlung lediglich bewirkt, dass die Abwässer dem durchschnittlichen 
Verschmutzungsgrad und der üblichen Verschmutzungsart der eingeleiteten Abwässer 
entsprechen. 
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Artikel IX  
Anlage Abgabenmaßstäbe und -sätze  

 
zur Beitrags- und Gebührensatzung der Abwasserbetrieb TEO AöR vom 25.02.2016 in der Fassung 
der 10. Änderung vom 19.12.2023 zu der Entwässerungssatzung der Abwasserbetrieb TEO AöR 
und der Satzung der Abwasserbetrieb TEO AöR über die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen, jeweils für das Entsorgungsgebiet der Abwasserbetrieb TEO 
AöR, jeweils vom 25.02.2016 
 
 
Geltungszeitraum: 2024 
 
I. Entsorgungsgebiet Telgte 
 
I.1 Abwassergebührenmaßstab 

Im Entsorgungsgebiet Telgte wird die Schmutzwassergebühr aufgeteilt in 

a) eine Gebühr für die Ableitung von Schmutzwasser und 

b) eine Gebühr für die Reinigung von Schmutzwasser. 

Die Ableitung umfasst das Sammeln, das Fortleiten, das Versickern, das Verregnen und das 
Verrieseln; die Reinigung umfasst das Behandeln, das Einleiten sowie das Entwässern von 
Klärschlamm im Zusammenhang mit der Beseitigung des Abwassers. Die Beseitigung umfasst die 
Ableitung und die Reinigung. 

Im Falle des § 13 der Satzung der Abwasserbetrieb TEO AöR über die Entwässerung der 
Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage (Entwässerungssatzung) für das 
Entsorgungsgebiet der Abwasserbetrieb TEO AöR vom 25.02.2016 wird nur die Reinigungsgebühr 
nach Ziff. I.1.b) nach Maßgabe des § 4 Abs. 2 Satz 4 dieser Satzung erhoben. 

 
I.2 Abwassergebührensätze 

a) Die Ableitungsgebühr für Schmutzwasser im Sinn des § 4 dieser Satzung i. V. m. der Ziff. 
I.1.a) beträgt ab dem 01.01.2024 jährlich 1,40 € je m³ Schmutzwasser. 

b) Die Reinigungsgebühr für Schmutzwasser im Sinn des § 4 dieser Satzung i. V. m. der Ziff. 
I.1.b) beträgt ab dem 01.01.2024 jährlich 1,64 € je m³ Schmutzwasser. 

c) Die Beseitigungsgebühr für Niederschlagswasser im Sinn des § 5 dieser Satzung beträgt je 
Quadratmeter bebauter bzw. überbauter und/oder befestigter sowie abflusswirksamer Fläche 
ab dem 01.01.2024 jährlich 0,77 €. 

d) Teilversiegelte Flächen im Sinn des § 5 Abs. 5 dieser Satzung werden mit einer Ermäßigung 
von 50 % bei der Erhebung der Gebühr nach § 5 dieser Satzung i. V. m. Ziff. I.2.c) 
berücksichtigt. 

e) An Brauchwasseranlagen im Sinn des § 5 Abs. 6 dieser Satzung angeschlossene Flächen 
werden mit einer Ermäßigung von 50 % bei der Erhebung der Gebühr nach § 5 dieser 
Satzung i. V. m. Ziff. I.2.c) berücksichtigt.  

f) An Anlagen zur Rückhaltung und Versickerung im Sinn des § 5 Abs. 7 dieser Satzung 
angeschlossene Flächen werden mit einer Ermäßigung von 50 % bei der Erhebung der 
Gebühr nach § 5 dieser Satzung i. V. m. Ziff. I.2.c) berücksichtigt. 

g) Die Straßenentwässerungsgebühr beträgt je Quadratmeter bebauter bzw. überbauter 
und/oder befestigter sowie abflusswirksamer Fläche ab dem 01.01.2024 jährlich 0,81 €. 

758



 

Aktuelle Fassung: gültig ab 01.01.2024 8 

h) Teilversiegelte Flächen im Sinn des § 5a Abs. 2 dieser Satzung werden mit einer Ermäßigung 
von 50 % bei der Erhebung der Gebühr nach § 5a dieser Satzung i. V. m. Ziff. I.2.g) 
berücksichtigt. 

 
I.3 Starkverschmutzerzuschlag 

Der Starkverschmutzerzuschlag im Sinn des § 4 a dieser Satzung beträgt ab dem 01.01.2024 je m³ 
Schmutzwasser jährlich 0,00527 €.  

Der Zuschlag findet direkt auf die Menge gem. Ziff. I.2. b) Anwendung. 

 
I.4 Gebühr für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm 

Die Gebühr im Sinn des § 11 dieser Satzung beträgt 

- für die Entleerung und die Abfuhr 23,80 € je m³ abgefahrenen Anlageninhalts, 
- für die Behandlung in der Kläranlage und Entsorgung 16,16 € je m³ abgefahrenen 

Anlageninhalts, 
- für Fehlfahrten: 59,50 € je Fahrt, 
-   für Einzelfahrten / Sonderabfuhren außerhalb der Tourenplanung des zur Abfuhr beauftragten 

Unternehmens: 190,40 € je Fahrt. 

In der Gebühr für die Entleerung ist das Auslegen des Saugschlauches bis einschließlich 20 m Länge 
enthalten. Wird für die Entsorgung die Verlegung eines Schlauches von mehr als 20 m Länge 
erforderlich, ist für jeden weiteren angefangenen Meter 2,26 € zu zahlen. 

I.5 Gebühr für das Auspumpen und Abfahren der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gruben 

Die Gebühr im Sinn des § 12 dieser Satzung beträgt 

- für die Entleerung und die Abfuhr 23,80 € je m³ abgefahrenen Anlageninhalts, 
- für die Behandlung in der Kläranlage und Entsorgung 12,11 € je m³ abgefahrenen 

Anlageninhalts, 
-     für Fehlfahrten: 59,50 € je Fahrt, 
-   für Einzelfahrten / Sonderabfuhren außerhalb der Tourenplanung des zur Abfuhr beauftragten 

Unternehmens: 190,40 € je Fahrt. 
 

In der Gebühr für die Entleerung ist das Auslegen des Saugschlauches bis einschließlich 20 m Länge 
enthalten. Wird für die Entsorgung die Verlegung eines Schlauches von mehr als 20 m Länge 
erforderlich, ist für jeden weiteren angefangenen Meter 2,26 € zu zahlen. 

 
I.6 Gebühr für Inhalte von Chemietoiletten 

a) Für die Annahme von Inhalten von Chemietoiletten, die nicht unter § 6 Abs. 2 Nr. 7 der 
Entwässerungssatzung der Abwasserbetrieb TEO AöR fallen und deren Beseitigung wird die 
Gebühr nach der angenommenen Menge pro m³ erhoben. 

b) Die Gebühr beträgt für Annahme und Beseitigung 12,11 € je m³ Inhalt der Chemietoilette. Die 
Mindestgebühr beträgt 12,11 € je m³. 

c)  Die Gebührenpflicht gemäß Ziffer I.6.b) entsteht mit der Annahme. 

d)  Gebührenpflichtiger ist der Eigentümer der Chemietoilette. 

 
I.7 Tiefenbegrenzung 

Die Tiefenbegrenzung im Sinn des § 15 Abs. 2 Buchst. b) dieser Satzung beträgt 40 m. 

 
I. 8 Beitragsmaßstab 
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Der Veranlagungsfaktor im Sinn des § 15 Abs. 3 dieser Satzung beträgt: 

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit oder Grundstücken, 

auf denen nur Garagen oder Stellplätze gebaut werden dürfen:   1,00 

b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit oder gewerblich 

nutzbaren Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist:  1,25 

c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit:      1,50 

d) bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit:     1,75 

e) bei sechs- und höhergeschossiger Bebaubarkeit:    2,00. 

I. 9 Divisor zur Ermittlung der Geschosszahl 

Der Divisor im Sinn des § 15 Abs. 4 dieser Satzung beträgt 3,5. 

 
I. 10 Zuschlag nach Art der baulichen Nutzung 

Der Zuschlag im Sinn des § 15 Abs. 6 dieser Satzung beträgt 0,3. 

 
I. 11 Beitragssatz 

a) Der Beitragssatz im Sinn des § 16 Abs. 1 dieser Satzung beträgt 9,30 € je Quadratmeter (m²) 
Veranlagungsfläche. 

b) Der ermäßigte Teilbetrag im Sinn des § 16 Abs. 2 dieser Satzung beträgt 

- bei einem Anschluss nur für Schmutzwasser 5,37 € je Quadratmeter (m²) 
Veranlagungsfläche; 

- bei einem Anschluss nur für Niederschlagswasser 3,93 € je Quadratmeter (m²) 
Veranlagungsfläche. 
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II. Entsorgungsgebiet Everswinkel 
 
II.1 Abwassergebührenmaßstab 

Im Entsorgungsgebiet Everswinkel wird die Schmutzwassergebühr aufgeteilt in 

a. eine Gebühr für die Ableitung von Schmutzwasser und 

b. eine Gebühr für die Reinigung von Schmutzwasser. 

Die Ableitung umfasst das Sammeln, das Fortleiten, das Versickern, das Verregnen und das 
Verrieseln; die Reinigung umfasst das Behandeln, das Einleiten sowie das Entwässern von 
Klärschlamm im Zusammenhang mit der Beseitigung des Abwassers. Die Beseitigung umfasst die 
Ableitung und die Reinigung. 

  
II.2 Abwassergebührensätze 

a) Die Ableitungsgebühr für Schmutzwasser im Sinn des § 4 dieser Satzung i. V. m. der Ziff. 
II.1.a) beträgt ab dem 01.01.2024 jährlich 1,20 € je m³ Schmutzwasser. 

b) Die Reinigungsgebühr für Schmutzwasser im Sinn des § 4 dieser Satzung i. V. m. der Ziff. 
II.1.b) beträgt ab dem 01.01.2024 jährlich 1,97 € je m³ Schmutzwasser. 

c) Auf Antrag wird bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Großviehhaltung unter Anwendung des 
§ 4 Abs. 5 dieser Satzung die Wassermenge um 8 cbm pro Jahr für jedes Stück Großvieh 
herabgesetzt. Maßgebend ist die Stückzahl am Stichtag der Viehzählung des vorletzten 
Kalenderjahres. 

d) Die Beseitigungsgebühr für Niederschlagswasser im Sinn des § 5 dieser Satzung beträgt je 
Quadratmeter bebauter bzw. überbauter und/oder befestigter sowie abflusswirksamer Fläche 
ab dem 01.01.2024 jährlich 0,57 €.  

e) Teilversiegelte Flächen im Sinn des § 5 Abs. 5 dieser Satzung werden mit einer Ermäßigung 
von 50 % bei der Erhebung der Gebühr nach § 5 dieser Satzung i. V. m. Ziff. II.2.d) 
berücksichtigt. 

f) An Brauchwasseranlagen im Sinn des § 5 Abs. 6 dieser Satzung angeschlossene Flächen 
werden mit einer Ermäßigung von 50 % bei der Erhebung der Gebühr nach § 5 dieser 
Satzung i. V. m. Ziff. II.2.d) berücksichtigt. 

g) An Anlagen zur Rückhaltung und Versickerung im Sinn des § 5 Abs. 7 dieser Satzung 
angeschlossene Flächen werden mit einer Ermäßigung von 50 % bei der Erhebung der 
Gebühr nach § 5 dieser Satzung i. V. m. Ziff. II.2.d) berücksichtigt 

h) Die Straßenentwässerungsgebühr beträgt je Quadratmeter bebauter bzw. überbauter 
und/oder befestigter sowie abflusswirksamer Fläche ab dem 01.01.2024 jährlich 0,60 €. 

i) Teilversiegelte Flächen im Sinn des § 5a Abs. 2 dieser Satzung werden mit einer Ermäßigung 
von 50 % bei der Erhebung der Gebühr nach § 5a dieser Satzung i. V. m. Ziff. II.2.h) 
berücksichtigt. 

 
II.3 Starkverschmutzerzuschlag 

Der Starkverschmutzerzuschlag im Sinn des § 4 a dieser Satzung beträgt ab dem 01.01.2024 je m³ 
Schmutzwasser jährlich 0,00422 €.  

Der Zuschlag findet direkt auf die Menge gem. Ziff. II.2.b) Anwendung. 

 
II.4 Gebühr für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm 

Die Gebühr im Sinn des § 11 dieser Satzung beträgt 
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- für die Entleerung und die Abfuhr 20,23 € je m³ abgefahrenen Anlageninhalts, 
- für die Behandlung in der Kläranlage und Entsorgung 4,73 € je m³ abgefahrenen 

Anlageninhalts, 
-     für Fehlfahrten: 59,50 € je Fahrt, 
-    für Einzelfahrten / Sonderabfuhren außerhalb der Tourenplanung des zur Abfuhr beauftragten 

Unternehmens: 190,40 € je Fahrt. 
 

In der Gebühr für die Entleerung ist das Auslegen des Saugschlauches bis einschließlich 20 m Länge 
enthalten. Wird für die Entsorgung die Verlegung eines Schlauches von mehr als 20 m Länge 
erforderlich, ist für jeden weiteren angefangenen Meter 2,26 € zu zahlen. 

 

II.5 Gebühr für das Auspumpen und Abfahren der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gruben 

Die Gebühr im Sinn des § 12 dieser Satzung beträgt 

- für die Entleerung und die Abfuhr 20,23 € je m³ abgefahrenen Anlageninhalts, 
- für die Behandlung in der Kläranlage und Entsorgung 1,59 € je m³ abgefahrenen 

Anlageninhalts, 
-     für Fehlfahrten: 59,50 € je Fahrt, 
-    für Einzelfahrten / Sonderabfuhren außerhalb der Tourenplanung des zur Abfuhr beauftragten 

Unternehmens: 190,40 € je Fahrt. 
 

In der Gebühr für die Entleerung ist das Auslegen des Saugschlauches bis einschließlich 20 m Länge 
enthalten. Wird für die Entsorgung die Verlegung eines Schlauches von mehr als 20 m Länge 
erforderlich, ist für jeden weiteren angefangenen Meter 2,26 € zu zahlen. 

 
II.6 Tiefenbegrenzung 

Die Tiefenbegrenzung im Sinn des § 15 Abs. 2 Buchst. b) dieser Satzung beträgt 30 m. 

 
 
II.7 Beitragsmaßstab 

Der Veranlagungsfaktor im Sinn des § 15 Abs. 3 dieser Satzung beträgt: 

a) bei Friedhöfen, Kirchengrundstücken, Freibädern, Sportplätzen, 

Kleingartengeländen und ähnlichen im Wesentlichen unbebauten 

bzw. untergeordnet bebauten oder bebaubaren Grundstücken:   0,50 

b) bei ein- und zweigeschossiger Bebaubarkeit oder gewerblich 

nutzbaren Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist 

oder Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze 

gebaut werden dürfen:        1,00 

c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit:      1,25 

d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit:      1,50 

e) bei fünfgeschossiger Bebaubarkeit:      1,70 

f) bei sechsgeschossiger Bebaubarkeit:      1,85 

g) bei siebengeschossiger Bebaubarkeit:      1,95 

h) bei acht - und mehrgeschossiger Bebaubarkeit:     2,00. 
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Ist nur für einen Teil der überbaubaren Fläche eine mehr als 2-geschossige Bauweise zulässig, so ist 
der nach Ziff. II. 6 b) bis g) maßgebende Faktor nur für den 3- oder mehrgeschossig bebaubaren 
Grundstücksteil anzuwenden. 

II.8 Divisor zur Ermittlung der Geschosszahl 

Der Divisor im Sinn des § 15 Abs. 4 dieser Satzung beträgt 3,5. 

 
II.9 Zuschlag nach Art der baulichen Nutzung 

Der Zuschlag im Sinn des § 15 Abs. 6 dieser Satzung beträgt 0,3. 

 
II.10 Beitragssatz 

a) Der Beitragssatz im Sinn des § 16 Abs. 1 dieser Satzung beträgt 9,49 € je Quadratmeter (m²) 
Veranlagungsfläche. 

b) Die Ermäßigung im Sinn des § 16 Abs. 2 dieser Satzung beträgt 

- bei einer erforderlichen Vorbehandlung 50 % des Beitrags; 
- bei einem Anschluss nur für Schmutzwasser 50 % des Beitrags; 
- bei einem Anschluss nur für Niederschlagswasser 50 % des Beitrags. 
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III. Entsorgungsgebiet Ostbevern 
 
III.1 Abwassergebührenmaßstab 

Im Entsorgungsgebiet Ostbevern wird die Schmutzwassergebühr aufgeteilt in 

a. eine Gebühr für die Ableitung von Schmutzwasser und 

b. eine Gebühr für die Reinigung von Schmutzwasser. 

Die Ableitung umfasst das Sammeln, das Fortleiten, das Versickern, das Verregnen und das 
Verrieseln; die Reinigung umfasst das Behandeln, das Einleiten sowie das Entwässern von 
Klärschlamm im Zusammenhang mit der Beseitigung des Abwassers. Die Beseitigung umfasst die 
Ableitung und die Reinigung. 

III.2 Abwassergebührensätze 

a) Die Ableitungsgebühr für Schmutzwasser im Sinn des § 4 dieser Satzung i. V. m. der Ziff. 
III.1.a) beträgt ab dem 01.01.2024 jährlich 1,69 € je m³ Schmutzwasser. 

b) Die Reinigungsgebühr für Schmutzwasser im Sinn des § 4 dieser Satzung i. V. m. der Ziff. 
III.1.b) beträgt ab dem 01.01.2024 jährlich 1,64 € je m³ Schmutzwasser. 

c) Die Beseitigungsgebühr für Niederschlagswasser im Sinn des § 5 dieser Satzung beträgt je 
Quadratmeter bebauter bzw. überbauter und/oder befestigter sowie abflusswirksamer Fläche 
ab dem 01.01.2024 jährlich 0,73 €. 

d) Teilversiegelte Flächen im Sinn des § 5 Abs. 5 dieser Satzung werden mit einer Ermäßigung 
von 50 % bei der Erhebung der Gebühr nach § 5 dieser Satzung i. V. m. Ziff. III.2.c) 
berücksichtigt. 

e) An Brauchwasseranlagen im Sinn des § 5 Abs. 6 dieser Satzung angeschlossene Flächen 
werden mit einer Ermäßigung von 50 % bei der Erhebung der Gebühr nach § 5 dieser 
Satzung i. V. m. Ziff. III.2.c) berücksichtigt. 

f) An Anlagen zur Rückhaltung und Versickerung im Sinn des § 5 Abs. 7 dieser Satzung 
angeschlossene Flächen werden mit einer Ermäßigung von 50 % bei der Erhebung der 
Gebühr nach § 5 dieser Satzung i. V. m. Ziff. III.2.c) berücksichtigt 

g) Macht die Gemeinde Ostbevern von der Möglichkeit des § 51a Abs. 2 LWG NRW Gebrauch 
und setzt in einem Bebauungsplan fest, dass die Niederschlagswasserbeseitigung von 
privaten und öffentlichen Flächen flächendeckend über Versickerung  zu erfolgen hat, macht 
sie hierzu konkrete Vorgaben (insbes. zur Ableitung über Versickerungsgräben, zur belebten 
Bodenzone, zur Muldenversickerung, zu versickerungsfähigem (Straßen)Pflaster und zu 
vorgeschalteten Anlagen) im Bebauungsplan und wird aus diesem Grund direkt oder in 
unmittelbarer Nähe vor den Grundstücken auf den Bau eines öffentlichen Regenwassernetzes 
(offen oder geschlossen, Anschlussleitungen und Sammler) verzichtet, ergibt sich abweichend 
zu Lit. d) - f) bei der Erhebung der Gebühr nach § 5 dieser Satzung i. V. m. Ziff. III.2.c) eine 
Reduzierung von 75 %.  

h) Die Straßenentwässerungsgebühr beträgt je Quadratmeter bebauter bzw. überbauter 
und/oder befestigter sowie abflusswirksamer Fläche ab dem 01.01.2024 jährlich 0,75 €. 

i) Teilversiegelte Flächen im Sinn des § 5a Abs. 2 dieser Satzung werden mit einer Ermäßigung 
von 50 % bei der Erhebung der Gebühr nach § 5a dieser Satzung i. V. m. Ziff. III.2.h) 
berücksichtigt. 

III.3 Starkverschmutzerzuschlag 

Der Starkverschmutzerzuschlag im Sinn des § 4 a dieser Satzung beträgt ab dem 01.01.2024 je m³ 
Schmutzwasser jährlich 0,00261 €.  
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Der Zuschlag findet direkt auf die Menge gem. Ziff. III.2.b) Anwendung. 

 
III.4 Gebühr für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm 

Die Gebühr im Sinn des § 11 dieser Satzung beträgt 

- für die Entleerung und die Abfuhr 23,80 € je m³ abgefahrenen Anlageninhalts, 
- für die Behandlung in der Kläranlage und Entsorgung 19,63 € je m³ abgefahrenen 

Anlageninhalts, 
- für Fehlfahrten: 59,50 € je Fahrt, 
-    für Einzelfahrten / Sonderabfuhren außerhalb der Tourenplanung des zur Abfuhr beauftragten 

Unternehmens: 190,40 € je Fahrt. 
 

In der Gebühr für die Entleerung ist das Auslegen des Saugschlauches bis einschließlich 20 m Länge 
enthalten. Wird für die Entsorgung die Verlegung eines Schlauches von mehr als 20 m Länge 
erforderlich, ist für jeden weiteren angefangenen Meter 2,26 € zu zahlen. 

 
III. 5 Gebühr für das Auspumpen und Abfahren der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gruben 

Die Gebühr im Sinn des § 12 dieser Satzung beträgt 

- für die Entleerung und die Abfuhr 23,80 € je m³ abgefahrenen Anlageninhalts, 
- für die Behandlung in der Kläranlage und Entsorgung 19,63 € je m³ abgefahrenen 

Anlageninhalts, 
- für Fehlfahrten: 59,50 € je Fahrt.  
- für Einzelfahrten / Sonderabfuhren außerhalb der Tourenplanung des zur Abfuhr beauftragten 

Unternehmens: 190,40 € je Fahrt. 
 

In der Gebühr für die Entleerung ist das Auslegen des Saugschlauches bis einschließlich 20 m Länge 
enthalten. Wird für die Entsorgung die Verlegung eines Schlauches von mehr als 20 m Länge 
erforderlich, ist für jeden weiteren angefangenen Meter 2,26 € zu zahlen. 

III.6 Tiefenbegrenzung 

Die Tiefenbegrenzung im Sinn des § 15 Abs. 2 Buchst. b) dieser Satzung beträgt 40 m. 

 
III.7 Beitragsmaßstab 

Der Veranlagungsfaktor im Sinn des § 15 Abs. 3 dieser Satzung beträgt: 

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit oder bei Grundstücken, 

auf denen nur Garagen oder Stellplätze gebaut werden dürfen:   1,00 

b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit:      1,25 

c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit:      1,50 

d) bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit:     1,75 

e) bei sechs- und höhergeschossiger Bebaubarkeit:    2,00. 

 
III.8 Divisor zur Ermittlung der Geschosszahl 

Der Divisor im Sinn des § 15 Abs. 4 dieser Satzung beträgt 3,5. 

 
III.9 Zuschlag nach Art der baulichen Nutzung 

Der Zuschlag im Sinn des § 15 Abs. 6 dieser Satzung beträgt 0,3. 
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III.10 Beitragssatz 

a) Der Beitragssatz im Sinn des § 16 Abs. 1 dieser Satzung beträgt 11,85 € je Quadratmeter (m²) 
Veranlagungsfläche. 

b) Der ermäßigte Teilbeitrag im Sinn des § 16 Abs. 2 dieser Satzung beträgt 

- bei einem Anschluss nur für Schmutzwasser 7,31 € je Quadratmeter (m²) 
Veranlagungsfläche; 

- bei einem Anschluss nur für Niederschlagswasser 4,54 € je Quadratmeter (m²) 
Veranlagungsfläche. 
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IV. Entsorgungsgebiet Beelen 
 
IV.1 Abwassergebührenmaßstab 

Im Entsorgungsgebiet Beelen wird die Schmutzwassergebühr aufgeteilt in 

a. eine Gebühr für die Ableitung von Schmutzwasser und 

b. eine Gebühr für die Reinigung von Schmutzwasser. 

Die Ableitung umfasst das Sammeln, das Fortleiten, das Versickern, das Verregnen und das 
Verrieseln; die Reinigung umfasst das Behandeln, das Einleiten sowie das Entwässern von 
Klärschlamm im Zusammenhang mit der Beseitigung des Abwassers. Die Beseitigung umfasst die 
Ableitung und die Reinigung. 

IV.2 Abwassergebührensätze 

a. Die Ableitungsgebühr für Schmutzwasser im Sinn des § 4 dieser Satzung i. V. m. der Ziff. 
IV.1.a) beträgt ab dem 01.01.2024 jährlich 1,81 € je m³ Schmutzwasser. 

b. Die Reinigungsgebühr für Schmutzwasser im Sinn des § 4 dieser Satzung i. V. m. der Ziff. 
IV.1.b) beträgt ab dem 01.01.2024 jährlich 1,49 € je m³ Schmutzwasser. 

c. Die Beseitigungsgebühr für Niederschlagswasser im Sinn des § 5 dieser Satzung beträgt je 
Quadratmeter bebauter bzw. überbauter und/oder befestigter sowie abflusswirksamer Fläche 
ab dem 01.01.2024 jährlich 0,62 €. 

d. Teilversiegelte Flächen im Sinn des § 5 Abs. 5 dieser Satzung werden mit einer Ermäßigung 
von 50 % bei der Erhebung der Gebühr nach § 5 dieser Satzung i. V. m. Ziff. IV.2.c) 
berücksichtigt. 

e. An Brauchwasseranlagen im Sinn des § 5 Abs. 6 dieser Satzung angeschlossene Flächen 
werden mit einer Ermäßigung von 50 % bei der Erhebung der Gebühr nach § 5 dieser 
Satzung i. V. m. Ziff. IV.2.c) berücksichtigt. 

f. An Anlagen zur Rückhaltung und Versickerung im Sinn des § 5 Abs. 7 dieser Satzung 
angeschlossene Flächen werden mit einer Ermäßigung von 50 % bei der Erhebung der 
Gebühr nach § 5 dieser Satzung i. V. m. Ziff. IV.2.c) berücksichtigt. 

g. Die Straßenentwässerungsgebühr beträgt je Quadratmeter bebauter bzw. überbauter 
und/oder befestigter sowie abflusswirksamer Fläche ab dem 01.01.2024 jährlich 0,66 €. 

h. Teilversiegelte Flächen im Sinn des § 5a Abs. 2 dieser Satzung werden mit einer Ermäßigung 
von 50 % bei der Erhebung der Gebühr nach § 5a dieser Satzung i. V. m. Ziff. IV.2.g) 
berücksichtigt. 

IV.3  Starkverschmutzerzuschlag 

Der Starkverschmutzerzuschlag im Sinn des § 4 a dieser Satzung beträgt ab dem 01.01.2024 je m³ 
Schmutzwasser jährlich 0,00228 €.  

Der Zuschlag findet direkt auf die Menge gem. Ziff. IV.2.b) Anwendung. 

 
IV.4  Gebühr für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm 

Die Gebühr im Sinn des § 11 dieser Satzung beträgt 

- für die Entleerung und die Abfuhr 19,04 € je m³ abgefahrenen Anlageninhalts, 
- für die Behandlung in der Kläranlage und Entsorgung 5,62 € je m³ abgefahrenen 

Anlageninhalts, 
- für Fehlfahrten: 47,60 € je Fahrt, 
- für Einzelfahrten / Sonderabfuhren außerhalb der Tourenplanung des zur Abfuhr beauftragten 

Unternehmens: 130,90 € je Fahrt. 
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In der Gebühr für die Entleerung ist das Auslegen des Saugschlauches bis einschließlich 20 m Länge 
enthalten. Wird für die Entsorgung die Verlegung eines Schlauches von mehr als 20 m Länge 
erforderlich, ist für jeden weiteren angefangenen Meter 2,26 € zu zahlen. 

IV.5  Gebühr für das Auspumpen und Abfahren der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gruben 

Die Gebühr im Sinn des § 12 dieser Satzung beträgt 

- für die Entleerung und die Abfuhr 19,04 € je m³ abgefahrenen Anlageninhalts, 
- für die Behandlung in der Kläranlage und Entsorgung 5,62 € je m³ abgefahrenen 

Anlageninhalts, 
 -     für Fehlfahrten: 47,60 € je Fahrt,  
- für Einzelfahrten / Sonderabfuhren außerhalb der Tourenplanung des zur Abfuhr beauftragten 

Unternehmens: 130,90 € je Fahrt. 

In der Gebühr für die Entleerung ist das Auslegen des Saugschlauches bis einschließlich 20 m Länge 
enthalten. Wird für die Entsorgung die Verlegung eines Schlauches von mehr als 20 m Länge 
erforderlich, ist für jeden weiteren angefangenen Meter 2,26 € zu zahlen. 

 
IV.6 Tiefenbegrenzung 

Die Tiefenbegrenzung im Sinn des § 15 Abs. 2 Buchst. b) dieser Satzung beträgt 50 m. 

 
IV.7 Beitragsmaßstab 

Der Veranlagungsfaktor im Sinn des § 15 Abs. 3 dieser Satzung beträgt: 

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit oder gewerblich nutzbaren Grundstücken,  

auf denen keine Bebauung zulässig ist:      1,00 

b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit:      1,25 

c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit:      1,50 

d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit:      1,75 

e) bei fünfgeschossiger Bebaubarkeit:      1,85 

f) bei sechs- und höhergeschossiger Bebaubarkeit:    2,00. 

 
IV.8 Divisor zur Ermittlung der Geschosszahl 

Der Divisor im Sinn des § 15 Abs. 4 dieser Satzung beträgt 3,5. 

 
IV.9 Zuschlag nach Art der baulichen Nutzung 

Der Zuschlag im Sinn des § 15 Abs. 6 dieser Satzung beträgt 0,35. 

IV.10 Beitragssatz 

a) Der Beitragssatz im Sinn des § 16 Abs. 1 dieser Satzung beträgt 5,98 € je Quadratmeter (m²) 
Veranlagungsfläche. 

b) Der ermäßigte Teilbeitrag im Sinn des § 16 Abs. 2 dieser Satzung beträgt 

- bei einem Anschluss nur für Schmutzwasser 3,46 € je Quadratmeter (m²) 
Veranlagungsfläche; 

- bei einem Anschluss nur für Niederschlagswasser 2,52 € je Quadratmeter (m²) 
Veranlagungsfläche 

- bei einem nur teilweise gebotenen Anschluss für Niederschlagswasser 1,26 € je 
Quadratmeter (m²) Veranlagungsfläche. 
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Wird eine Vorklärung oder sonstige Vorbehandlung der Abwässer auf dem Grundstück verlangt, 
ermäßigt sich der jeweilige Anschlussbeitrag nach Lit. a) und b) um 50 v. H. 
 

Artikel X 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 

 

Die vorstehende Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung der 

Abwasserbetrieb TEO AöR zu der Entwässerungssatzung der Abwasserbetrieb TEO AöR und 

der Satzung der Abwasserbetrieb TEO AöR über die Entsorgung von Grundstücks-

entwässerungsanlagen, jeweils für das Entsorgungsgebiet der Abwasserbetrieb TEO AöR, 

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Gemäß § 6 Absatz 3 der Unternehmenssatzung der Abwasserbetrieb TEO Anstalt öffentlichen 

Rechts haben der Rat der Gemeinde Everswinkel in seiner Sitzung am 13.12.2023, der Rat 

der Stadt Telgte in seiner Sitzung am 14.12.2023, der Rat der Gemeinde Ostbevern in seiner 

Sitzung am 14.12.2023 und der Rat der Gemeinde Beelen in seiner Sitzung am 19.12.2023 

dieser Satzung zugestimmt. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 

NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GV. 

NRW. S. 759, ber. 2019 S. 23), eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 

Gemeindeordnung gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 

mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 

 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 

c) der Vorstand der Abwasserbetrieb TEO AöR hat den Beschluss des Verwaltungsrates 

der Abwasserbetrieb TEO AöR vorher beanstandet 

 

oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Abwasserbetrieb TEO AöR vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 

den Mangel ergibt. 

 

 

 

48361 Beelen, den 19. Dezember 2023 

 

 

 

 

 

 

 

gez. Rolf Mestekemper  

Vorsitzender des Verwaltungsrates 

der Abwasserbetrieb TEO AöR 

770



 

Aktuelle Fassung: gültig ab 01.01.2024  1 

Satzung der Abwasserbetrieb TEO AöR über die Entwässerung der Grundstücke und 
den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage (Entwässerungssatzung) vom 
25.02.2016 in der Fassung der 7. Änderung vom 19.12.2023 für das Entsorgungsgebiet 
der Abwasserbetrieb TEO AöR 
 
In seiner Sitzung am 22.11.2023 hat der Verwaltungsrat der Abwasserbetrieb TEO AöR 
folgende Satzung beschlossen. Die Satzung ergeht aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.04.2022 (GV.NRW 2022, 
S. 490), der §§ 1, 2, 4 und 5 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
25.04.2023 (GV. NRW. S. 233), des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes vom 31.07.2009 
(BGBl. I, S. 2585 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 176) sowie des § 65 des Landeswassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. S. 926), zuletzt geändert 
durch Art. 3 des Gesetzes vom 17.12.2021 (GV. NRW. S. 1470), in Verbindung mit der 
Satzung der Stadt Telgte sowie der Gemeinden Everswinkel, Ostbevern und Beelen über die 
interkommunale Anstalt des öffentlichen Rechts „Abwasserbetrieb TEO“ in der aktuell 
geltenden Fassung. 

 
Artikel I 

 
§ 2 

Begriffsbestimmungen 
 
2. Abwasser: 

Abwasser ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser im Sinne des § 54 Abs. 1 WHG. 
 
a) Schmutzwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder 

sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte Wasser und das bei 
Trockenwetter damit zusammen abfließende Wasser. Als Schmutzwasser gelten 
auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen 
austretenden und gesammelten Flüssigkeiten. 

b) Niederschlagswasser ist das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten 
oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser. 

 
5. Öffentliche Abwasseranlage: 
 

e) Nicht zur öffentlichen Abwasseranlage im Sinne dieser Satzung gehören 
Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben, die in der Satzung der Abwasserbetrieb 
TEO AöR über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen im 
Entsorgungsgebiet der Abwasserbetrieb TEO AöR geregelt sind. 

 
6. Anschlussleitungen: 

a) Hausanschlussleitungen sind die Leitungen von der privaten Grundstücksgrenze 
bzw. im Fall des Vorhandenseins eines Kontrollschachtes im Gebiet der Gemeinde 
Ostbevern ab Hinterkante Kontrollschacht bis zu dem Gebäude auf dem Grundstück, 
in dem Abwasser anfällt. Zu den Hausanschlussleitungen gehören auch Leitungen 
in und unter der Bodenplatte des Gebäudes auf dem Grundstück, in dem Abwasser 
anfällt sowie Schächte und Inspektionsöffnungen. Bei Druckentwässerungsnetzen ist 
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die Druckstation (inklusive Druckpumpe) auf dem privaten Grundstück Bestandteil 
der Hausanschlussleitung. 

 
Artikel II 

 
§ 6  

Begrenzung des Benutzungsrechts 
 

(1) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen solche Stoffe und Schmutzwasser (§ 54 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 1 WHG) und Niederschlagswasser (§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG) nicht 
eingeleitet werden, die aufgrund ihrer Inhaltsstoffe 

 
1. die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden, 
2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige Personal gefährden oder 

gesundheitlich beeinträchtigen, 
3. die Abwasseranlage in ihrem Bestand angreifen oder ihre Funktionsfähigkeit oder 

Unterhaltung gefährdet, erschweren oder behindern, 
4. den Betrieb der Abwasserbehandlung erheblich erschweren oder verteuern, 
5. die Klärschlammbehandlung, -beseitigung oder -verwertung beeinträchtigen oder 

verteuern oder 
6. die Abwasserreinigungsprozesse in der Abwasserbehandlungsanlage so erheblich 

stören, dass dadurch die Anforderungen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis 
nicht eingehalten werden können. 

 
(2) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen insbesondere nicht eingeleitet werden: 
 

1. feste Stoffe, auch in zerkleinertem Zustand, die zu Ablagerungen oder Verstopfungen 
in der Kanalisation führen können, 

2. Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und sonstigen privaten Behandlungs-  
anlagen, 

3. Abwässer und Schlämme aus Anlagen zur örtlichen Abwasserbeseitigung, 
insbesondere aus Kleinkläranlagen, abflusslosen Gruben, Sickerschächten, 
Schlammfängen, gewerblichen Sammelbehältern und Abfälle aus 
Abscheideranlagen, soweit sie nicht in eine für diesen Zweck vorgesehene 
öffentliche Einleitungsstelle eingeleitet werden, 

4. flüssige Stoffe, die im Kanalnetz erhärten können, sowie Stoffe, die nach 
Übersättigung im Abwasser in der Kanalisation ausgeschieden werden und zu 
Abflussbehinderungen führen können, 

5. nicht neutralisierte Kondensate aus erd- und flüssiggasbetriebenen 
Brennwertanlagen mit einer Nennwärmeleistung von mehr als 100 KW sowie nicht 
neutralisierte Kondensate aus sonstigen Brennwertanlagen, 

6. radioaktives Abwasser, 
7. Inhaltsstoffe von Chemietoiletten, die nicht dem Stand der Technik entsprechen, 

soweit diese im Rahmen eines Gewerbebetriebes anfallen bzw. gesammelt werden 
und soweit diese nicht im Einzelfall auf Antrag durch die Abwasserbetrieb TEO AöR 
schriftlich zugelassen worden sind 

8. nicht desinfiziertes Abwasser aus Infektionsabteilungen von Krankenhäusern und 
medizinischen Instituten, 

9. flüssige Stoffe aus landwirtschaftlicher Tierhaltung wie Gülle und Jauche, 
10. Silagewasser, 
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11. Grund-, Drainage- und sonstiges Wasser, wie z.B. wild abfließendes Wasser (§ 37 
WHG) 

12.  Kühlwasser, soweit dieses nicht im Einzelfall auf Antrag durch die Abwasserbetrieb 
TEO AöR schriftlich zugelassen worden ist 

13. Blut aus Schlachtungen, 
14. gasförmige Stoffe und Abwasser, das Gase in schädlichen Konzentrationen 

freisetzen kann, 
15. feuergefährliche und explosionsfähige Stoffe sowie Abwasser, aus dem 

explosionsfähige Gas-Luft-Gemische entstehen können, 
16. Emulsionen von Mineralölprodukten und 
17. Medikamente und pharmazeutische Produkte. 
18. Abwasser aus Bohrungen zur Gewinnung von Erdwärme, soweit dieses nicht im 

Einzelfall auf Antrag durch den Abwasserbetrieb schriftlich zugelassen wird 
19. Flüssige Stoffe, die kein Abwasser sind (§ 55 WHG Abs. 3), soweit diese nicht im 

Einzelfall auf Antrag durch den Abwasserbetrieb schriftlich zugelassen worden sind 
20. Einweg-Waschlappen, Einwegwischtücher und sonstige Feuchttücher; diese sind 

über das Restmüllgefäß zu entsorgen. 
 
(8) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage ist ausgeschlossen, soweit die 

Abwasserbetrieb TEO AöR von der Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist. 
 

 
Artikel III 

§ 7  
Abscheide- und sonstige Vorbehandlungsanlagen 

 
(1) Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel- Heiz- oder Schmieröl sowie 

fetthaltiges Abwasser ist vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage in 
entsprechende Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln. Der Anschlussnehmer, 
auf dessen Grundstück Rückstände von Fetten aus betrieblicher, gewerblicher oder 
industrieller Nutzung anfallen werden, hat Vorrichtungen zur Abscheidung dieser Stoffe 
aus dem Abwasser einzubauen (Abscheideranlage). Die Abscheideranlagen und ihr 
Betrieb müssen den allgemeinen anerkannten Regeln der Technik entsprechen. Der 
Einsatz biologisch aktiver Mittel im Abscheidesystem ist nicht zulässig. 

 
(2) Für die Einleitung von Niederschlagswasser kann von der Abwasserbetrieb TEO AöR 

eine Vorbehandlung (Vorreinigung) auf dem Grundstück des Anschlussnehmers in einer 
von ihm zu errichtenden und zu betreibenden Abscheide- oder sonstigen 
Vorbehandlungsanlage angeordnet werden, wenn der Verschmutzungsgrad des 
Niederschlagswassers für die Abwasserbetrieb TEO AöR eine Pflicht zur Vorbehandlung 
nach dem sog. Trenn-Erlass vom 26.05.2004 (MinBl. NRW 2004, S. 583ff.) auslöst. Die 
vorstehende Vorbehandlungspflicht gilt auch für Straßenbaulastträger, die das 
Straßenoberflächenwasser in die öffentliche Abwasseranlage einleiten. Die öffentliche 
Abwasserbeseitigungspflicht entbindet den nach § 48 LWG NRW 
abwasserüberlassungspflichtigen Anschlussnehmer nicht von der Verantwortung für 
sein einzuleitendes Abwasser. 

 
(3) Das Abscheidegut oder die Stoffe, die bei der Vorbehandlung anfallen, sind in 

Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen Vorschriften zu entsorgen und dürfen der 
öffentlichen Abwasseranlage nicht zugeführt werden. Die Abscheideanlagen sind 
gemäß den anerkannten Regeln der Technik bzw. DIN-/EN-Normen zu entleeren. 
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Machen besondere Umstände (z. B. eine vorzeitige Füllung des Abscheiders) eine 
außerordentliche Entleerung und Reinigung erforderlich, so hat der Anschlussnehmer 
dies sofort selbstständig zu veranlassen. Er haftet für jeden Schaden, der durch eine 
nicht rechtzeitige Entleerung entsteht. Die Abwasserbetrieb TEO AöR ist berechtigt, 
einen Abscheider kostenpflichtig zu entleeren, wenn die Notwendigkeit für eine 
Entleerung vorliegt und der Anschlussnehmer diese Entleerung unterlässt. 

 
(4) Die Abscheide- und sonstigen Vorbehandlungsanlagen und deren Betrieb müssen den 

Regeln der Technik und den rechtlichen Anforderungen entsprechen. Die 
Abwasserbetrieb TEO AöR kann darüberhinausgehende Anforderungen an den Bau, 
den Betrieb und die Unterhaltung der Abscheider stellen, sofern dies im Einzelfall zum 
Schutz der öffentlichen Abwasseranlage erforderlich ist.  Für den Abscheider oder die 
sonstige Vorbehandlungsanlage ist durch den Anschlussnehmer ein Betriebstagebuch 
zu führen, indem die jeweiligen Zeitpunkte und Ereignisse der durchgeführten 
Eigenkontrollen, Wartungen und Überprüfungen, die Entsorgung entnommener 
Inhaltsstoffe sowie die Beseitigung eventuell festgestellter Mängel zu dokumentieren ist. 
Auf Verlangen der Abwasserbetrieb TEO AöR ist das Betriebstagebuch zum Zweck der 
Funktionsprüfung und zum Schutz der öffentlichen Abwasseranlage vorzulegen. 

 
(5) Stoffe aus Verarbeitungsbetrieben tierischer Nebenprodukte und von 

Schlachtabwässern aus Schlachthöfen nach den Artikeln 8, 9 und 10 (Material der 
Kategorien 1, 2 und 3) der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 müssen durch den 
Anschlussnehmer durch ein Feststoffrückhaltesystem mit einer maximalen 
Maschenweite von 6 mm geführt werden. 

 
Artikel IV 

§ 9  
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für Schmutzwasser 

 
(1) Der Grundstückseigentümer kann auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungszwang für 

Schmutzwasser ganz oder teilweise befreit werden, wenn ihm die 
Abwasserbeseitigungspflicht gem. § 49 Abs. 5 LWG NRW durch die zuständige Behörde 
ganz oder teilweise übertragen worden ist. Die Übertragung ist der Abwasserbetrieb 
TEO AöR durch den Grundstückseigentümer nachzuweisen. 

 
Artikel V 

§ 10  
Nutzung des Niederschlagswassers 

 
(1) Beabsichtigt der Grundstückseigentümer die Nutzung des auf seinem Grundstück 

anfallenden Niederschlagswassers als Brauchwasser, so hat er dies bei der 
Abwasserbetrieb TEO AöR anzuzeigen. Für die Anzeige ist der entsprechende Vordruck 
„Flächenermittlung für Niederschlagswasser Gewässerunterhaltung“ der 
Abwasserbetrieb TEO AöR zu verwenden. Die Abwasserbetrieb TEO AöR kann ihn in 
diesem Fall unter den Voraussetzungen des § 49 Abs. 4 Satz 3 LWG NRW von der 
Überlassung des verwendeten Niederschlagswassers freistellen, wenn die 
ordnungsgemäße Verwendung des Niederschlagswassers auf dem Grundstück 
sichergestellt ist und ein Überlauf an den öffentlichen Kanal besteht, so dass eine 
Überschwemmung von Nachbargrundstücken durch Niederschlagswasser 
ausgeschlossen werden kann. 

 

774



 

Aktuelle Fassung: gültig ab 01.01.2024  5 

(4) Beabsichtigt der Grundstückseigentümer den Betrieb von Anlagen zur Rückhaltung und 
Versickerung von Niederschlagswasser (z.B. Mulden, Rigolen, Schacht-versickerung), 
so hat er dies bei der Abwasserbetrieb TEO AöR anzuzeigen. Für die Anzeige ist der 
entsprechende Vordruck „Flächenermittlung für Niederschlagswasser 
Gewässerunterhaltung“ der Abwasserbetrieb TEO AöR zu verwenden. Die 
Abwasserbetrieb TEO AöR kann ihn in diesem Fall unter den Voraussetzungen des § 
49 Abs. 4 Satz 3 LWG NRW von der Überlassung des versickerten 
Niederschlagswassers freistellen, wenn im Weiteren die Versickerungsfähigkeit des 
Untergrunds durch ein Fachgutachten nachgewiesen ist, eine Abnahmebescheinigung 
der Anlange durch ein Fachunternehmen vorliegt und ein Überlauf an die öffentliche 
Abwasseranlage unter Berücksichtigung der Rückstauebene besteht, so dass eine 
Überschwemmung von angrenzenden Grundstücken durch Niederschlagswasser 
ausgeschlossen werden kann. 

Artikel VI 
§ 11  

Besondere Bestimmungen für Druckentwässerungsnetze 
 

(1) Führt die Abwasserbetrieb TEO AöR aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen die 
Entwässerung mittels eines Druckentwässerungsnetzes durch, hat der 
Grundstückseigentümer auf seine Kosten auf seinem Grundstück einen Pumpenschacht 
mit einer für die Entwässerung ausreichend bemessenen Druckpumpe (einschließlich 
Steuerungstechnik und Stromversorgungseinrichtung) sowie die dazugehörige 
Druckleitung bis zur Grundstücksgrenze herzustellen, zu betreiben, zu unterhalten, 
Instand zu halten und gegebenenfalls zu ändern und zu erneuern. Die Entscheidung 
über Art, Ausführung, Bemessung und Lage der Druckanlage trifft die Abwasserbetrieb 
TEO AöR. 

 
Artikel VII 

§ 12 
Ausführung von Anschlussleitungen 

 
(3)    Der Grundstückseigentümer hat sich gegen Rückstau von Abwasser aus dem öffentlichen 

Kanal zu schützen. Hierzu hat er Ablaufstellen unterhalb der Rück-stauebene (in der 
Regel die Straßenoberkante) durch funktionstüchtige sowie geeignete 
Rückstausicherungen gemäß den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
einzubauen. Die Pflicht zum Einbau einer Rückstausicherung gilt für alle Grundstücke, 
d.h. auch für solche Grundstücke, bei denen in der Vergangenheit noch keine 
Rückstausicherung eingebaut worden ist oder satzungsrechtlich hätte bereits eingebaut 
werden müssen. Die Rückstausicherung muss jederzeit zugänglich sein und so errichtet 
und betrieben werden, dass eine Selbstüberwachung des Zustandes und der 
Funktionstüchtigkeit der Anschlussleitung durch den Anschlussnehmer möglich ist. 

 
(4) Bei der Neuerrichtung einer Anschlussleitung auf einem privaten Grundstück hat der 

Grundstückseigentümer einen geeigneten Kontrollschacht auf seinem Grundstück 
außerhalb des Gebäudes an der Grundstücksgrenze nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik einzubauen bzw. im Gebiet der Gemeinde Ostbevern den 
entsprechenden Einbau zu dulden. Wird die Anschlussleitung erneuert oder verändert, 
so hat der Grundstückseigentümer nachträglich einen Kontrollschacht auf seinem 
Grundstück erstmals nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik einzubauen, 
bzw. im Gebiet der Gemeinde Ostbevern den entsprechenden Einbau zu dulden, wenn 

775



 

Aktuelle Fassung: gültig ab 01.01.2024  6 

dieser zuvor nicht eingebaut worden war. In Ausnahmefällen kann auf Antrag des 
Grundstückseigentümers von der Errichtung eines Kontrollschachtes außerhalb des 
Gebäudes abgesehen werden. Der Kontrollschacht muss jederzeit frei zugänglich und 
zu öffnen sein. Eine Überbauung, Übererdung oder Bepflanzung des Kontrollschachtes 
ist unzulässig. 

 
(4a) Wird ein Kontrollschacht abweichend von § 2 Nr. 6 b) aufgrund der örtlichen 

Gegebenheiten, insbesondere bei Grenzbebauung, zwischen der privaten 
Grundstücksgrenze und dem öffentlichen Sammler verbaut, gehört der jeweilige 
Kontrollschacht in allen Gebieten außer Ostbevern nicht zur öffentlichen 
Grundstücksanschlussleitung. Die Abwasserbetrieb TEO AöR behält sich in einem 
solchen Fall jedoch vor, die Herstellung, Erneuerung, Beseitigung, Veränderung sowie 
die laufende Unterhaltung an dem Kontrollschacht gegen Kostenersatz nach § 10 KAG 
NRW durchzuführen. 

 
(5) Bei Errichtung oder nach Aufforderung durch die Abwasserbetrieb TEO AöR im Bestand 

wird die Anzahl, Führung, lichte Weite und technische Ausführung der 
Anschlussleitungen bis zum Kontrollschacht sowie die Lage und Ausführung des 
Kontrollschachtes durch die Abwasserbetrieb TEO AöR bestimmt. Bei gewerblichen 
Abwässern müssen die Kontrollschächte eine Höhendifferenz zwischen Zu- und Ablauf 
aufweisen, um Probeentnahmen zu erleichtern. 

 
(9) Die Genehmigung des Anschlusses kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. 

Insbesondere kann die Einleitungsmenge von Niederschlagswasser begrenzt werden, 
wenn z.B. eine Erhöhung der bebauten oder befestigten Flächen von einem Grundstück 
oder von mehreren Grundstücken nach Absatz 8, von denen Niederschlagswasser in die 
öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet werden soll, erfolgen soll oder die Ableitung 
dieses Niederschlagswassers auf Grund der hydraulischen Leitungsfähigkeit der 
Abwasserkanäle oder der Vorflut dienenden Gewässer nur begrenzt möglich ist. 

 
Artikel IIX 

§ 15  
Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen 

 
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen gilt die 

Verordnung zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen 
(Selbstüberwachungsverordnung Abwasser - SüwVO Abw NRW). Private 
Abwasserleitungen sind gemäß den §§ 60, 61 WHG, § 56 Abs. 1 LWG NRW so zu 
errichten, zu unterhalten und zu betreiben, dass die Anforderungen an die 
Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hierzu gehört auch die ordnungsgemäße 
Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG NRW gegenüber der 
Abwasserbetrieb TEO AöR.  

 
(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasserleitungen dürfen nur durch 

anerkannte Sachkundige gemäß § 12 SüwVO Abw NRW durchgeführt werden. 
 

(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW sind im Erdreich oder unzugänglich verlegte private 
Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten von Schmutzwasser oder mit diesem 
vermischten Niederschlagswasser einschließlich verzweigter Leitungen unter der Keller-
Bodenplatte oder der Bodenplatte des Gebäudes ohne Keller sowie zugehörige 
Einsteigschächte oder Inspektionsöffnungen zu prüfen. Ausgenommen von der Prüfpflicht 
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sind nach§ 7 Satz 2 SüwVO Abw NRW Abwasserleitungen, die zur alleinigen Ableitung 
von Niederschlagswasser dienen und Leitungen, die in dichten Schutzrohren so verlegt 
sind, dass austretendes Abwasser aufgefangen und erkannt wird. 

 
(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine Zustands- und Funktionsprüfung 

bei privaten Abwasserleitungen durchzuführen ist, ergibt sich aus den §§ 7 bis 9 SüwVO 
Abw NRW. Nach § 8 Abs. 1 SüwVO Abw NRW hat der Eigentümer des Grundstücks bzw. 
nach § 8 Abs. 7 SüwVO Abw NRW der Erbbauberechtigte private Abwasserleitungen, die 
Schmutzwasser führen, nach ihrer Errichtung oder nach ihrer wesentlichen Änderung 
unverzüglich von Sachkundigen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik auf 
deren Zustand und Funktionsfähigkeit prüfen zu lassen. Die Prüfpflicht und Prüffristen für 
bestehende Abwasserleitungen ergeben sich im Übrigen aus § 8 Abs. 2 bis § 8 Abs. 5 
SüwVO Abw NRW. Legt die Abwasserbetrieb TEO AöR darüber hinaus durch gesonderte 
Satzung gemäß § 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Prüffristen fest, so werden die 
betroffenen Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten durch die Abwasserbetrieb 
TEO AöR hierüber im Rahmen der ihr obliegenden Unterrichtungs- und Beratungspflicht 
(§ 46 Abs. 2 Satz 3 LWG NRW) informiert. Das gleiche gilt, wenn die Abwasserbetrieb 
TEO AöR Satzungen nach altem Recht gemäß § 46 Abs. 2 Satz 2 LWG NRW fortführt. 

 
(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen gemäß § 9 Abs. 1 SüwVO Abw NRW nach 

den allgemein anerkannten Regeln der Technik durchgeführt werden. 
 

(6) Gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW ist das Ergebnis der Zustands- und 
Funktionsprüfung in einer Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW zu 
dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung die in § 9 Abs. 2 Satz 2 SüwVO Abw NRW 
genannten Anlagen beizufügen. Diese Bescheinigung nebst Anlagen ist der 
Abwasserbetrieb TEO AöR auf Verlangen durch den Grundstückseigentümer oder 
Erbbauberechtigten vorzulegen. 

 
(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 auf Zustand und 

Funktionstüchtigkeit geprüft worden sind, bedürfen nach § 11 SüwVO Abw NRW keiner 
erneuten Prüfung, sofern Prüfung und Prüfbescheinigung den zum Zeitpunkt der Prüfung 
geltenden Anforderungen entsprochen haben. 

 
(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt ergeben sich grundsätzlich aus 

§ 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW. Über mögliche Abweichungen von den Sanierungsfristen 
in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW kann die Abwasserbetrieb TEO AöR gemäß § 10 Abs. 2 
Satz 1 SüwVO Abw NRW nach pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall entscheiden. 

 
Artikel IX 

§ 20 
Berechtigte und Verpflichtete 

 
(2) Darüber hinaus gelten die Pflichten, die sich aus dieser Satzung für die Benutzung der 

öffentlichen Abwasseranlage ergeben, für jeden, der 
 

1. als Nutzungsberechtigter des Grundstücks im Sinne des § 48 LWG NRW berechtigt 
oder verpflichtet ist, dass auf den angeschlossenen Grundstücken anfallende 
Abwasser abzuleiten (also insbesondere auch Pächter, Mieter, Untermieter etc.) 
oder 

2. der öffentlichen Abwasseranlage tatsächlich Abwasser zuführt. 
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Artikel X 

§ 23 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende Satzung der Abwasserbetrieb TEO AöR zur Änderung der Satzung über die 

Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage (Ent-

wässerungssatzung) für das Entsorgungsgebiet der Abwasserbetrieb TEO AöR wird hiermit 

öffentlich bekannt gemacht. 

 

Gemäß § 6 Absatz 3 der Unternehmenssatzung der Abwasserbetrieb TEO Anstalt öffentlichen 
Rechts haben der Rat der Gemeinde Everswinkel in seiner Sitzung am 13.12.2023, der Rat 
der Stadt Telgte in seiner Sitzung am 14.12.2023, der Rat der Gemeinde Ostbevern in seiner 
Sitzung am 14.12.2023 und der Rat der Gemeinde Beelen in seiner Sitzung am 19.12.2023 
dieser Satzung zugestimmt. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 

NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GV. 

NRW. S. 759, ber. 2019 S. 23), eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 

Gemeindeordnung gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 

mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 

 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 

c) der Vorstand der Abwasserbetrieb TEO AöR hat den Beschluss des Verwaltungsrates 

der Abwasserbetrieb TEO AöR vorher beanstandet 

 

oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Abwasserbetrieb TEO AöR vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 

den Mangel ergibt. 

 

 

 

48361 Beelen, den 19. Dezember 2023 
 

 

 

 

 

 

 

gez. Rolf Mestekemper 

Vorsitzender des Verwaltungsrates 

der Abwasserbetrieb TEO AöR 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
 
 
 
Die Tarifordnung über die Erhebung von Benutzungsentgelten (Standgeldern) bei 
öffentlichen Märkten, Volksfesten, Kirmessen u.ä. Veranstaltungen in der Stadt 
Telgte, beschlossen am 16.11.2023 durch den Aufsichtsrat der städtischen 
Wirtschaftsbetriebe Telgte GmbH, wird hiermit gemäß § 14 des 
Gesellschaftsvertrages vom 26. Juni 1991 bekanntgemacht. 
 
 
 
 
48291 Telgte, 20. Dezember 2023 
 
 
Städtische Wirtschaftsbetriebe Telgte GmbH 
Der Geschäftsführer 
 
 
gez. 
Spliethoff 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

STÄDTISCHE 
WIRTSCHAFTSBETRIEBE 
TELGTE GMBH 

780



 
 

 
 
Tarifordnung über die Erhebung von Benutzungsentgelten (Standgeldern) bei 
öffentlichen Märkten, Volksfesten, Kirmessen u.ä. Veranstaltungen in der Stadt 
Telgte vom 16. November 2023 

Der Aufsichtsrat der Städtischen Wirtschaftsbetriebe Telgte GmbH hat am 
16.11.2023 folgende Benutzungsordnung beschlossen: 

 
§ 1 

Für die Benutzung öffentlicher Straßen, Wege und Plätze in der Stadt Telgte zum Ab-
halten von Märkten, Volksfesten, Kirmesveranstaltungen und ähnlichen Veranstaltun-
gen werden Benutzungsentgelte (Standgelder) nach Maßgabe dieser Tarifordnung er-
hoben. 
 

§ 2 
Das Benutzungsentgelt (Standgeld) beträgt netto zzgl. gesetzlicher Mehrwertsteuer 
pro Tag 
A Mariä-Geburts-Markt  
1. Für Verkaufsstände aller Art je qm 2,80 € 
 mindestens jedoch 26,00 € 
2.  Für Ausstellungsstände und Ausstellungsgegenstände bis 100 qm je qm 1,50 € 
 über 100 qm je qm 1,00 € 
 mindestens jedoch 26,00 € 
3. Für Imbissstände je qm 7,30 € 
4. Für Ausschankstände je qm 9,20 € 
5. Für Schankzelte und sonstige überdachte geschlossene Schank- und Im-

bissbetriebe, die mit Sitzgelegenheit für Gäste ausgestattet sind, 
bis 180 qm je qm 

2,40 € 

 für jeden weiteren angefangenen qm 1,20 € 
6. Für Geflügel, Kleingetier usw., soweit hierfür Flächen abgemessen wer-

den, je qm 
0,00 € 

 mindestens jedoch 0,00 € 
 
B Kirmes und sonstige Veranstaltungen 
1. Für Verkaufsstände aller Art je qm 1,80 € 
 mindestens jedoch 12,00 € 
2. Für Ausspielungs- und Verlosungsgeschäfte, Schießbuden, Ballwerfbuden, 

Pfeilwerfen, Nagelschmieden, Geschicklichkeitsspiel u. ä. je qm 
1,20 € 

 mindestens jedoch 12,00 € 
3. Für Fahr-, Belustigungs- und Schaugeschäfte von 1 qm bis 130 qm je qm 0,90 € 

STÄDTISCHE 
WIRTSCHAFTSBETRIEBE 
TELGTE GMBH 
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 von 131 qm bis 300 qm je qm 0,40 € 
 ab 301 qm je qm 0,35 € 
 mindestens jedoch 18,00 € 
4. Für Imbissstände je qm 7,30 € 
5. Für Ausschankstände je qm 9,20 € 
6. Für Schankzelte und sonstige überdachte geschlossene Schank- und Imbiss-

betriebe, die mit Sitzgelegenheiten für Gäste ausgestattet sind, 
bis einschl. 180 qm je qm 

2,40 € 

 für jeden weiteren angefangenen qm 1,20 € 
 

§ 3 
 
Für Veranstaltungen im Stadtteil Westbevern betragen die Standgelder 50 v.H. der 
Standgelder im Ortsteil Telgte. 
 

§ 4 
 

Bei der Berechnung des Entgeltes wird die Größe der in Anspruch genommenen Flä-
che bzw. des Standes zugrunde gelegt. Markisen, Überdächer und sonstige Teile und 
Waren werden in die Fläche mit einbezogen, wenn dadurch Standfläche verloren geht. 
Bei runden oder abgerundeten Geschäften ergibt sich die zu berücksichtigende Grund-
fläche aus dem umschriebenen Rechteck. Angefangene Tage und Quadratmeter wer-
den voll berechnet. 
 

§ 5 
 

1. Das Standgeld ist im Voraus zu zahlen. Eines formellen Vertrages bedarf es 
nicht. Erteilte Quittungen über gezahlte Standgelder sind während der Veran-
staltung jederzeit bereitzuhalten und auf Anforderung der/dem mit der Kon-
trolle beauftragten Bediensteten vorzulegen. 

2. Bei Nichtbebauung und bei vorzeitigem Räumen des Platzes erfolgt keine Rück-
erstattung des Standgeldes. 

3. Im Falle der Nichtzahlung ist der zugewiesene Platz auf Anforderung sofort zu 
räumen. 

 
§ 6 

 
Im Härtefall kann auf Antrag das Standgeld durch die*den Geschäftsführer*in ganz 
oder teilweise erlassen werden. 
 

§ 7 
 

Im Einzelfall kann eine Ausschreibung des Standplatzes erfolgen. 
 

§ 8 
 

1. Am Tage des Kram- und Viehmarktes des Mariä-Geburts-Marktes wird von den 
Besucherinnen und Besuchern ein Eintrittsgeld erhoben. Dieses ist im Voraus zu 
entrichten und beträgt je Besucher*in ab 11 Jahren 
a) an der Tageskasse 4,00 € 
b) im Vorverkauf 3,50 €  
brutto inkl. gesetzlicher Mehrwertsteuer.  
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2. Inhaber*innen eines Schwerbehindertenausweises erhalten freien Eintritt. 
 
 
 

§ 9 
 
Die Tarifordnung tritt mit Wirkung vom 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bishe-
rige Tarifordnung in der Fassung vom 01.07.2011 außer Kraft. 
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Satzung 

 
über die 

 
Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Einrichtungen 

des Rettungsdienstes des Kreises Warendorf 
vom 12.12.2023 

 
 

 
 
Aufgrund der §§ 5 und 26 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 646) in der jeweils geltenden 
Fassung und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. 1969 S. 712) in der jeweils gelten-
den Fassung hat der Kreistag in seiner Sitzung am 08.12.2023 folgende Gebührensatzung 
beschlossen: 
 
 

§ 1 
 

Allgemeines 
 

(1) Der Kreis Warendorf betreibt gem. § 6 des Gesetzes über den Rettungsdienst sowie 
die Notfallrettung und den Krankentransport durch Unternehmen (RettG NRW) vom 
24.11.1992 (GV. NW. S. 458) in der jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit dem 
Bedarfsplan des Kreises Warendorf für den Rettungsdienst gem. § 12 RettG die Ret-
tungswachen 
 

 Ennigerloh 
 Sendenhorst mit Außenstelle Drensteinfurt 
 Telgte mit Außenstelle Ostbevern 
 Wadersloh 

 
als öffentliche Einrichtungen sowie das an der Leitstelle des Kreises Warendorf vor-
gehaltene NEF. 
 

(2) Die unter Abs. 1 genannten Rettungswachen haben die Aufgabe 
 

a) bei Notfallpatientinnen und Notfallpatienten lebensrettende Maßnahmen am 
Notfallort durchzuführen, deren Transportfähigkeit herzustellen und sie unter 
Aufrechterhaltung der Transportfähigkeit und Vermeidung weiterer Schäden mit 
Notarzt- oder Rettungswagen in ein für die weitere Versorgung geeignetes Kran-
kenhaus zu befördern und 

 
b) Kranken oder Verletzten oder sonstigen hilfsbedürftigen Personen, die nicht un-

ter Buchstabe a) fallen, fachgerechte Hilfe zu leisten und sie unter Betreuung 
durch qualifiziertes Personal mit Krankenkraftwagen zu befördern. 
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Der Kreis Warendorf stellt zur Erfüllung dieser Aufgaben Krankenkraftwagen mit dem 
erforderlichen Personal und gegebenenfalls einen Notarzt bzw. eine Notärztin zur 
Verfügung. 
 
 

§ 2 
 

Gegenstand der Gebühren 
 

Für die Inanspruchnahme der Leistungen des Rettungsdienstes des Kreises Warendorf 
nach § 1 werden Gebühren nach Maßgabe dieser Gebührensatzung und des anliegenden 
Gebührentarifs, der Bestandteil der Gebührensatzung ist, erhoben. 
 
 

§ 3 
 

Gebührenschuldner 
 

(1) Zur Zahlung der Gebühr sind verpflichtet: 
 
a) der Benutzer bzw. die Benutzerin, 
b) bei minderjährigen Benutzern bzw. Benutzerinnen die Personen, denen nach den 

gesetzlichen Bestimmungen diesen Benutzern gegenüber die Unterhaltspflicht 
obliegt. 

 
(2) im Falle der missbräuchlichen Alarmierung gilt der Besteller bzw. die Bestellerin als 

Benutzer bzw. Benutzerin. 
 
(3) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
(4) Sofern Ansprüche der Benutzer gegenüber einem gesetzlichen Versicherungsträger 

oder einer Ersatzkasse bestehen, werden die Gebühren diesen in Rechnung gestellt. 
 
 

§ 4 
 

Entstehung und Fälligkeit der Gebühren 
 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Abfahrt des Fahrzeuges vom jeweiligen Stand-
ort bei Übermittlung des Einsatzauftrages. 

 
(2) Die Gebühren werden durch Gebührenbescheid festgesetzt. Sie sind innerhalb von 1 

Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides an die Kreiskasse zu zahlen. 
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§ 5 
 

Notwendigkeitsbescheinigung 
 
 

(1) Werden die Kosten von einem Versicherungsträger übernommen, ist eine ärztli-

che Bescheinigung (Verordnung einer Krankenbeförderung / Notwendigkeitsbe-

scheinigung) beizubringen. 

(2) Für den Transport von Notfallpatienten im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 RettG NRW 

ist eine ärztliche Notwendigkeitsbescheinigung nicht erforderlich. 

 
 

§ 6 
 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft.  
 
Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung vom 12.12.2022 außer Kraft. 
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Gebührentarif 
 

Anlage zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Einrichtun-
gen des Rettungsdienstes des Kreises Warendorf vom 12.12.2023 
 
 
Für die Inanspruchnahme des Rettungsdienstes des Kreises Warendorf werden folgende 
Gebühren erhoben: 
 
 
1. Rettungswagen (RTW) 

Grundgebühr mit einer Fahrstrecke bis zu 20 km 921,00 € 
zusätzlich je km ab 21 km 2,00 € 
 
 

2. Krankentransportwagen (KTW) 
Grundgebühr mit einer Fahrstrecke bis zu 20 km 395,00 € 
zusätzlich je km ab 21 km 2,00 € 
 
 

3. Notarzteinsatzfahrzeug (NEF) 
Grundgebühr mit einer Fahrstrecke bis zu 20 km 650,00 € 
zusätzlich je km ab 21 km  2,00 € 
 
 

4. Notarzteinsatz 
Notarzteinsatzpauschale 705,00 € 
 
Wird der Notarzt bzw. die Notärztin gesondert mit einem Fahrzeug zum Einsatzort 
befördert, so werden die Gebühren nach Ziffer 3 zusätzlich erhoben. 
 
 

5. Gleichzeitige Beförderung von mehreren Patienten 
 
Bei der gleichzeitigen Beförderung von mehreren Patienten in einem Fahrzeug wer-
den die Gebühren nach Ziff. 1, 2 und 3 durch die Zahl der beförderten Patienten ge-
teilt. Die Notarztpauschale nach Ziff. 4 wird für jeden Patienten bzw. jede Patientin 
mit 60 % der Gebühr festgesetzt. 

 
Angehörige des Patienten bzw. der Patientin werden im Rahmen der freien Kapazität 
des eingesetzten Fahrzeugs gebührenfrei bis zum Zielort befördert. 
 
 

6. Verbrauch von Medikamenten, die Desinfektion und die Inanspruchnahme der medi-
zinischen Gerätschaften 
 
Der Verbrauch, der in den Krankenwagen bereitgehaltenen Medikamente, die Desin-
fektion von Fahrzeug und Gerät und die Inanspruchnahme der medizinischen Geräte 
sind mit den Grundgebühren abgegolten und daher gebührenfrei. 
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Für den Transport von Blutkonserven werden die Gebühren nach Ziffer 3 dieses Ge-
bührentarifs berechnet. 
 
 

7. Fahrstrecke 
 
Der Kilometer-Gebührenrechnung wird die auf den vollen Kilometer aufgerundete 
Fahrstrecke zugrunde gelegt. Als Fahrstrecke gilt der Weg vom jeweiligen Standort 
des Krankenkraftwagens bis zum Zielort der Beförderung und zurück. Für die Ermitt-
lung der Kilometerzahl ist das Ergebnis des Tachographen bzw. des Kilometerzählers 
maßgebend. Im Falle eines Versagens gilt die Entfernung von Ortsmitte zu Ortsmitte 
nach der amtlichen Entfernungskarte. 
 
 

8. Der Einsatzdienst für die Krankentransportwagen wird auf der Grundlage des Bedarf-
splans für den Rettungsdienst geregelt. Wird eine Krankentransportfahrt außerhalb 
des festgelegten Einsatzdienstes mit einem Rettungswagen durchgeführt, so werden 
die Gebühren nach Ziffer 1 dieses Gebührentarifs erhoben. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 

 

 

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Wortlaut der Satzung 

stimmt mit dem Beschluss des Kreistages vom 08.12.2023 überein. Das Verfahren nach § 2 

Abs. 1 und 2 BekanntmVO wurde eingehalten. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 

Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach 

Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 

kann, es sei denn 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 

 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 

c) der Satzungsbeschluss ist vorher beanstandet worden oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

 

 

Warendorf, den 12. Dezember 2023 

 

 

gez. 

 

Dr. Olaf Gericke 

Landrat 
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Bekanntmachung  

 
des Beteiligungsberichtes 2022 

 
für den Kreis Warendorf  

 
 
 

Der Kreis Warendorf hat gem. § 117 GO NRW i.V.m. § 53 Abs. 1 KrO NRW jährlich einen 
Beteiligungsbericht zu erstellen. Der Kreis Warendorf hat darin seine wirtschaftliche und 
nichtwirtschaftliche Betätigung zu erläutern.  
 
Der Beteiligungsbericht 2022 wird bis zur Bekanntmachung des Beteiligungsberichtes 
2023 beim Kreis Warendorf, -Kämmerei- Kreishaus, Waldenburger Str. 2, Raum C 3.45, 
während der Öffnungszeiten zur Einsichtnahme zur Verfügung gehalten (montags bis 
donnerstags von 8.30 bis 12.00 u. 14.00 bis 16.00 Uhr, freitags von 8.30 bis 12.00 Uhr). 
 
Der Beteiligungsbericht ist auch auf der Homepage des Kreises Warendorf abrufbar 
(www.kreis-warendorf.de/beteiligungsbericht). 
 
Warendorf, den 14. Dezember 2023 
 
 
 
 
 
gez. 
 
 
Dr. Olaf Gericke  
Landrat 
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Amtliche Bekanntmachung 
 
 
 

 
Erwerbsgemeinschaft  Warendorf, den 14.12.2023 
Liesborner Evangeliar GbR 
 
 
Die Gesellschafterversammlung der Erwerbsgemeinschaft Liesborner Evangeliar GbR 
hatte im schriftlichen Umlaufverfahren vom 15.09.2023 bis 13.10.2023 u. a. über die Fest-
stellung des Jahresabschlusses für das Geschäftsjahr 2022 (01.01.2022 bis 31.12.2022) 
zu beschließen. Über die Verwendung des Ergebnisses musste nicht beschlossen wer-
den. Die Gesellschafterversammlung fasste folgende einstimmigen Beschlüsse: 
 

• Die Gesellschafterversammlung stellt den von der Geschäftsführung aufgestellten 
und vom Amt für Rechnungsprüfung und Beratung des Kreises Warendorf geprüf-
ten Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2022, bestehend aus der Bilanz zum 
31.12.2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 01.01.2022 bis 
31.12.2022 sowie Anhang und Lagebericht, fest. 

 
• Dem Geschäftsführer wird für das Geschäftsjahr 2022 Entlastung erteilt. 

 
Den Beschlussfassungen ist die Abschlussprüfung für das Geschäftsjahr 2022 durch das 
Amt für Rechnungsprüfung und Beratung des Kreises Warendorf vorausgegangen.  

 
Der Prüfungsbericht des Jahresabschlusses zum 31.12.2022, der allen Mitgliedern der 
Gesellschafterversammlung vorlag, schließt mit folgendem Bestätigungsvermerk ab: 

 
„An die Erwerbsgemeinschaft Liesborner Evangeliar GbR Warendorf 

 
Die Rechnungsprüfung des Kreises Warendorf hat den Jahresabschluss der Erwerbsge-
meinschaft Liesborner Evangeliar GbR Warendorf zum Bilanzstichtag 31.12.2022, beste-
hend aus der Bilanz zum 31.12.2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Ge-
schäftsjahr vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2022 sowie dem Anhang, einschließlich der 
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, geprüft. Darüber hinaus erfolg-
te die Prüfung des Lageberichtes für das Geschäftsjahr vom 01.01.2022 bis zum 
31.12.2022. 
 
Nach Beurteilung des Amtes für Rechnungsprüfung und Beratung des Kreises Warendorf 
aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

 
• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsgemäßer 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31.12.2022 sowie ihrer Ertragslage für 
das Geschäftsjahr vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2022, 

 
• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 

der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht der Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
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Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 3 HGB erklärt die Rechnungsprüfung des Kreises Warendorf, 
dass die Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes geführt hat. 

 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Die Rechnungsprüfung des Kreises Warendorf hat die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Insti-
tut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführt. Die Verantwortung der Abschlussprüferin nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung der Abschlussprüferin für 
die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ dieses Bestätigungsvermerks 
weitergehend beschrieben. Das Amt für Rechnungsprüfung und Beratung ist von der Ge-
sellschaft unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und be-
rufsrechtlichen Vorschriften und hat die sonstigen deutschen Berufspflichten in Überein-
stimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Die Rechnungsprüfung ist der Auffassung, 
dass die erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für die Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung des gesetzlichen Vertreters für den Jahresabschluss und den Lagebericht 
 
Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in al-
len wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt. Ferner ist er verantwortlich für die internen Kontrollen, die er in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt hat, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der gesetzliche Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Gesellschaftstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren hat er die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fort-
führung der Gesellschaftstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist er 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Gesellschaftstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtli-
che Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Der gesetzliche Vertreter ist außerdem verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die er als notwendig erachtet hat, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen ge-
setzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für 
die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des La-
geberichts 
 
Die Zielsetzung der Rechnungsprüfung ist es, hinreichende Sicherheit darüber zu erlan-
gen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder un-
beabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutref-
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fendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsver-
merk zu erteilen, der die Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht be-
inhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als we-
sentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln 
oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts ge-
troffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Die Rechnungsprüfung übt während der Prüfung pflichtgemäßes Ermessen aus und be-
wahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 
 

• identifiziert und beurteilt sie die Risiken wesentlicher –beabsichtigter oder unbe-
absichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 
plant und führt Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie 
erlangt Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundla-
ge für die Prüfungsurteile zu dienen. 

 
• gewinnt sie ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses re-

levanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts rele-
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 
unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

 
• beurteilt sie die Angemessenheit der von dem gesetzlichen Vertreter angewand-

ten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von dem gesetzli-
chen Vertreter dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden 
Angaben. 

 
• zieht sie Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von dem gesetzli-

chen Vertreter angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Gesellschaftstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachwei-
se, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Gesellschaftstätigkeit aufwerfen können. Falls die 
Rechnungsprüfung zu dem Schluss kommt, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, ist sie verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen An-
gaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, ihr jeweiliges Prüfungsurteil zu modifi-
zieren. Sie zieht ihre Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
ihres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 

 
• beurteilt sie die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresab-

schlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrun-
deliegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

793



 4

 
• beurteilt sie den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Ge-

setzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesell-
schaft. 

 
• führt die Rechnungsprüfung Prüfungshandlungen zu den von dem gesetzlichen 

Vertreter dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollzieht sie dabei insbe-
sondere die den zukunftsorientierten Angaben von dem gesetzlichen Vertreter 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilt die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zu-
grundeliegenden Annahmen gibt die Rechnungsprüfung nicht ab.“ 

 
Der Jahresabschluss 2022 und der Lagebericht werden ab sofort bis zur Feststellung des 
Jahresabschlusses 2023 im Zimmer C 3.45 des Kreishauses Warendorf, Waldenburger 
Str. 2, während der Dienststunden (montags bis donnerstags 8.30 Uhr - 16.00 Uhr, frei-
tags 8.30 Uhr - 12.00 Uhr) zur Einsichtnahme verfügbar gehalten (§ 108 Absatz 3 Ziff. 1 c) 
GO NRW). 
 
 
gez. 
 

 
Dr. Olaf Gericke    
Geschäftsführer   
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Amtliche Bekanntmachung 
 
 
 

 
Gemeinnützige Gesellschaft zur  Warendorf, den 14.12.2023 
Kulturförderung im Kreis Warendorf mbH  
 
 
Die Gesellschafterversammlung der Gemeinnützigen Gesellschaft zur Kulturförderung im 
Kreis Warendorf mbH hatte in der Sitzung am 29.11.2023 u.a. über die Feststellung des 
Jahresabschlusses der Gesellschaft für das Geschäftsjahr 2022 (01.01.2022 bis 
31.12.2022) und über die Verwendung des Ergebnisses zu beschließen. Die Gesellschaf-
terversammlung fasste folgende einstimmige Beschlüsse: 
 

• Die Gesellschafterversammlung stellt den von der Geschäftsführung aufgestellten 
und von der Budt – Hermansen – Rittmeier & Partner mbH, Ahlen, geprüften Jah-
resabschluss für das Geschäftsjahr 2022, bestehend aus der Bilanz zum 
31.12.2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 01.01.2022 bis 
31.12.2022 sowie Anhang und Lagebericht, fest. 
 

• Der Bilanzgewinn von 58.043,18 € wird in die Gewinnrücklage eingestellt. Nach 
Einstellung in die Gewinnrücklage verbleibt ein Bilanzgewinn von 0,00 €. 
 

• Den Geschäftsführern wird für das Geschäftsjahr 2022 Entlastung erteilt.  
 

Der Beschlussfassung ist die Abschlussprüfung für das Geschäftsjahr 2022 durch die 
Budt – Hermansen – Rittmeier & Partner mbH, Ahlen, vorausgegangen. Der Prüfungsbe-
richt, der allen Mitgliedern der Gesellschafterversammlung vorlag, schließt mit folgendem 
Bestätigungsvermerk ab: 
 
„An die Gemeinnützige Gesellschaft zur Kulturförderung im Kreis Warendorf mbH, Beckum 

 
Prüfungsurteile 
 
Ich habe den Jahresabschluss der Gesellschaft zur Kulturförderung im Kreis Warendorf 
mbH – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- und Verlust-
rechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
– geprüft. Darüber hinaus habe ich den Lagebericht der Kulturgut Haus Nottbeck GmbH 
für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 geprüft. 
 
Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 
deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2022 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 
2022 und 

 
• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der La-

ge der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vor-
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schriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend dar.  

 
Gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erkläre ich, dass meine Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Ich habe meine Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Mei-
ne Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwor-
tung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ 
meines Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Ich bin von dem Unternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtli-
chen Vorschriften und habe meine sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erfüllt. Ich bin der Auffassung, dass die von mir erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für meine Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und Lagebericht zu dienen. 

 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, 
der den deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses 
zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-
schen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-
wortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu be-
urteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hin-
aus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche 
oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um 
die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deut-
schen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nach-
weise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des  
Lageberichts  
 
Meine Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-
schluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-
schen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünf-
tigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
meine Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als we-
sentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln 
oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lageberichts 
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

 
Während der Prüfung übe ich pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahre eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 
 

• identifiziere und beurteile ich die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder un-
beabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 
plane und führe Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie 
erlange Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundla-
ge für meine Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtig-
keiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtig-
te Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen in-
terner Kontrollen beinhalten können. 

 
• gewinne ich ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses re-

levanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts rele-
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 
unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

 
• beurteile ich die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern ange-

wandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den ge-
setzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhän-
genden Angaben. 

 
• ziehe ich Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzli-

chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungs-
nachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen 
oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Ge-
sellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls ich 
zu dem Schluss komme, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, bin ich ver-
pflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresab-
schluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben 
unangemessen sind, mein jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Ich ziehe 
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meine Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum meines Bestä-
tigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Ge-
gebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unterneh-
menstätigkeit nicht mehr fortführen kann.  

 
• beurteile ich die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresab-

schlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrun-
deliegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 
• beurteile ich den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Ge-

setzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesell-
schaft. 

 
• führe ich Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestell-

ten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehe ich dabei insbesondere die den zu-
kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und beurteile die sachgerechte Ableitung der zu-
kunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungs-
urteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden An-
nahmen gebe ich nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben ab-
weichen. 

 
Ich erörtere mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die ich während meiner Prüfung 
feststelle.“ 

 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht 2022 werden ab sofort bis zur Feststellung des 
Jahresabschlusses 2023 im Zimmer C 3.45 des Kreishauses Warendorf, Waldenburger 
Str. 2, während der Dienststunden (montags bis donnerstags 8.30 Uhr - 16.00 Uhr, frei-
tags 8.30 Uhr - 12.00 Uhr) zur Einsichtnahme verfügbar gehalten (§ 108 Absatz 3 Ziff. 1 c) 
GO NRW). 
 
 
 
 
 
 
gez. gez. 
 
 
Dr. Stefan Funke  Dr. Anna Arizzi Rusche 
Geschäftsführer Geschäftsführerin  
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Amtliche Bekanntmachung 
 
 
 

 
Kulturgut Haus Nottbeck GmbH Warendorf, den 14.12.2023 
 
 
 
Die Gesellschafterversammlung der Kulturgut Haus Nottbeck GmbH hatte in der Sitzung 
am 05.12.2023 u.a. über die Feststellung des Jahresabschlusses der Gesellschaft für das 
Geschäftsjahr 2022 (01.01.2022 bis 31.12.2022) und über die Verwendung des Ergebnis-
ses zu beschließen. Die Gesellschafterversammlung fasste folgende einstimmige Be-
schlüsse: 

 
• Die Gesellschafterversammlung stellt den von der Geschäftsführung aufgestellten 

und von der Budt – Hermansen – Rittmeier & Partner mbH, Ahlen, geprüften Jah-
resabschluss für das Geschäftsjahr 2022, bestehend aus der Bilanz zum 
31.12.2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 01.01.2022 bis 
31.12.2022 sowie Anhang und Lagebericht, fest. 

 
• Der Bilanzgewinn 2022 in Höhe von 87.662,50 € wird auf neue Rechnung vorge-

tragen. 
 

• Den Geschäftsführern wird für das Geschäftsjahr 2022 Entlastung erteilt. 
 
 

Der Beschlussfassung ist die Abschlussprüfung für das Geschäftsjahr 2022 durch die  
Budt – Hermansen – Rittmeier & Partner mbH, Ahlen, vorausgegangen. Der Prüfungsbe-
richt, der allen Mitgliedern der Gesellschafterversammlung vorlag, schließt mit folgendem 
Bestätigungsvermerk ab: 
 
„An die Kulturgut Haus Nottbeck GmbH, Warendorf 

 
Prüfungsurteile 
 
Ich habe den Jahresabschluss der Kulturgut Haus Nottbeck GmbH – bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus 
habe ich den Lagebericht der Kulturgut Haus Nottbeck GmbH für das Geschäftsjahr vom 
01. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 geprüft. 
 
Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 
deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2022 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 
2022 und 

 
• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der La-

ge der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in 
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Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend dar.  

 
Gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erkläre ich, dass meine Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Ich habe meine Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Mei-
ne Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwor-
tung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ 
meines Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Ich bin von dem Unternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtli-
chen Vorschriften und habe meine sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erfüllt. Ich bin der Auffassung, dass die von mir erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für meine Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und Lagebericht zu dienen. 

 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, 
der den deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses 
zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-
schen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-
wortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu be-
urteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hin-
aus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche 
oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um 
die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deut-
schen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nach-
weise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des  
Lageberichts  
 
Meine Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-
schluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal-
schen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünf-
tigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
meine Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als we-
sentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln 
oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lageberichts 
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

 
Während der Prüfung übe ich pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahre eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 
 

• identifiziere und beurteile ich die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder un-
beabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 
plane und führe Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie 
erlange Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundla-
ge für meine Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtig-
keiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtig-
te Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen in-
terner Kontrollen beinhalten können. 

 
• gewinne ich ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses re-

levanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts rele-
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 
unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

 
• beurteile ich die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern ange-

wandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den ge-
setzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhän-
genden Angaben. 

 
• ziehe ich Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzli-

chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungs-
nachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen 
oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Ge-
sellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls ich 
zu dem Schluss komme, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, bin ich ver-
pflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresab-
schluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben 
unangemessen sind, mein jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Ich ziehe 
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meine Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum meines Bestä-
tigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Ge-
gebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unterneh-
menstätigkeit nicht mehr fortführen kann.  

 
• beurteile ich die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresab-

schlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrun-
deliegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 
• beurteile ich den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Ge-

setzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesell-
schaft. 

 
• führe ich Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestell-

ten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehe ich dabei insbesondere die den zu-
kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und beurteile die sachgerechte Ableitung der zu-
kunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungs-
urteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden An-
nahmen gebe ich nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben ab-
weichen. 

 
Ich erörtere mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die ich während meiner Prüfung 
feststelle.“ 

 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht 2022 werden ab sofort bis zur Feststellung des 
Jahresabschlusses 2023 im Zimmer C 3.45 des Kreishauses Warendorf, Waldenburger 
Str. 2, während der Dienststunden (montags bis donnerstags 8.30 Uhr - 16.00 Uhr, frei-
tags 8.30 Uhr - 12.00 Uhr) zur Einsichtnahme verfügbar gehalten (§ 108 Absatz 3 Ziff. 1 c) 
GO NRW). 
 
 
 
 
gez. gez. 
 
 
Dr. Stefan Funke  Dr. Anna Arizzi Rusche   
Geschäftsführer Geschäftsführerin 
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Kreis Warendorf        Warendorf, den 15.12.2023 
Der Landrat 
 
 

Aufrechterhaltung der Allgemeinverfügung zur Umsetzung der Bekanntmachung des Bundes-

ministeriums für Gesundheit (BMG) nach § 79 Abs. 5 Arzneimittelgesetz (AMG) vom 19. 4. 2023 

(BAnz AT 25.04.2023 B4) bezüglich des Versorgungsmangels der Bevölkerung mit antibio-

tikahaltigen Säften für Kinder 

 

Die folgende Allgemeinverfügung ergeht auf Grundlage von § 79 Abs. 5 des Arzneimittelgesetzes 

(AMG) vom 12. Dezember 2005 (BGBI. I S. 3394) in der z. Z. geltenden Fassung i. V. m. § 1 Abs. 2 Nr. 

3a der Verordnung über die Zuständigkeiten im Humanarzneimittel-, Medizinprodukte- und Apotheken-

wesen sowie auf dem Gebiet des Schutzes vor nichtionisierender Strahlung bei der Anwendung am 

Menschen vom 25. Januar 2022 (GV. NRW. S. 100) in der z. Z. geltenden Fassung sowie der Bekannt-

machung des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) vom 19. April 2023 (BAnz AT 25.04.2023 B4). 

 
Allgemeinverfügung 

 

Regelungen 

Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten für öffentliche Apotheken, die ihren Sitz im Gebiet 

des Kreises Warendorf haben. 

 

I. Gestattung 

Den öffentlichen Apotheken im Kreis Warendorf wird in Bezug auf in der Bundesrepublik Deutschland 

nicht zugelassene antibiotikahaltige Säfte für Kinder folgende Abweichung von § 73 Abs. 3 Nr. 1 AMG 

gestattet: 

 Die Bestellung der betreffenden Arzneimittel durch die Apotheken kann erfolgen, ohne dass der 

jeweiligen Apotheke zu diesem Zeitpunkt eine Bestellung einer einzelnen Person und eine Ver-

schreibung für das betreffende Arzneimittel vorliegen. 

 Eine Bevorratung der betreffenden Arzneimittel kann in angemessenem Umfang bis zu einem 

4-Wochenvorrat, zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Versorgung der Kunden der Apo-

theke, erfolgen. 

 Diese Ausnahme gilt nur für Arzneimittel, die aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder 

anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum bezogen 

werden. 

 

Die weiteren Vorgaben des § 73 Abs. 3 AMG bleiben unberührt. 

 

Die nach § 18 Apothekenbetriebsordnung (ApBetrO) in jedem Fall der Verbringung aufzuzeichnenden 

Angaben sind durch die Apotheke vorzuhalten und auf Verlangen der zuständigen Aufsichtsbehörde 

unverzüglich bereitzustellen.  

 

Hinweis: 

Die Beratungspflichten, die sich aus § 20 Apothekenbetriebsordnung (ApBetrO) ergeben, sind zu be-

achten. 

 

II. Geltungsdauer 

Diese Allgemeinverfügung tritt am 01.01.2024 in Kraft.  
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Sie gilt, bis das Bundesministerium für Gesundheit feststellt, dass ein Versorgungsmangel oder eine 

bedrohliche übertragbare Krankheit im Sinne des § 79 Abs. 5 AMG nicht mehr vorliegt. Maßgebend ist 

der Tag nach der entsprechenden öffentlichen Bekanntmachung des Bundesministeriums für Gesund-

heit im Bundesanzeiger. 

 

Diese Allgemeinverfügung kann jederzeit ganz oder teilweise widerrufen oder mit Nebenbestimmungen 

versehen werden. 

 

Begründung 

Die hierfür erforderliche Feststellung des Bundesministeriums für Gesundheit nach § 79 Abs. 5 Satz 5 

AMG liegt durch die Bekanntmachung im Bundesanzeiger vom 19.04.2023 veröffentlicht am 25.04.2023 

(BAnz AT 25.04.2023 B4) vor. Konkret hat das BMG folgendes festgestellt:  

 

„Auf Grund des § 79 Absatz 5 des Arzneimittelgesetzes (AMG) macht das Bundesministerium 

für Gesundheit bekannt: 

Derzeit besteht nach Mitteilung des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte in 

Deutschland ein Versorgungsmangel mit antibiotikahaltigen Säften für Kinder. Bei antibio-

tikahaltigen Arzneimitteln in Form von Säften handelt es sich um Arzneimittel, die zur Vorbeu-

gung oder Behandlung lebensbedrohlicher Erkrankungen eingesetzt werden. Für diese Arznei-

mittel steht oftmals keine alternative gleichwertige Arzneimitteltherapie zur Verfügung. Diese 

Feststellung ermöglicht es den zuständigen Behörden der Länder, nach Maßgabe des § 79 Ab-

satz 5 und 6 AMG im Einzelfall ein befristetes Abweichen von den Vorgaben des AMG zu ge-

statten. Das Bundesministerium für Gesundheit wird bekannt machen, wenn der Versorgungs-

mangel nicht mehr vorliegt.“ 

 

Durch diese Allgemeinverfügung wird der legitime Zweck erreicht, die Versorgung der Bevölkerung mit 

antibiotikahaltigen Säften für Kinder sicherzustellen. Die getroffene Maßnahme ist geeignet, da den 

Apotheken eine weitere Möglichkeit zur Beschaffung und Bevorratung entsprechender Arzneimittel er-

öffnet wird. Die Maßnahme ist auch angemessen und auf das erforderliche Maß begrenzt, da sich diese 

Allgemeinverfügung darauf beschränkt, den Apotheken die Bestellung der betreffenden Arzneimittel 

ohne vorliegende Bestellung einzelner Personen sowie eine Bevorratung bis zu einem Vierwochenbe-

darf aus EU- Ländern oder Staaten der EWR zu gestatten. Die weiteren Voraussetzungen des 

§ 73 Abs. 3 AMG sind einzuhalten. Überdies ist die Maßnahme auf den Versorgungsmangel befristet.  

 

Der Widerrufsvorbehalt stützt sich auf § 36 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-West-

falen und ermöglicht es der Behörde ggf. kurzfristig zu reagieren, wenn dies insbesondere aus Gründen 

der Arzneimittelsicherheit erforderlich sein sollte. 

 

Rechtsbehelf 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe Klage beim Ver-

waltungsgericht Münster, Piusallee 38, 48147 Münster oder Postfach 8048, 48043 Münster erhoben 

werden. 

 
Der Landrat 
 
gez. 
 
Dr. Olaf Gericke 
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Bekanntmachung gemäß § 4 der Verordnung zur Regelun g des Verfahrens bei 
Zulassung und Überwachung industrieller Abwasserbeh andlungsanlagen und 
Gewässerbenutzungen (Industriekläranlagen-Zulassung s- und 
Überwachungsverordnung – IZÜV) 

Kreis Warendorf, Amt 66 – Landwirtschaftliche Wasserwirtschaft 

Aktenzeichen 66.42.04-08-1007 

48231 Warendorf, den 18.12.2023 

Der Kreis Warendorf, Waldenburger Straße 2, 48231 Warendorf, hat der Firma Vossko 
GmbH & Co. KG, Vossko-Allee 1, 48346 Ostbevern mit Datum vom 18.12.2023 eine 
wasserrechtliche Erlaubnis mit folgendem Tenor erteilt: 
 

Auf Ihren Antrag vom 15.06.2020 erteile ich Ihnen die wasserrechtliche Erlaubnis 
gemäß § 8 in Verbindung mit §§ 9, 10, 11, 13, 18 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes 
(WHG) das Abwasser aus Ihrer Betriebskläranlage (Standort: Gemarkung Ostbevern, Flur 
36, Flurstücke 35, 47, 48, 49 etc.) in das Gewässer, Nr. 9.0 (Todtenbach) des Wasser- und 
Bodenverbandes Ostbevern einzuleiten. 
 
Befristung:  Die Erlaubnis ist bis zum  31.12.2033 gültig. 

Zweck und Art der Einleitung: 
Die erlaubte Einleitung dient der Beseitigung von gewerblichem Schmutzwasser aus dem 
fleischverarbeitenden Betrieben Vossko GmbH und Co. KG und Landfleischerei Otto 
Reckermann. Das anfallende Schmutzwasser wird in der Betriebskläranlage der Vossko 
GmbH und Co. KG gereinigt. Die Einleitung erfolgt über eine ca. 530 m lange Ablaufleitung 
DN 150 vom rechten Ufer über Mittelwasser mit natürlichem Gefälle über ein 
Einleitungsbauwerk an der Einleitungsstelle  1 in das Gewässer 9.0 (Todtenbach) des 
Wasser- und Bodenverbandes Ostbevern.  
I. Einleitungsstelle (E1) : 

Gewässerkennzahl 318392 

Gewässername N.N. 

Stationierung 2,087 km 

Rechtswert / East 34 25 135 / 42 50 92 

Hochwert / North 57 68 130 / 57 66 263 

Die Einleitungsstelle befindet sich auf dem Grundstück Gemarkung Ostbevern, Flur 35, 
Flurstück 45 (Eigentümer: Die Anlieger). 
 

II. Einleitungsmenge 
Die erlaubte Einleitungsmenge beträgt: 

11,9 l/s 
903 m³/d 
220.000,00 m³/a 

Die Einleitung in das oberirdische Gewässer erfolgt in das Gewässer Nummer: 9.0 
(Todtenbach) des Wasser und Bodenverbandes Ostbevern. 
 

III. Überwachungswerte und Probenahme: 
Die Abwassereinleitung fällt unter den Anwendungsbereich des Anhangs 10 der 
Abwasserverordnung (AbwV) – Fleischwirtschaft. Grundlage für die Probenahme, 
Analysen- und Messverfahren sind die Vorgaben der §§ 2, 4, 5 und 6 sowie der Anlage 
zu § 4 der AbwV in der jeweils gültigen Fassung. 
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Nr. der 
AbwV Parameter Konzentration  

Wert  Einheit  
303 Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) in der Originalprobe 56 mg/l 
409 Biochemischer Sauerstoffbedarf in 5 Tagen in der 

Originalprobe (BSB5) 
10 mg/l 

202 Ammonium-Stickstoff (NH4-N) 4 mg/l 
108 Phosphor, gesamt in der Originalprobe 1,5 mg/l 

- Stickstoff, gesamt, als Summe von Ammonium-, Nitrit- 
und Nitratstickstoff (Nges) 

18 mg/l, 

Die Parameter der Anhänge der AbwV sind gemäß der Anlage zu § 4 der AbwV in der 
jeweils geltenden Fassung zu bestimmen. Der Parameter „Stickstoff, Gesamt, als 
Summe von Ammonium-, Nitrit und Nitratstickstoff (Nges)“ ist über die Nr. 202 
(Ammonium-Stickstoff, NH4-N), 107 (Nitrit-Stickstoff, NO2-N) und Nr. 106 (Nitrat-
Stickstoff, NO3-N) der Anlage zu § 4 AbwV zu bestimmen. 

 
Ich weise darauf hin, dass der Erlaubnisbescheid unter Auflagen ergangen ist. 
 
Der Erlaubnisbescheid liegt nach Bekanntgabe im Amtsblatt ab dem folgenden Werktag 2 
Wochen während der Dienststunden beim: 
 
Kreis Warendorf, Waldenburger Straße 2, 48231 Warendorf im Raum E 2.111: 
montags bis donnerstags  08:00 Uhr – 16:00 Uhr 
freitags  08:00 Uhr – 12:00 Uhr 
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendungen erhoben haben, als zugestellt.  
Zusätzlich ist der Bescheid - ohne Unterlagen - im Internet unter www.kreis-warendorf.de 
(Aktuelles - Bekanntmachungen - Wasserwirtschaft) einsehbar. 
 
Der Erlaubnisbescheid und seine Begründung können bis zum Ablauf der Klagefrist 
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, schriftlich oder elektronisch beim 
Kreis Warendorf, Amt für Umweltschutz und Straßenbau, Waldenburger Str. 2, 48231 
Warendorf angefordert werden. 
 
Kreis Warendorf 
Im Auftrag 
 
 
 
Knab 
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S A T Z U N G  

 

Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung 

(EG) Nr. 1370/20071) 

des Kreises Warendorf 

über die Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif 

im allgemeinen ÖPNV 

 

 

Präambel 

Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, ein digitales, deutschlandweit 
gültiges „Deutschlandticket“ für den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) 
zu einem Einführungspreis von 49 Euro pro Monat im monatlich kündbaren 
Abonnement einzuführen. Das Deutschlandticket ist zum 1. Mai 2023 gestartet.   

Bei der Umsetzung arbeiten Bund, Länder, kommunale Spitzenverbände 
und Unternehmensverbände eng zusammen. Bund und Länder stellen für das 
Deutschlandticket ab 2023 jeweils 1,5 Milliarden Euro jährlich zur Verfügung. 
Hierzu hat der Bund das Regionalisierungsgesetz (RegG) angepasst.   

Nach der ergänzenden Regelung in § 9 Absatz 1 Sätze 4 (RegG) war der 
Tarif (des Deutschlandtickets) bis zum Erlass entsprechender Regelungen durch 
die Aufgabenträger längstens jedoch bis zum 30. September 2023 anzuwenden.    

Bund und Länder haben sich weiterhin darauf verständigt, dass die 
notwendige Auskömmlichkeit des Tarifs für das Deutschlandticket gewährleistet wird. 
Etwaige Mehrkosten, die den Unternehmen im Einführungsjahr 2023 entstehen, 
werden je zur Hälfte von Bund und Ländern getragen. Auch in den Folgejahren wollen 
Bund und Länder gemeinsam vereinbaren, wie die Finanzierung durch 
Ticketeinnahmen und Zuschüsse sichergestellt wird.    

                                                  

1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom   

23. Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur 
Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) in  
der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 
RATES vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der 
Öffnung des Marktes für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABl. L 354/22). 
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Auf dieser Grundlage haben Bund und Länder im Rahmen von Muster-Richtlinien 
zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im 
Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 aus Bundes- und 
Landesmitteln vom 20. März 2023 (im Folgenden: Muster-Richtlinien 
Deutschlandticket 2023) Maßstäbe zur einheitlichen Ermittlung des mit der 
Einführung des Deutschlandtickets verbundenen Ausgleichs abgestimmt. Die 
Muster-Richtlinien regeln die Ausreichung dieser Finanzmittel durch die Länder an 
die Aufgabenträger und Aufgabenträgerorganisationen des Schienenpersonen-
nahverkehrs  (SPNV) sowie des allgemeinen öffentlichen Personennahverkehrs 
(allgemeiner ÖPNV). Die Muster-Richtlinien waren von den Ländern jeweils noch auf 
die konkreten Verhältnisse vor Ort anzupassen und umzusetzen. Die wesentlichen 
Teile der bundesweit abgestimmten Muster-Richtlinien 2023 sind verbindlich und 
bundesweit einheitlich umzusetzen. In Nordrhein-Westfalen erfolgte dies bisher im 
Rahmen der Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zum Ausgleich nicht 
gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem 
Deutschlandticket im Jahr 2023 in Nordrhein-Westfalen (im Folgenden: Richtlinien 
Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2023). Das Land NRW hat die Richtlinie 
Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW am xxx bis zum xxx verlängert (aktuelle 
Fassung). 

Den Aufgabenträgern obliegt es, auf dieser Basis den Ausgleich der Auswirkungen 
des Deutschlandtickets im Verhältnis zu den Verkehrsunternehmen des SPNV und 
des allgemeinen ÖPNV nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 im 
Rahmen öffentlicher Dienstleistungsaufträge oder allgemeiner Vorschriften zu regeln.   

Um eine rechtskonforme Finanzierung zu gewährleisten, erlässt der Kreis Warendorf 
vor diesem Hintergrund eine allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der 
Verordnung (EG) Nr.  1370/2007 in Form einer Satzung. Die allgemeine Vorschrift 
regelt rechtsverbindlich die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung der im 
Zuständigkeitsgebiet des Kreises Warendorf tätigen Verkehrsunternehmen des 
allgemeinen ÖPNV zur Anerkennung des Deutschlandtickets  sowie im Gegenzug 
einen Ausgleich der hierdurch entstehenden finanziellen Nachteile unter  Bezugnahme 
auf die Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2023 (aktuelle 
Fassung).  Hierdurch werden die Vorgaben des RegG bezogen auf das 
Zuständigkeitsgebiet des Kreises Warendorf umgesetzt.   

Auf Grundlage von § 8 Abs. 3 und § 8a Abs. 1 Sätze 2 und 3 des Personen-
beförderungsgesetzes (PBefG), § 3 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über den 
öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW), § 5 KrO 
NRW sowie  Art. 3 Abs. 2 in Verbindung mit Art. 2 Buchst. l) der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 erlässt  der Kreis Warendorf die nachfolgende allgemeine Vorschrift 
zur Festsetzung des  Deutschlandtickets als Höchsttarif im allgemeinen 
öffentlichen Personennahverkehr (allgemeiner ÖPNV) und zur Gewährung von 
Ausgleichsleistungen für finanzielle Nachteile im  Zusammenhang mit der Beförderung 
von Fahrgästen mit einem Deutschlandticket für sein Zuständigkeitsgebiet:   
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§ 1 Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung    

(1) Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen 
Vorschrift (dazu § 1 Abs. 4) öffentliche Personenverkehrsdienste des 
allgemeinen ÖPNV erbringen, sind verpflichtet, während der Laufzeit dieser 
allgemeinen Vorschrift (dazu § 7) das Deutschlandticket im Sinne des § 9 Absatz 
1 des Regionalisierungsgesetzes (RegG) als Höchsttarif im Sinne des Art. 3 
Absatz 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gemäß den Vorgaben dieser 
allgemeinen Vorschrift entsprechend § 1 Abs. 2 anzuerkennen (im Folgenden 
„Tarifanerkennung“ bzw. „Tarifanerkennungspflicht“). Die Tarifanerkennung 
beinhaltet die Beförderung von Fahrgästen mit einem gültigen Deutschlandticket 
zu den bundesweit einheitlich geltenden Tarifbedingungen gemäß den 
Tarifbestimmungen Deutschlandticket vom 7. März 2023 (Anlage 1), ohne dass 
den Fahrgästen hierfür zusätzliche Kosten entstehen. Die Verkehrsunternehmen 
sind im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets zudem 
berechtigt und verpflichtet, an der bundesweit abgestimmten 
Einnahmeaufteilung für das Deutschlandticket für das Jahr 2024 teilzunehmen, 
die hierfür erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende 
Einnahmenansprüche vollumfänglich geltend zu machen und ggf. diese 
Ansprüche überschießende Einnahmen abzugeben (Anlage 2). Soweit ein 
Verkehrsunternehmen Verkehrsleistungen im SPNV oder ÖPNV auch in den 
Bezirken anderer Aufgabenträger erbringt, gilt die Verpflichtung nach dem 
vorstehenden Satz für das Verkehrsunternehmen, wenn das 
Verkehrsunternehmen im Verhältnis zu diesen anderen 
Aufgabenträgern ebenfalls einen Ausgleichsanspruch erwirbt, der dem 
Anspruch nach dieser Allgemeinen Vorschrift und den Vorgaben der Richtlinien 
Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2023 (aktuelle Fassung) 
entspricht, und wenn der Aufgabenträger eine entsprechende Verpflichtung bzgl. 
der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung auch für alle anderen in 
seinem Zuständigkeitsbereich tätigen Verkehrsunternehmen schafft, die 
Ausgleichszahlungen nach den Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket 
ÖPNV NRW 2023 (aktuelle Fassung) erhalten. 

(2) Die Verkehrsunternehmen sind zudem verpflichtet, Beförderungsbedingungen 
des Deutschlandtickets aufzustellen und zu veröffentlichen und, wenn und 
soweit im Zusammenhang mit der Tarifanerkennung erforderlich, 
Tarifgenehmigungsanträge für das Deutschlandticket selbst zu stellen 
und/oder bei entsprechenden Tarifanträgen Dritter mitzuwirken und keine 
Einwände hiergegen vorzubringen. Sie haben in dem ihnen möglichen, 
erforderlichen und zumutbaren Umfang an der bundesweit einheitlichen 
Umsetzung des Deutschlandtickets mitzuwirken. Die Umsetzung des 
Deutschlandtickets entsprechend den bundesweit abgestimmten 
Kontrollmerkmalen ist technisch unter Einsatz entsprechender Kontrollgeräte 
zu gewährleisten. Wurden Kosten für die Ertüchtigung von Kontrollinfrastruktur im 
Sinne von Nr. 5.4.4 der Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zum 
Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im 
Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 in Nordrhein-
Westfalen (Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2023, 
aktuelle Fassung – Anlage 3) in Ansatz gebracht, ist das Verkehrsunternehmen 
verpflichtet, diese mindestens drei Jahre im ÖPNV in Deutschland einzusetzen 
(vgl. Nr. 6.2 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 
2023 (aktuelle Fassung)). 
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(3) Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich geografisch auf 
das gesamte Gebiet, für das der Kreises Warendorf – unter 
Berücksichtigung von bestehenden Regelungen zur Übertragung von 
Zuständigkeiten mit benachbarten zuständigen Behörden – die Befugnis als 
zuständige Behörde im Sinne des Artikel 2 Buchstabe b) der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 für den ÖPNV innehat. 

 

§ 2 Vorrangige Regelungen öffentlicher Dienstleistungsaufträge;  
Umsetzungsvereinbarungen   

(1) Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allgemeinen öffentlichen 
Personenverkehr auf Grundlage öffentlicher Dienstleistungsaufträge erbracht 
werden (gemeinwirtschaftliche Verkehrsdienste), gelten die Regelungen dieses 
öffentlichen Dienstleistungsauftrags einschließlich etwaiger Ergänzungen 
und/oder Nachträge im Grundsatz vorrangig vor den Regelungen dieser 
allgemeinen Vorschrift. Dies gilt in Bezug auf die Pflicht zur Tarifanerkennung 
und die hierfür zu gewährenden Ausgleichsleistungen nur insoweit, wie 
der jeweilige öffentliche Dienstleistungsauftrag eine entsprechende Pflicht 
zur Anerkennung des Deutschlandtickets und die hierfür zu gewährenden 
Ausgleichsleistungen enthält; im Übrigen ergibt sich die 
Tarifanerkennungspflicht einschließlich der hierfür zu gewährenden 
Ausgleichsleistungen aus dieser allgemeinen Vorschrift. Die Umsetzung 
der Tarifanerkennung im Einzelnen, die Ermittlung und Abwicklung der 
Ausgleichsleistungen sowie der erforderlichen Nachweisführung hierfür erfolgt 
auf Grundlage des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags unter 
vollständiger Beachtung der Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift.   

(2) Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste eigenwirtschaftlich erbracht 
werden, können zur Umsetzung dieser allgemeinen Vorschrift, soweit 
erforderlich, Umsetzungsvereinbarungen zwischen dem jeweiligen 
Verkehrsunternehmen und dem Kreis Warendorf abgeschlossen werden. In der 
jeweiligen Umsetzungsvereinbarung kann insbesondere die konkrete 
Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der Nachweisführung nach 
Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift geregelt werden. Die 
Umsetzungsvereinbarung begründet keinerlei eigenständige 
Tarifanerkennungspflichten oder Ausgleichsansprüche.   

 

§ 3 Ausgleichsleistungen   

(1) Die Verkehrsunternehmen erhalten für das Jahr 2024 Ausgleichsleistungen für 
die ihnen durch die Anerkennung des Deutschlandtickets entstehenden 
finanziellen Nachteile nach Maßgabe der obligatorischen Regelungen der 
Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2023 (aktuelle 
Fassung), insbesondere nach deren Nrn. 5.4.1 bis 5.4.8. Nach den 
Musterrichtlinien ist grundsätzlich der Aufgabenträger antragsberechtigt für die in 
den Musterrichtlinien vorgesehenen Ausgleichsleistungen. Dieser beantragt 
diese Ausgleichsleistungen beim Land und leitet diese Ausgleichsleistungen in 
dem vom Land bewilligten Umfang an die Verkehrsunternehmen weiter. In Bezug 
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auf die Kosten gilt: Kosten im Zusammenhang mit der Anerkennung des 
Deutschlandtickets können ausschließlich nach Maßgabe der Richtlinien 
Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2023 (aktuelle Fassung) 
berücksichtigt werden. Bestehende Regelungen in öffentlichen 
Dienstleistungsaufträgen bleiben unberührt. 

(2) Für die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts gemäß Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 bzw. Nr. 6 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV 
NRW 2023 (aktuelle Fassung) ist eine Aufstellung aller Auswirkungen auf die 
Einnahmen vorzunehmen.    

(3) Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift dürfen nicht zu 
einer Überkompensation im Sinne des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 führen.   

(4) Die Vermeidung einer Überkompensation wird wie folgt gewährleistet: Erfolgt die 
Überkompensationskontrolle allein über die allgemeine Vorschrift, ist eine 
jährliche Kontrolle erforderlich. Die Ausgleichsleistung darf den finanziellen 
Nettoeffekt aus der Tarifanerkennung des Deutschlandtickets nach Absatz 1 im 
Sinne von Absatz 2 nicht übersteigen. Die Richtigkeit der Ergebnisrechnung und 
die Angemessenheit des Gewinns im Sinne der Ziffer 6 des Anhangs der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 ist durch einen Wirtschaftsprüfer zu 
bescheinigen. Der angemessene Gewinn ist begrenzt auf die Höhe von 4,9 
Prozent als Zuschlag zu den Kosten. Das Verkehrsunternehmen stellt die für die 
Beurteilung erforderlichen Daten zu den Kosten und Erlösen umfassend zur 
Verfügung und ermöglicht so die Überprüfung des Vorliegens einer 
Überkompensation. Die Berechnung einschließlich der Datengrundlagen 
müssen einer Überprüfung durch den Kreis Warendorf oder dessen Beauftragten 
zugänglich gemacht werden (vgl. § 4 Abs. 7). Zum Nachweis einer nicht 
vorhandenen Überkompensation ist eine unternehmensindividuelle Aufstellung 
über die Berechnung des finanziellen Nettoeffekts aus der Tarifanerkennung in 
Bezug auf das Deutschlandticket entsprechend § 3 bis zum 15.04. des zweiten 
dem Bewilligungsjahr folgenden Jahres vorzulegen. Als Ergebnis der Aufstellung 
ist unter Berücksichtigung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser 
allgemeinen Vorschrift die nicht erfolgte Überkompensation auszuweisen. Sollte 
im Einzelfall dennoch eine Überkompensation festgestellt werden, hat das 
Verkehrsunternehmen den überkompensierenden Betrag zur Vermeidung einer 
unzulässigen Beihilfe einschließlich Zinsen ab dem Eintritt der 
Überkompensation zurückzuzahlen.   

 

§ 4 Darlegungs- und Nachweispflichten   

(1) Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und Nachweispflicht für 
sämtliche in dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Voraussetzungen und 
Anforderungen an die Gewährung der Ausgleichsleistungen. Es ist 
verpflichtet, sämtliche für die Durchführung dieser allgemeinen Vorschrift 
erforderlichen Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu machen. Die 
Richtigkeit der gemachten Angaben und vorgelegten Daten ist im Rahmen 
der Nachweisführung jeweils zu bestätigen.   
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(2) Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, für ihren Vertrieb (umfasst 
eigene Verkäufe des Verkehrsunternehmens und Verkäufe im Namen/auf 
Rechnung des Verkehrsunternehmens) sicherzustellen, dass bis zum 20. 
eines Monats für den Vormonat alle Verkäufe des Deutschlandtickets an die 
von der Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband Deutscher 
Verkehrsunternehmen e.V., der Deutschlandtarifverbund GmbH, dem 
Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem 
Bundesverband SchienenNahverkehr e.V. gebildete EAV-Clearingstelle 
gemeldet werden.   

(3) Für die Antragstellung des Kreises Warendorf beim Land Nordrhein-Westfalen 
gemäß Nr. 7.1 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 
2023 (aktuelle Fassung) am 30. September 2024 und zugleich für den Antrag der 
Verkehrsunternehmen beim Kreis Warendorf auf vorläufige Bewilligung von 
Ausgleichsleistungen nach § 5 Abs. 3, sind von den Verkehrsunternehmen bis 
zum 6. September 2024 vorzulegen:   

a) Berechnungen bzw. eine Schätzung/Prognose der Höhe der 
voraussichtlichen Ausgleichsleistungen auf Grundlage der in Nr. 5.4 
Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2023 
(aktuelle Fassung) genannten Berechnungsmethode; 

b) Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen gemäß Abs. 4 
sowie weitere begründende Unterlagen; sofern entsprechende Daten von 
der Verbundorganisation nicht zur Verfügung gestellt werden, hat das 
Verkehrsunternehmen entsprechende Prognosen und begründende Daten 
selbst vorzulegen. 

(4) Vorzulegen sind vorläufig mit dem bis dahin letztverfügbaren Stand bis zum  10. 
Juni 2025 (Nachweis des Landes Nordrhein-Westfalen gegenüber dem Bund bis 
zum Stichtag 30. Juni des Folgejahresnach § 9 Abs. 6 i. V. m. Anlage 8 RegG) und 
endgültig bis zum 6. März 2026 (Nachweis des Kreises Warendorf gegenüber dem 
Land Nordrhein-Westfalen bis zum 31. März 2026 nach Nr. 6.5 Richtlinien 
Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2023 (aktuelle Fassung)) und 
zugleich für den Antrag der Verkehrsunternehmen beim Kreis Warendorf auf 
endgültige Bewilligung von Ausgleichsleistungen nach § 5 Abs. 5, die nachfolgend 
aufgeführten Daten und Nachweise; die Richtigkeit der endgültigen Daten und 
Nachweise ist von einem Wirtschaftsprüfer zu bescheinigen. Auf Anforderung sind 
die zugrundeliegenden Daten und Berechnungen offenzulegen. Soweit bezogen 
auf die Vorlage der endgültigen Daten und Nachweise das endgültige Ergebnis 
der jeweiligen Einnahmenaufteilung maßgeblich ist, dies jedoch zum 6. März 2026 
noch nicht vorliegt, wird der zu diesem Zeitpunkt letztverfügbare Stand der 
Einnahmenaufteilung (jedoch nicht älter als einen Monat) zugrunde gelegt; eine 
spätere Korrektur findet ungeachtet der Pflicht zum Nachreichen von 
Bescheinigungen nicht statt. 

1. Für den Referenzzeitraum Januar bis Juni 2019 sind die nachfolgenden 
Daten und Nachweise vorzulegen:   

a) die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum für jeden Tarifbereich 
(Verbundtarife, Übergangstarife, landesweite Tarife, Haustarif), in dem 
das Verkehrsunternehmen tätig ist;   
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b) die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsunternehmen 
zugeordneten Fahrausweise und Erlöse differenziert nach der 
jeweiligen Kartenart und Preisstufe sowie die Höhe des Tarifs. 
Zusätzlich anzugeben ist der Umfang der Betriebsleistungen im 
gesamten Kalenderjahr 2019 in Soll-Fahrplan-Kilometern; 

c) Bestätigungen der Verbundorganisationen über die aufzuteilenden 
Einnahmen der Monate Januar bis Juni 2019 und die EAV sowohl für die 
hochgerechneten als auch für die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen; 
hinzuzufügen sind auch betragsmäßige Erlösminderungen aus 
Vertriebsprovisionen; 

d) Nachweis über Fahrgeldeinnahmen im Jahr 2019; der 
Referenzzeitraum ist gesondert auszuweisen. 

 

2. Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Januar 
bis Juni 2024 hochgerechneten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen: 

a) für die im Referenzzeitraum (Nr. 1) bestehenden Kartenarten und 
Preisstufen die jeweilige Höhe des Tarifs; 

b) soweit sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise 
zuordnen lassen oder es sich um stückzahlunabhängige 
Pauschalangebote handelt, die mittels der aus der Berechnung nach Nr. 
5.4.1.1 Satz 1 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV 
NRW 2023 (aktuelle Fassung) abgeleiteten durchschnittliche 
prozentuale Tarifanpassung hochgerechneten Höhe des jeweiligen 
rechnerischen Tarifs; 

c) die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im April 2023 und im Juli 
2024; 

d) der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahrzeug-, Wagen-, bzw. 
Zug-Kilometer im Betriebsjahr 2023 und das Verhältnis zum 
Kalenderjahr 2019. 

 

3. Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen sind 
bezogen auf das Kalenderjahr 2024 vorzulegen: 

a) die gemäß Nr. 5.4.1.2 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket 
ÖPNV NRW 2023 (aktuelle Fassung) ermittelten, anzusetzenden 
tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar bis Juni 2024; 

b) Bestätigung der Verbundorganisationen zum Ergebnis der 
Einnahmenaufteilung; auf Anforderung sind diese auch für die 
Vorjahre vorzulegen; 

c) Nachweise über die erzielten Einnahmen und Erlöse sowie zur 
Einnahmenaufteilung bei Gemeinschaftstarifen einschließlich der 
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Zuordnung zum jeweils für den öffentlichen Dienstleistungsauftrag 
oder den eigenwirtschaftlichen Verkehr maßgeblichen 
Zuständigkeitsgebiet für die Monate Januar bis Juni 2024; sollte der 
Nachweis nicht fristgerecht vorliegen, ist zunächst eine vorläufige 
Bescheinigung des jeweiligen Verbundes über die 
Einnahmenzuscheidung beizubringen; der Nachweis ist in diesem Fall 
schnellstmöglich nachzureichen;  

d) Nachweise über die im Zusammenhang mit der Anerkennung des 
Deutschlandtickets entstandenen (Mehr-)Kosten, soweit diese nach 
Maßgabe der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 
2023 (aktuelle Fassung) ausgeglichen werden;   

e) Nachweise über positive oder negative Effekte hinsichtlich der 
Ausgleichszahlungen auf Grundlage der §§ 228 ff. SGB IX nach 
Maßgabe von Nr. 5.4.1 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket 
ÖPNV NRW 2023 (aktuelle Fassung);   

f) Nachweise über Minderungen anderer Ausgleichsleistungen aus 
allgemeinen Vorschriften nach Maßgabe von Nrn. 5.4.1 und 5.4.3 der 
Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2023 (aktuelle 
Fassung);    

g) Nachweise über positive und negative Effekte  für das 
Verkehrsunternehmen in Bezug auf Vertriebsprovisionen, die sich aus 
der Anerkennung des Deutschlandtickets für die Monate Januar bis Juni 
2024 ergeben;   

h) Nachweis der nicht vorhandenen Überkompensation gemäß § 3 Abs. 4 
einschließlich Bestätigung der Einhaltung der im Rahmen dieser 
allgemeinen Vorschrift geregelten Anforderungen sowie der korrekten 
Ermittlung, Vollständigkeit und sachlichen Richtigkeit der Daten.   

(5) Der Kreis Warendorf kann vom Verkehrsunternehmen die Vorlage weiterer 
Angaben und Nachweise verlangen, soweit dies zur Erfüllung der 
Nachweispflichten nach den Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV 
NRW 2023 (aktuelle Fassung), insbesondere für den Nachweis des Kreises 
Warendorf gegenüber dem Land nach Ziffer 6.5 über die tatsächlich 
entstandenen nicht gedeckten Ausgaben und Einsparungen gegenüber dem 
Land auf der Grundlage der in Ziffer 5.4 genannten Berechnungsmethode, oder 
insbesondere aufgrund von bestandskräftigen Entscheidungen der EU-
Kommission oder des Rechnungshofes erforderlich ist. Werden die unter Abs. 2 
bis 4 genannten sowie ggf. darüber hinaus die gemäß Satz 1 geforderten 
Unterlagen und Nachweise nicht fristgerecht vorgelegt, kann die 
Ausgleichsleistung für das jeweils abzurechnende Jahr ganz oder teilweise 
versagt werden. Bereits geleistete Abschlagszahlungen sind insoweit 
zurückzuzahlen.   

(6) Die Darlegungs- und Nachweisführung erfolgt bei gemeinwirtschaftlichen 
Verkehren unter Beachtung der vorstehenden Grundsätze auf Basis des 
jeweils geltenden öffentlichen Dienstleistungsauftrags nach Maßgabe der 
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dortigen Regelungen. Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren können ergänzende 
Regelungen zur Darlegungs- und Nachweisführung getroffen werden.   

(7) Der Kreis Warendorf kann die von dem Verkehrsunternehmen nach Maßgabe 
dieser allgemeinen Vorschrift beizubringenden Daten, Nachweise, 
Kalkulationen, Testate oder ähnliches selbst oder durch einen von ihm 
bestimmten, zur Verschwiegenheit verpflichteten Dritten prüfen lassen. Das 
Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf entsprechendes Verlangen Einblick 
in die hierfür notwendigen Unterlagen zu gewähren.    

(8) Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von Betriebs-, Geschäfts- 
sowie ggf. personenbezogenen Daten werden die jeweils geltenden rechtlichen 
Vorgaben beachtet. Sofern die Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket 
ÖPNV NRW 2023 (aktuelle Fassung) diesbezüglich weitergehende Vorgaben 
treffen, werden diese ebenfalls umgesetzt. Bei Bedarf werden hierzu 
entsprechende Vereinbarungen zwischen Verkehrsunternehmen und dem 
Kreis Warendorf getroffen. Gleiches gilt in Bezug auf die Aufbewahrung der 
zugrundeliegenden Unterlagen und Daten sowie für die hierfür geltenden 
Fristen.   

 

§ 5 Antrags- und Bewilligungsverfahren,  
Abwicklung der Ausgleichsleistungen,  

Abschlagszahlungen   

(1) Gemäß Nr. 7.1 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2023 
(aktuelle Fassung) hat der Kreis Warendorf einen Antrag auf Gewährung 
der Zuwendung bis zum 30. September 2024 beim Land zu stellen. Der Kreis 
Warendorf hat bis zum 30. Juni 2025vorläufig mit dem bis dahin letztverfügbaren 
Stand (Nachweis des Landes Nordrhein-Westfalen gegenüber dem Bund nach 
§ 9 Abs. 6 i. V. m. Anlage 8 RegG) und endgültig bis zum 31. März 2026 
(Nachweis des Kreises Warendorf gegenüber dem Land Nordrhein-Westfalen 
nach Nr. 6.5 Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2023 
(aktuelle Fassung)) entsprechende Nachweise vorzulegen, um die 
Zuwendungen zu erhalten.   

(2) Gemäß Nr. 4 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2023 
(aktuelle Fassung) hat der Kreis Warendorf die Zuwendungen nach Abs. 1 
an die Verkehrsunternehmen weiterzuleiten, soweit die 
Verkehrsunternehmen erlösverantwortlich sind. Die Weiterleitung wird auf 
Antrag gewährt. Der Antrag ist schriftlich durch vollständige Ausfüllung des 
Antragsformulars auf Gewährung einer Zuwendung zum Ausgleich nicht 
gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personenverkehr im Zusammenhang mit 
dem Deutschlandticket im Jahr 2024 in Nordrhein-Westfalen (Anlage 4) bis 
zum 6. September 2024 beim Kreis Warendorf zu stellen. Verspätete 
Anträge können zugelassen werden. Dem Antrag sind die in § 4 Abs. 3 
genannten Daten und Nachweise sowie bei Bedarf weitere begründende 
Unterlagen beizufügen; die sich im Übrigen aus § 4 ergebenden Pflichten sind 
einzuhalten.   
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(3) Auf den Antrag eines Verkehrsunternehmens ergeht bei 
eigenwirtschaftlichen Verkehren ein vorläufiger Bewilligungsbescheid. 
Mit dem vorläufigen Bewilligungsbescheid wird der voraussichtliche 
Bewilligungsbetrag vorläufig festgesetzt. Der vorläufige Bewilligungsbescheid 
erfolgt auf der Basis des dem Kreis Warendorf vom Land erteilten vorläufigen 
Bewilligungsbescheids nach den Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket 
ÖPNV 2023 (aktuelle Fassung) auf Grundlage der gemäß § 4 Abs. 3 bis dahin 
eingereichten Daten und Nachweise. Die Festsetzung des vorläufigen 
Bewilligungsbetrags beläuft sich auf bis zu 80 % des dem Kreis Warendorf vom 
Land auf dieser Basis vorläufig bewilligten Betrags; etwaig bereits 
geleistete Abschlagszahlungen nach Abs. 4 sind hierbei zu berücksichtigen. 
Vor Erlass des Bewilligungsbescheides des Landes ist der Kreis Warendorf 
nicht verpflichtet, einen vorläufigen Bewilligungsbescheid an die 
Verkehrsunternehmen zu erlassen. Der vorläufige Bewilligungsbescheid steht 
unter dem Vorbehalt der endgültigen Bescheidung. Bei 
gemeinwirtschaftlichen Verkehren wird der entsprechende Betrag vorläufig auf 
Grundlage des jeweils zugrundeliegenden öffentlichen Dienstleistungs-
auftrags gewährt; die vorstehend genannten Grundsätze gelten im Übrigen 
entsprechend. 

(4) Die Verkehrsunternehmen können bei Bedarf formlos für den Zeitraum 
vor Gewährung des vorläufigen Bewilligungsbetrags nach Abs. 3 
Abschlagszahlungen beim Kreis Warendorf beantragen, sofern ihnen ein 
Abwarten bis zur Gewährung des vorläufigen Bewilligungsbetrags nicht 
zuzumuten ist. Die beantragte Höhe der Abschlagszahlung ist zu 
plausibilisieren. Die Abschlagszahlung ist auf die in Ziff. 7.4 der Richtlinien 
Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2023 (aktuelle Fassung) begrenzt.    

(5) Für die Bewilligung des endgültigen Bewilligungsbetrags ist das Antragsformular 
für die Gewährung einer Zuwendung zum Ausgleich nicht gedeckter 
Ausgaben im öffentlichen Personenverkehr im Zusammenhang mit dem 
Deutschlandticket im Jahr 2024 in Nordrhein-Westfalen (Anlage 4) vollständig 
auszufüllen und bis zum 6. März 2026 dem Kreis Warendorf vorzulegen. 
Zusätzlich sind die Nachweise gemäß § 4 Abs. 4 und § 4 Abs. 5 bis zum 10. Juni 
2025 vorläufig sowie zum 6.März 2026 endgültig einzureichen. Auf dieser 
Grundlage ergeht bei eigenwirtschaftlichen Verkehren der endgültige 
Bewilligungsbescheid, mit dem die Höhe des Bewilligungsbetrags als 
Ausgleich nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift endgültig festgesetzt 
wird. Die Ermittlung der Ausgleichsleistungen erfolgt im Rahmen einer 
Schlussrechnung unter Berücksichtigung des bereits geleisteten vorläufigen 
Bewilligungsbetrags. Der endgültige Bewilligungsbescheid erfolgt auf der Basis 
des dem Kreis Warendorf vom Land erteilten endgültigen Bewilligungsbescheids 
nach den Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV 2023 (aktuelle 
Fassung). Vor Erlass des endgültigen Bewilligungsbescheids des Landes ist der 
Kreis Warendorf nicht verpflichtet, einen endgültigen Bewilligungsbescheid 
an die Verkehrsunternehmen zu erlassen. Bei gemeinwirtschaftlichen 
Verkehren wird der entsprechende Betrag auf Grundlage des jeweils 
zugrundeliegenden öffentlichen Dienstleistungsauftrags gewährt; die 
vorstehend genannten Grundsätze gelten im Übrigen entsprechend. 

Binnen acht Wochen nach Bestandskraft des endgültigen Bewilligungs-
bescheides (bei eigenwirtschaftlichen Verkehren) bzw. Mitteilung des 
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endgültigen Bewilligungsbetrags unter Bezugnahmeauf den öffentlichen 
Dienstleistungsauftrag (bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren) erfolgt die 
Schlusszahlung, soweit den Verkehrsunternehmen nach der 
Schlussabrechnung noch Ausgleichsleistungen zustehen. Soweit die 
Verkehrsunternehmen nach der Schlussabrechnung eine Überzahlung 
erhalten haben, haben die Verkehrsunternehmen diese 
Ausgleichsleistungen binnen einer im endgültigen Bewilligungsbescheid 
zu bestimmenden Frist an den Kreis Warendorf zurückzuzahlen. 
Überzahlungen sind ab Ablauf dieser Frist bis zur Rückerstattung der 
Überzahlung mit einem Zinssatz von 5 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz 
jährlich zu verzinsen. Eine Verzinsung im Fall der Unterzahlung findet nicht statt.   

 

§ 6 Veröffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der  
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 

(1) Der Kreis Warendorf ist über die auf Grundlage dieser allgemeinen Vorschrift 
gewährten Ausgleichsleistungen berichtspflichtig gemäß Artikel 7 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Soweit ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag 
besteht, sind die Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen 
Vorschrift Bestandteil der Ausgleichsleistungen  auf Grundlage des jeweiligen 
öffentlichen Dienstleistungsauftrags; sie werden somit gesamthaft zusammen 
mit den Ausgleichsleistungen dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags im 
Rahmen des Berichts nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
dargestellt. 

(2) Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht nach Artikel 7 Absatz 1 
Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist, können Daten, die im 
Zusammenhang mit dieser allgemeinen Vorschrift stehen, auch nachträglich von 
den Verkehrsunternehmen eingefordert werden. Verkehrsunternehmen, denen 
ein Ausgleich aufgrund dieser allgemeinen Vorschrift gewährt wird, können sich 
insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. die Geheimhaltung der von ihnen 
gemachten Angaben berufen.   

 

§ 7 Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außerkrafttreten   

(1) Diese allgemeine Vorschrift tritt gemäß § 5 Abs. 4 KrO NRW nach dem Tag 
der Bekanntmachung in Kraft.  

(2) Diese allgemeine Vorschrift tritt am 30. Juni 2024 außer Kraft. Die Abwicklung 
des Verfahrens über die Gewährung von Ausgleichsleistungen für das Jahr 2024 
wird auch nach dem Außerkrafttreten gemäß Satz 1 nach den Regelungen 
dieser allgemeinen Vorschrift zu Ende geführt (insbesondere Erfüllung 
sämtlicher Nachweispflichten durch die Verkehrsunternehmen und 
Durchführung der Schlussabrechnung durch den Kreis Warendorf). Die 
allgemeine Vorschrift kann durch allgemeine Vorschrift verlängert, geändert oder 
aufgehoben werden.    
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(3) Der Kreis Warendorf kann diese allgemeine Vorschrift und die damit verbundene 
Pflicht zur Anerkennung des Deutschlandtickets mit einer angemessenen 
Ankündigungsfrist außer Kraft setzen, insbesondere wenn der Bund oder das 
Land Nordrhein-Westfalen keine ausreichende Unterstützung des 
Deutschlandtickets mehr sicherstellen, um die auf Basis der allgemeinen 
Vorschrift bestehenden Ausgleichsansprüche vollumfänglich zu befriedigen.    

 

 

 

 

Anlagen   

Anlage 1: Tarifbestimmungen Deutschlandticket, aktuelle Fassung 

Anlage 2:  Beschluss für ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der 
Einnahmen aus dem Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger 
Modellansatzes“ vom 20. März 2023, aktuelle Fassung 

Anlage 3:  Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zum Ausgleich nicht 
gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im 
Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 in Nordrhein-
Westfalen vom 21. April 2023 (Richtlinien Zuwendungen 
Deutschlandticket ÖPNV NRW 2023), aktuelle Fassung 

Anlage 4:  Antragsformular für die Gewährung einer Zuwendung zum Ausgleich 
nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personenverkehr im 
Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 in Nordrhein-
Westfalen 
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Tarifbestimmungen für das Deutschlandticket  

 

1. Grundsatz 

Das Deutschlandticket ist ein von der Bundesrepublik Deutschland und den Bundesländern gefördertes 

deutschlandweit gültiges Tarifangebot im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) und im öffentlichen 

Personennahverkehr (ÖPNV). Es gilt ab dem 1. Mai 2023. 

Die hier festgelegten Tarifbestimmungen gelten für das Deutschlandticket und sind von allen teilneh-

menden Verkehrsunternehmen des SPNV und des ÖPNV in Deutschland verbindlich anzuwenden. 

Diese Tarifbestimmungen ergänzen die bestehenden Tarif- und Beförderungsbedingungen der teilneh-

menden Verkehrsverbünde, der Landestarife und des Deutschlandtarifs sowie die Beförderungsbedin-

gungen der teilnehmenden Eisenbahn-Verkehrsunternehmen des SPNV und der teilnehmenden Ver-

kehrsunternehmen des ÖPNV, soweit sich aus den folgenden Regelungen nichts anderes ergibt.  

Für die Ausgabe des Deutschlandtickets gelten die Bedingungen des vertragshaltenden Verkehrsun-

ternehmens.  

2. Fahrtberechtigung, Nutzungsbedingungen und Geltungsbereich  

Das Deutschlandticket berechtigt im jeweiligen Geltungszeitraum zur unbegrenzten Nutzung der Züge 

des SPNV im tariflichen Geltungsbereich des Deutschlandtarifs in der 2. Wagenklasse sowie der sons-

tigen Verkehrsmittel des ÖPNV im räumlichen Geltungsbereich der Tarife der teilnehmenden Ver-

kehrsunternehmen, Verkehrsverbünde und Landestarifgesellschaften. Dies schließt im Ausland lie-

gende Geltungsbereiche mit ein, soweit das eigene Tarifgebiet des jeweiligen Verbundes/Unterneh-

mens sich aufgrund entsprechender Vereinbarung auf das im Ausland liegende Gebiet erstreckt. Zum  

ÖPNV gehört die Beförderung mit Straßenbahnen und Obussen im Sinne des Personenbeförderungs-

gesetzes sowie mit Kraftfahrzeugen im Liniennahverkehr nach den §§ 42 und 44 PBefG. Liniennahver-

kehre nach § 43 PBefG fallen insoweit unter den Geltungsbereich, sofern sie gemäß § 2 Absatz 4 PBefG 

allgemein zugänglich sind. 

Das Deutschlandticket gilt nicht in Verkehrsmitteln, die überwiegend zu touristischen oder histori-

schen Zwecken betrieben werden. 

Die Nutzung von Zügen des Fernverkehrs mit dem Deutschlandticket ist grundsätzlich ausgeschlossen. 

Hiervon abweichende Regelungen (z.B. im Rahmen von Integrationskonzepten) werden im Geltungs-

bereich des Deutschlandtickets für den Schienenverkehr bekanntgegeben. 
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Das Deutschlandticket ist nicht übertragbar und wird als persönlicher Fahrausweis ausgegeben, der 

mindestens den Namen und Vornamen sowie das Geburtsdatum des Fahrgastes beinhaltet. Dieser 

Fahrausweis wird in Form einer Chipkarte und als Handyticket ausgegeben. Das Deutschlandticket 

kann von den Vertrag haltenden Unternehmen, die das Deutschlandticket über eine Chipkarte als Trä-

germedium bereitstellen, vorläufig bis zur Auslieferung bzw. Bereitstellung des digitalen Tickets, längs-

tens bis zum 31.12.2023 als digital kontrollierbares Papierticket (mit Barcode) ausgegeben werden. Ein 

als Papierticket ausgegebenes Deutschlandticket gilt für maximal einen Kalendermonat. Zur Legitima-

tion ist ein amtliches Lichtbilddokument mitzuführen und bei Kontrollen vorzuzeigen. Bei Kindern und 

Jugendlichen bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres genügt zur Legitimation ein Schülerausweis. 

Wird ein solcher nicht ausgestellt, entfällt die Legitimationspflicht.1 

Das Deutschlandticket beinhaltet keine unentgeltliche Mitnahme von Personen über 6 Jahren.  

Das Deutschlandticket berechtigt ausschließlich zur Nutzung der 2. Wagenklasse.  

Ein Übergang in die 1. Wagenklasse ist innerhalb der Geltungsbereiche von Verkehrsverbünden, Lan-

destarifen und des Deutschlandtarifs nach den jeweiligen Tarifbestimmungen möglich. 

Für die Mitnahme eines Fahrrades ist ein reguläres Fahrradkartenangebot zu erwerben, soweit die 

Fahrradmitnahme auf der jeweiligen Fahrt entgeltpflichtig ist. 

Für die Mitnahme eines Hundes ist ein reguläres Fahrkartenangebot zu erwerben, soweit die Mit-

nahme auf der jeweiligen Fahrt entgeltpflichtig ist. 

3. Vertragslaufzeit und Kündigung 

Das Deutschlandticket kann an den von den Verkehrsunternehmen, Verkehrsverbünden und Landes-

tariforganisationen für Abonnement-Produkte eingerichteten Verkaufsstellen bzw. über deren Ver-

triebskanäle erworben werden.  

Das Deutschlandticket wird im Abonnement ausgegeben. Der Einstieg ins Abonnement ist jeweils zum 

Ersten eines Monats möglich.  

Das Abonnement wird für unbestimmte Zeit abgeschlossen und kann monatlich gekündigt werden. Die 

Kündigung muss dabei bis zum 10. eines Monats zum Ende des jeweiligen Kalendermonats erfolgen. 

Das Deutschlandticket gilt im Falle einer Kündigung bis Betriebsschluss nach dem Ende des letzten 

Tages dieses Kalendermonats, längstens jedoch bis 3.00 Uhr des Folgetags.  

Neben der monatlichen Kündbarkeit kann in Verbindung mit anderen Produkten im Bereich des Per-

sonenverkehrs auch eine feste Laufzeit von 12 Monaten angeboten werden. 

                                            
1 Ergänzt durch Beschluss des Koordinierungsrates vom 30.05.2023 

820

820



 

 

 

4. Beförderungsentgelt  

Der Preis für das Deutschlandticket im Abonnement beträgt 49,00 EUR pro Monat bei monatlicher 

Zahlung. Eine jährliche Zahlung des zwölffachen Monatsbetrages kann angeboten werden.  

Bei Verkehren, die nur auf Anforderung verkehren (z. B. On-demand-Verkehr, Anruf-Sammeltaxi, Ruf-

bus) sowie bei täglich verkehrende Eisenbahnen mit besonderen Betriebsformen (z. B. Schmalspur-

bahnen mit Dampftraktion) kann ein Zuschlag nach den örtlichen Tarifbestimmungen erhoben. 

5. Jobticket 

Das Deutschlandticket kann als rabattiertes Jobticket angeboten werden. 

Dieses  Jobticket kann von Mitarbeitenden genutzt werden, deren Arbeitgeber mit einem teilnehmen-

den Verkehrsverbund oder Verkehrsunternehmen eine Vereinbarung über den Erwerb des Deutsch-

land-Jobtickets abgeschlossen hat. Arbeitgeber im Sinne dieser Bestimmung können Unternehmen, 

Verwaltungen, Behörden und sonstige Institutionen sein. 

Der Fahrpreis für das Deutschlandticket als Jobticket ist der Fahrpreis nach Abschnitt 4 abzüglich 5% 

Rabatt. Voraussetzung für den Rabatt ist, dass der Arbeitgeber einen Zuschuss zum Jobticket leistet, 

der mindestens 25% des Fahrpreises gemäß Abschnitt 4 beträgt. 

6. Fahrgastrechte 

Für Fahrten im Eisenbahnverkehr gelten die Fahrgastrechte gem. Teil A Nr. 8 der Tarifbedingungen des 

Deutschlandtarifs sowie Teil C Nr. 8 der Tarifbedingungen für Zeitkarten im Deutschlandtarif in ihrer 

jeweils genehmigten und veröffentlichten Fassung, abrufbar im Internet unter www.deutschlandtarif-

verbund.de. Das Entgelt für das Deutschlandticket gilt als erheblich ermäßigtes Beförderungsentgelt 

gemäß § 3 EVO. Das zusätzliche Recht bei Verspätung gemäß § 11 Absatz 1 Nummer 1 EVO wird aus-

geschlossen.2 

  

                                            
2 Ergänzt durch Beschluss des Koordinierungsrates vom 10.07.2023 
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7. Erstattung3 

Die für Zeitkarten geltenden Erstattungsregelungen gelten auch für das Deutschlandticket. Eine Erstat-

tung wegen Krankheit setzt zudem voraus, dass die Bescheinigung eines Arztes, eines Krankenhauses 

oder einer Krankenkasse über eine Reiseunfähigkeit für einen Zeitraum von mehr als 21 zusammen-

hängenden Tagen vorgelegt wird. Der Antrag auf Erstattung muss unverzüglich, spätestens innerhalb 

einer Woche nach Ablauf der Gültigkeit des Fahrausweises bei der Verwaltung des vertragshaltenden 

Unternehmens gestellt werden.  

Erstattet wird für volle Kalendermonate der in dem betreffenden Monat geltende Monatseinzug, für 

Monatsteile pro Tag 1/30 des in dem betreffenden Monat entrichteten Fahrgelds erstattet. 

                                            
3 Nr. 7 ergänzt durch Beschluss des Koordinierungsrates vom 25.09.2023. Diese Änderung soll zum 
1. Januar 2024 erfolgen. Eine frühere Änderung ist zulässig. 
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20.03.2023 
 

Beschluss 

 
des Koordinierungsrates (Sitzung am 20.03.2023) 

 

für ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem 

Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger Modellansatzes“. 

 

 
Beschlusspunkte zum „Leipziger Modellansatz“ 

 
Die  nachfolgenden Beschlusspunkte bilden die zentrale Grundlage für die jeweiligen 

Beschlussfassungen der 16 Bundesländer, der kommunalen Spitzenverbände sowie der 

Branchenorganisationen VDV, DTV-G, BDO und BSN. Damit soll bundesweit eine 

gemeinsame Vorgehensweise bei der Umsetzung des Deutschlandtickets in Bezug auf 

die  Zuscheidung der Tarifeinnahmen aus dem Verkauf des Deutschlandtickets sicher- 

gestellt werden. 

 
 

1. Mit der Anerkennung des Deutschlandtickets (D-Ticket) als bundesweit gültiges Tarif- 

produkt – entsprechend des „Entwurfs eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Re- 

gionalisierungsgesetzes der Bundesregierung“ – für den Nahverkehr durch die teilneh-

menden Verkehrsunternehmen bzw. erlösverantwortliche Aufgabenträger verpflichten 

sich alle Tarifgeber bzw. Unternehmen auf die Anwendung eines gemeinsamen Zu- 

scheidungsverfahrens für das D-Ticket. 

 
2. Das anzuwendende Zuscheidungsverfahren soll alle Tarifeinnahmen aus dem Kern- 

produkt des D-Tickets sowie alle Einnahmen aus bundesweit geltenden kundengrup- 

penspezifischen Angeboten im Rahmen des D-Tickets umfassen. Dazu zählen sämtli-

che Einnahmen sowie Leistungen von Dritten in der Höhe des festgelegten Preises des 

D-Tickets. 

 
3. Der nachweisbare Nachteil, welcher sich für die Verkehrsunternehmen (VU) und erlös- 

verantwortliche Aufgabenträger aus dem Saldo der bisherigen und künftigen Gesamt-

einnahmen (inkl. der Fahrgeldsurrogate) ergibt, wird jährlich unter Berücksichtigung der 

ihnen jeweils zugeschiedenen Einnahmen aus dem D-Ticket ermittelt und nach der 

politischen Verständigung der Ministerpräsidentenkonferenz vom 02.11.2022 und 

08.12.2022 durch den Bund und die Länder rechtskonform ausgeglichen. Die Länder 

werden entsprechend des jeweilig in den Ländern entstandenen Schadens die erhal-

tenen Bundesmittel untereinander umverteilen. 

 
4. Der „Leipziger Modellansatz“ formuliert für das EAV-Umsetzungskonzept zum D-Ticket 

ein „Marktorientiertes Innovationsmodell (in drei Stufen)“. Das Modell setzt einen deut- 
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lichen Vertriebsanreiz für die Kundenbetreuung im jeweiligen Bediengebiet des Tarif- 

gebers und verhindert gleichzeitig einen aggressiven Vertriebswettbewerb in der Bran- 

che. 

 
5. Stufe 1 in 2023: Zur Absicherung des Starts für das D-Ticket wird für das Rumpfjahr 

2023 eine pragmatische Herangehensweise gewählt, bei der grundsätzlich jeder Tarif- 

geber die Einnahmen aus den dort erzielten Verkäufen ausschließlich unter den ihm 

angeschlossen Verkehrsunternehmen und Aufgabenträgern verteilt. Dazu kommen die 

jeweiligen Regelungen der Tarifgeber (z. B. Verbünde und Tarifgemeinschaften) zur 

Anwendung. D-Tickets verkaufende Unternehmen, die Fahrausweise für mehrere Ta- 

rifgeber vertreiben, melden an die jeweiligen Tarifgeber. Sie stimmen sich in Zweifels-

fragen auf Verlangen mit den betroffenen Tarifgebern und Ländern ab, über welchen 

Tarifgeber die Einnahme an die anderen Länder verteilt wird. Hierbei können die Ein-

nahmen auch anteilig auf mehrere Tarifgeber/Länder verteilt werden, wobei die Ein- 

nahmen nach Ziffer 2, welche klar zuordenbar sind, den jeweiligen Tarifgebern/Länder 

vollständig zugeordnet werden. Die Steuerung über ein Monitoring verhindert Markt- 

verwerfungen und überschießende Einnahmen. Im Bedarfsfall können nach Beschluss 

der Länder bei Marktverwerfungen auch in 2023 sowohl unterjährig als auch in der 

Abrechnung des Gesamtjahres Umverteilungen zwischen den Ländern durchgeführt 

werden. Unternehmen und erlösverantwortliche Aufgabenträger, die durch Fahrgeld- 

zuscheidungen aus dem D-Ticket keinen Nachteilsausgleich in Anspruch nehmen 

müssen, sind zu verpflichten, die den Soll-Einnahmewert 2023 laut Muster-Richtlinie 

übersteigenden Betrag innerhalb des Bundeslandes abzuführen. Sollte das Bundes-

land in Summe keinen Nachteilsausgleich benötigen, erfolgt die Abführung der über- 

steigenden Fahrgeldbeträge in andere Bundesländer im Rahmen eines Länderausglei- 

ches. 

 
6. Parallel werden in 2023 die technischen, organisatorischen und juristischen Grundla-

gen für die 2. Stufe des Leipziger Modellansatzes als erste Phase eines marktorien- 

tierten Einnahmenaufteilungsverfahren gemeinsam von Ländern und Branche (erlös- 

verantwortliche Aufgabenträger, Verkehrsunternehmen, Tarifverbünde etc.) geschaf- 

fen. 

 
7. Stufe 2 in 2024/25: In der Stufe 2 wird eine marktorientierte Aufteilung der Einnahmen 

etabliert. Dabei erfolgt eine Zuscheidung aller durch die Tarifgeber erzielten D-Ticket- 

Einnahmen auf die Bundesländer nach dem Wohnortprinzip mit anschließender Kor-

rektur auf Grundlage von Balancefaktoren (z. B. für Tourismus, Transit). Der Anteil für 

den Balancepool ist auf Basis einer Evaluation zum D-Ticket im Jahr 2023 zu ermitteln. 

Die Methodik der Evaluation und Verteilung der Einnahmen aus dem durch die Korrek-

tur gefüllten Balancepool ist per Beschluss der Länder zu regeln. Innerhalb der Bun-

desländer erfolgt die Verteilung der Einnahmen in Zusammenarbeit mit den jeweiligen 

Tariforganisationen vor Ort. Die Verteilung der Einnahmen innerhalb der Bundesländer 

kann sich ebenfalls an dem Wohnortprinzip orientieren und der DTV sowie etwaige 

Landestarife können ihren bisherigen relativen Einnahmeanteil vorab erhalten. Die 

konkrete Ausgestaltung der Einnahmeaufteilung zwischen den Unternehmen und er- 

lösverantwortlichen Aufgabenträgern in den Ländern obliegt den Akteuren in den Län-

dern. In ländergrenzenüberschreitenden Tarifräumen kann es durch die Anwendung 

der jeweiligen Einnahmenaufteilungsregelungen vor Ort zu nachträglichen Einnah- 
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menverschiebungen zwischen den Ländern kommen. Auf Basis der vorgenannten Ver-

fahrensweise wird der abschließende Nachteilsausgleich ermittelt. Da eine Einnahme- 

zuscheidung des D-Tickets in Stufe 2 auch zu überschießenden Einnahmen führen 

kann, sind die Unternehmen und erlösverantwortlichen Aufgabenträger wie in Stufe 1 

zu verpflichten, den Einnahme-Soll-Wert des jeweiligen Jahres übersteigenden Ein- 

nahmebetrag an einen anderen Tarifgeber des jeweiligen Landes abzuführen. 

 
8. Für die Stufen 1 und 2 ist in Bezug auf das Kernprodukt des D-Tickets sowie alle Ein-

nahmen aus bundesweit geltenden kundengruppenspezifischen Angeboten im Rah- 

men des D-Tickets eine Vertriebsprovision oder Vertriebsentschädigung nicht vorzu- 

sehen. Neben den aktuell bestehenden Finanzierungen für den Vertrieb wird es in den 

Stufen 1 und 2 zusätzliche finanzielle Anreize für den Verkauf von Deutschlandti- ckets 

an Neukunden nicht geben. 

Vertragliche Vertriebsregelungen in den Tariforganisationen und Tarifkooperationen 
sind davon unberührt. Alle Beteiligten haben das gleiche Verständnis, dass ein Aus-

gleich von Umsatzveränderungen aus reduzierten oder ersparten Provisionen über ge- 
eignete rechtliche Mechanismen (über den Ausgleichsmechanismus der Richtlinie o- 

der ein Ausgleich innerhalb der Tariforganisation) für Stufe 1 und 2 sicherzustellen ist. 
Die vollständigen Einnahmen aus dem D-Ticket werden ohne Abzug von vertrieblichen 

Aufwendungen in das Zuscheidungsverfahren für das D-Ticket eingespeist und den Ist-
Einnahmen laut Richtlinie zum Ausgleich des Nachteils zugerechnet. 

Im Zuge der Evaluation und der Festlegungen zur neuen EAV in Stufe 3 sind geeignete 

Finanzierungs- und/oder Vergütungsmodelle für den Vertrieb zu prüfen. 

Sofern es in Stufe 2 zu erheblichen Abweichungen zw. Einnahmenanspruch und den 

realisierten kassentechnischen Einnahmen der jeweiligen Tariforganisationen respek-

tive deren Unternehmen kommt, werden die Branche und die Länder Gespräche mit 

dem Ziel aufnehmen, diese erheblichen Unwuchten auszugleichen. 

 
9. Für das praktische Funktionieren des D-Tickets und der Ausgleichsleistungen ist eine 

ausreichende Verbindlichkeit der Regelungen erforderlich, auf die die Länder, die Auf- 

gabenträger und die Branchenorganisationen hinwirken. Für notwendige Einnahmeab- 

führungen gelten die in den Ziffern 5 und 7 definierten Regelungen. 

 
10. Stufe 3 voraussichtlich ab 2026: Auf Basis der Erfahrungen in den Jahren 2023 bis 2025 

wird mit Wirkung zum 01.01.2026 ein grundsätzlich nachfrageorientiertes Ein- 

nahmeaufteilungsverfahren zur Anwendung gebracht. Das entsprechende Verfahren 

wird gemeinsam von den Ländern mit der Branche entwickelt und dem Koordinierungs- 

rat zur Beschlussfassung vorgelegt. 

 
11. Verfahrensbeschreibungen zur Umsetzung des Clearingverfahrens sind als Anlagen 

dem Beschlusstext beigefügt.1   

 
 

Anlagenverzeichnis: 

Anlage 1: Verfahrensbeschreibung Datenmeldung Deutschland-Ticket 

 

 

                                              
1 Ergänzung gem. Umlaufbeschluss vom 6. April 2023 
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Beschluss Koordinierungsrat (Umlaufbeschluss vom 6. April 2023) 

Ergänzung Beschluss des Koordinierungsrates (Sitzung am 20.03.2023) für ein bundesweites 

Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem Deutschlandticket auf Basis des 

„Leipziger Modellansatzes“. 

 

Erläuterung 

Die UAG Einnahmeaufteilung hat in ihrer Sitzung am 30.03.2023 die Aufnahme der angehängten 

Verfahrensbeschreibung zur Datenmeldung Deutschland-Ticket als Anlage 1 zum Beschluss des 

Koordinierungsrates für ein bundesweites Clearingverfahren empfohlen. Das Dokument dient den 

Vertriebsstellen und der zentralen Clearingstelle zur Abwicklung der Datenmeldungen. 

Ergänzend zum Beschluss zum bundesweiten Clearingverfahren sind Übergangsfristen für die 

Implementierung der Wohnort-Postleitzahl definiert.  

 

Aufnahme Beschlusspunkt 11 

11. Verfahrensbeschreibungen zur Umsetzung des Clearingverfahrens sind als Anlagen dem 

Beschlusstext beigefügt.   

 

Aufnahme Anlagenverzeichnis 

Anlage 1: Verfahrensbeschreibung Datenmeldung Deutschland-Ticket 

 

Aufnahme Anlage 1  

Die Verfahrensbeschreibung Datenmeldung Deutschland-Ticket wird dem Beschluss zum 

bundesweiten Clearingverfahren als Anlage 1 beigefügt.  
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Anlage 1 zu Beschluss bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem 

Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger Modellansatzes“  
 
  

 

1 

 

Verfahrensbeschreibung Datenmeldung 
Deutschland-Ticket 

1. Grundsätzliches 

 Die Vertriebsdatensammlung (VDS) durch die Clearingstelle (light) muss 

frühestmöglich nach Verkaufsstart beginnen können 

 Daher geht Schnelligkeit und Einfachheit in der Meldung vor Detailierung 

 Die vertreibenden Unternehmen müssen schnellstens über Anforderungen und 

Meldewege informiert werden, um möglichst zeitnah alle Anforderungen an 

die Datenstruktur der Meldungen umsetzen zu können. 

 Die Meldung erfolgt „kaskadierend“/stufenweise: 

 Vom VU/Verkäufer an die „gewohnte“ Tariforganisation1 (TO), z.B. 

Verkehrsverbünde 

 Von der TO an die Clearingstelle 

 Haustarife können selbst direkt an Clearingstelle melden oder an 

„nahestehende“ Verbundorganisation 

 Der Ablageort muss sicher genug sein, aber allen Beteiligten Zugriff gewähren 

 Vorschlag: einfacher Sharepoint auf den alle TO ihre Excel-Tabelle ablegen. 

Ob ggf. weitere Formate (csv, xml) möglich sind, ist mit der Clearingstelle 

operativ zu klären. 

 Rechteverwaltung einrichten 

 Formularvorlage als Anlage erstellen 

 Die Meldung der Deutschlandtickets an die Clearingstelle erfolgt bis zum 20. 

Kalendertag des Folgemonats.  

 Es sind in einem Monat alle verkauften Deutschlandtickets zu melden. Im 

Regelfall sind das Deutschlandtickets, deren erster Geltungstag im jeweiligen 

Meldemonat liegt (d.h. bspw. für die Meldung vom 20. Juni alle 

Deutschlandtickets mit erstem Geltungstag im Mai).  

 Die Meldung der restlichen Angebote an die Clearingstelle erfolgt bis zum 50. 

Tag nach Ende eines Monats (z.B.: Verkäufe des Mai bis zum 20. Juli) 

                                                             
1 TO=Tarifgeber: umfasst alle Verbünde, Landestarife, DTV, Haustarifgeber etc.  
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Anlage 1 zu Beschluss bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem 

Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger Modellansatzes“  
 
  

 

2 

 

 Grundsatz: jedes D-Ticket ist, unabhängig vom letztlichen Abgabepreis, zu 49 € 

zu melden, einzige (!) Ausnahme: Jobticket à 46,55 € bzw. (nur 2023) zu 

abweichende Preisen im Solidarmodell und Starterkarten.  Die 49 € sind auch 

zu melden für Semesterticket-Upgrades, Schülertickets, Seniorentickets etc.  

2. Datenstruktur 

Es gibt drei Säulen bei der Datenmeldung (Im besten Fall können alle drei Säulen 

über dieselbe technische Schnittstelle gemeldet werden): 

1. Die D-Ticket-Verkaufsmeldung 

2. Die Verkäufe aller anderen Tickets „Restliches Angebot“ 

3. Soll-Einnahmen (einmalig) 

 

 

Jede Datenmeldung enthält Dimensionen zur Aggregation (wie Verkaufs- und 

Geltungsmonat), Stammdaten (wie den Namen der Tariforganisation) und die 

Eigentlichen Meldedaten (Bruttoerlös und ggf. Stück). Bei 

bundeslandübergreifenden Tariforganisationen ist ein Indikator für die Aufteilung 

auf die Bundesländer mitzuliefern.  

 D-Ticket-Aggregationsebenen, Datenstruktur und Stammdatum: 

Hinweis: PLZ des Kundenwohnorts müssen bereits mit Start des Verkaufs des D-

Tickets vom Kunden abgefragt und so zeitnah wie möglich, aber spätestens ab 

01.10.2023, in die Meldungen integriert werden.  

Nicht in allen Fällen liegen die organisatorischen und technischen 

Voraussetzungen für eine Meldung der Wohnort-PLZ vor oder können bis zum 

Januar 2024 geschaffen werden. Daher ist in einigen eng umgrenzten 

Sondersituationen ein Übergangszeitraum bis Ende September 2024 nötig. Dies 

betrifft Konstellationen, in denen die Abwicklung der Ticketausgabe an den 

Endkunden nicht durch die Verkehrsunternehmen oder Verbünde erfolgt, sondern 

über branchenfremde Dritte. In diesen Fällen gelten folgende Hilfsregeln: 

 Bei Jobtickets kann, wenn die Wohnort-PLZ nicht vorliegt, hilfsweise und 

übergangsweise bis einschließlich September 2024 die PLZ der 

Betriebsstätte (alternativ zum Wohnort des Kunden) verwendet werden.  

 Bei Semestertickets, bei denen die Abwicklung des D-Ticket-Upgrades 

durch die Hochschulen erfolgt, sowie in einem eventuellen D-Ticket-

Solidarmodell ab 2024, kann hilfsweise und übergangsweise bis zum Ende 

des Sommersemesters 2024 die PLZ des Hochschulstandort verwendet 

werden. Voraussetzung für eine Meldung der Wohnort-PLZ bei 
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Anlage 1 zu Beschluss bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem 

Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger Modellansatzes“  
 
  

 

3 

 

Studierenden ist, dass die Hochschulverwaltungen in Vollsolidarmodellen 

die notwendigen Daten zuliefern.  

 Bei Schülertickets, deren Abwicklung über die Schulverwaltungen oder 

Schulsekretariate erfolgt, kann, wenn die Wohnort-PLZ nicht vorliegt, 

hilfsweise der Schulstandort verwendet werden, da davon auszugehen ist, 

dass in diesen Fällen Schul- und Wohnort unmittelbar beieinander liegen 

und nur in seltenen, vernachlässigbaren Ausnahmenfällen in 

verschiedenen Bundesländern. 

Der Meldung an die Clearingstelle ist ein Hinweis hinzuzufügen, ob die Meldung 

(insgesamt, nicht je Datensatz) Daten enthält, bei denen an Stelle der 

Wohnort-PLZ die Betriebsstätten-, Hochschulort- oder Schulort-PLZ enthalten 

ist. 

 

 erster Geltungstag (am Anfang immer der erste des Geltungsmonat) 

 Ticketart (gemäß Tarifbestimmungen, z.B. Standard, JobTicket, ab 2024 ggf. 

SemT) -> numerische Codierung für Ticketart festlegen (1: normal, 2: JobT, 

3. JobT im Vollsolidarmodell oder Starterkarte zu abweichendem Preis (nur 

2023); 4. sonstige Sonderfälle, später zusätzlich ggf. 5: Ergänzungskarten, 6. 

D-Ticket-Semestertickets im bundesweiten Vollsolidarmodell, …) 

 Wohnort-PLZ des Kunden2 (ab 01.10.23 Pflichtfeld, bis dahin fakultativ)3 

 Stück (falls Einzeldatensätze geliefert werden, ist Stück = 1 zu melden) 

 Gesamteinnahme der Tariforganisation (immer Brutto und immer inkl. 

eventueller Auffüllbeträge einzelner Bundesländer) -> (Stornos sind 

negative Einnahmen und werden saldiert) 

 Korrekturen aus dem Vormonat werden mit der nächsten 

Monatsmeldung nachgemeldet bzw. storniert. 

 Das Inkassorisiko liegt beim verkaufenden VU 

 Tariforganisation/Tarifgeber 

 (Verkaufendes Unternehmen -> muss beim Tarifgeber vorgehalten werden -

> aber nicht gemeldet)  

                                                             
2 Bei Jobtickets und Semstertickets hilfs- und übergangsweise bis Ende September 2024 der Arbeits- 

bzw. bis Ende des Sommersemesters 2024 der Hochschulort, wenn keine Wohnort-PLZ vorliegt. Bei 

Schülertickets hilfsweise dauerhaft der Schulort, sofern keine Wohnort-PLZ vorliegt. 

3 Bei ausländischen PLZ den ISO-Ländercode (alphanummerisch 2 stellig: CH, AT, PL...) 
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4 

 

 Bei länderübergreifenden Tariforganisationen/Tarifgebern ist zu Reporting- 

und Monitoringzwecken die voraussichtliche Schlüsselung auf die 

beteiligten Bundesländer nach EAV zu melden. 

 Restliches Angebot (exkl. D-Ticket): 

 Meldemonat (alle Einnahmen, die im Vormonat gemeldet wurden) 

 Korrekturen werden für dem Monat in die Meldung aufgenommen, in dem 

sie gemeldet werden 

 Ticketgruppe: 1-4 (siehe Abschnitt 3) 

 Gesamteinnahme 

 Tariforganisation/Tarifgeber  

 Bei länderübergreifenden Tariforganisationen/Tarifgebern ist zu Reporting- 

und Monitoringzwecken die voraussichtliche Schlüsselung auf die 

beteiligten Bundesländer nach EAV zu melden. 

 Soll-Einnahme inkl. tariflicher Fortschreibung gemäß Musterrichtlinie 

(einmalige Meldung - monatsscharf) 

 Monat  

 Gesamteinnahme = Sollerlöse/Erwartungswert monatsscharf für 

Nachteilsausgleich (2023)4 

 Tariforganisation/Tarifgeber 

 Bei länderübergreifenden Tariforganisationen/Tarifgebern ist zu Reporting- 

und Monitoringzwecken die voraussichtliche Schlüsselung auf die 

beteiligten Bundesländer nach EAV zu melden. 

Lieferzeitpunkt: 1. Mai 2023 (im Vorlauf zur ersten D-Ticket-Meldung), frühestens 

jedoch drei Wochen nach Veröffentlichung der Musterrichtlinie 

3. Definition Ticketgruppen: 

Definition der Ticketgruppen analog zur VDV-Corona-Abfrage (etabliert und 

vergleichbar) 

Bezeichnung 

der 

Ticketgruppe 

Einzel- und 

Mehrfahrtenkarten 

Tages- und 

Mehrtageskarten 

Zeitkarten ohne Abo 

(>24h) 

Abos exkl. D-Ticket 

                                                             
4 Anteilig Für Mai-Dezember 
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Codierung 

Ticketgruppe 

1 2 3 4 

Enthält 

Angebote 

 Einzelfahrten 
Erwachsene/Kin
der/Gruppen 

 Hin/Rück 
 Streifenkarten 
 X-Fahrten-

Karten 
 Fahrradkarten 
 Sonstiges (alles, 

was nicht 
eindeutig 
zugeordnet 
werden kann) 

 Pauschalpreistickets 
(Ländertickets, QdL, etc.) 

 Tageskarten/Gruppenta
geskarten 
 

 Formen von 
Mehrtageskarten 

 Wochenkarten 
(Ausbildung/Erwa
chsene) 

 Monatskarten 
(Ausbildung/Erwa
chsene) 

 10er Tagesticket 
 

 Alles, was im 
Normalfall mehr 
als einen Monat 
gilt 

 Abo-Jahreskarten 
(Ausbildung/Erwa
chsene) 

 Abo-
Monatskarten 
(Ausbildung/Erwa
chsene) -> keine 
D-Tickets 

 Jobtickets 
 Semestertickets 
 Azubitickets 
 Netzkarten 

 
 

Zu einzelnen, noch festzulegenden Zeitpunkten ist das restliche Angebot 

aufgegliedert nach einzelnen Ticketarten zu melden. Dies kann auch den Monat 

April 2023 zwecke Bestimmung des Zustands vor Einführung des D-Tickets 

betreffen. Die Details hierzu werden rechtzeitig durch die Clearingstelle 

kommuniziert. 

4. Erläuterungen (FAQ): 

Anmerkung 1: Anforderungen an die Datenstruktur und den Meldeprozess 

müssen bis spätestens Anfang März vorliegen, damit bis zum Verkaufsstart am 

03.04.2023 die Verkaufs-/Buchungssysteme ggf. entsprechend ertüchtigt werden 

können.  

Erläuterung zu Anmerkung 1: Die Datenstruktur ist mit diesem Dokument und 

dem Excel-Anhang spezifiziert. Der genaue Meldeprozess muss mit der operativen 

Stelle abgestimmt werden, die von der Arge aus VDV, DTV, BSN und BDO 

spezifiziert werden muss.  

 

Frage 2: Wer trägt die Verantwortung für die rechtzeitige Datenlieferung Dritter? 

Erläuterung zu Frage 2: Jeder Tarifgeber trägt die Verantwortung für die 

rechtzeitige Meldung in seinem Tarif verkaufter Tickets. 
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Anlage 1 zu Beschluss bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem 

Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger Modellansatzes“  
 
  

 

6 

 

Frage 3: Wie wird mit Sondersachverhalten vorgegangen, die zu verspäteten 

Meldungen führen (Nachmeldungen, Stornierungen, Rückrechnungen etc)? 

Erläuterung zu Frage 3: Verspätete Meldungen und Korrekturmeldungen erfolgen 

immer in der nächsten Monatsmeldung nach Bekanntwerden des 

Sondersachverhalts.  

 

Frage 4: Genügt für die Meldung eine Aggregation auf Ebene der Tariforganisation 

oder ist eine Differenzierung nach KVP notwendig? 

Erläuterung zu Frage 4: Eine Aggregation auf Ebene der Tariforganisation (bspw. 

Verbund) genügt. 

 

Frage 5: Ist eine Gesamtstückzahl des D-Tickets zu melden oder ist eine 

Differenzierung ist in reguläre Deutschlandtickets, Starterkarten, Upgradekarten, 

subventionierte Versionen des Deutschlandtickets etc.? 

Erläuterung zu Frage 5: Alle Karten, die 49 € melden, werden in der D-Ticket-

Meldung im Feld Ticketart mit Code 1 gemeldet. Dies betrifft vorerst alle (!) 

Karten mit den folgenden beiden, klar definierten Ausnahmen: JobTickets, 

Starterkarten. 

JobTickets mit 5 % Rabatt werden im Feld Ticketart mit Code 2 gemeldet 

Nur im Jahr 2023 werden JobTickets im Vollsolidarmodell und Starterkarten ohne 

Preisangabe, d.h. nur mit Stückzahl und Gesamteinnahme, im Feld Ticketart mit 

Code 3 gemeldet. 

 

Frage 6: wie ist die Schlüsselung auf die Bundesländer für 

bundeslandübergreifende Verbünde herzuleiten?  

Erläuterung zu Frage 6: Diese Information kann, sofern keine monatsaktuelle 

Information vorliegt, beispielsweise aus der vergangenen Jahresabrechnung oder 

einer vergleichbaren Quelle hergeleitet werden. 
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Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zum Ausgleich nicht gedeckter 
Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem 

Deutschlandticket im Jahr 2023 in Nordrhein-Westfalen  
(Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2023) 

 
Runderlass des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 

- VII D 3 – 58.53.08-000006 - 
vom 21. April 2023 

 
1  
Rechtsgrundlage  
Zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben der Aufgabenträger und Verkehrsunternehmen im 
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) einschließlich des Schienenpersonennahverkehrs 
(SPNV) im Zusammenhang mit der Einführung des Deutschlandtickets gewährt das Land 
nach Maßgabe dieser Richtlinien und den §§ 23, 44 der Landeshaushaltsordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. NRW. S. 158) in der jeweils 
geltenden Fassung und des Runderlasses des Ministeriums der Finanzen 
„Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung“ vom 06. Juni 2022 (MBl. NRW. S. 
445) in der jeweils geltenden Fassung Zuwendungen. 
Es besteht kein Rechtsanspruch auf Gewährung der Leistung. Die Bewilligungsbehörde 
entscheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens diskriminierungsfrei im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel.  
 
2  
Gegenstand der Förderung 
Die Zuwendungen sind ein finanzieller Ausgleich an die Empfänger in Nordrhein-Westfalen, 
deren Ausgaben in den Monaten Mai bis Dezember 2023 aufgrund der Einführung des 
Deutschlandtickets durch den Rückgang der Fahrgeldeinnahmen oder Ausgleichszahlungen 
aus allgemeinen Vorschriften im Vergleich zum Referenzzeitraum des Jahres 2019 nicht 
durch Einnahmen aus Fahrgeldern und vor dem 1. Mai 2023 geregelten und nicht die 
Umsetzung des Deutschlandtickets betreffenden Ausgleichszahlungen nach der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 
über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315 vom 
3.12.2007, S. 1) (VO 1370) oder aus allgemeinen Vorschriften im Sinne von Artikel 3 Absatz 
3 der VO 1370 gedeckt werden können. 
 
3  
Zuwendungsempfängerin oder Zuwendungsempfänger  
Empfänger sind  
3.1  
Aufgabenträger des ÖPNV im Sinne des Gesetzes über den öffentlichen 
Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) vom 7. März 1995 (GV. NRW. 
S. 196) in der jeweils geltenden Fassung,  
3.2  
Zweckverbände sowie die Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR, soweit sie Aufgaben der 
ÖPNV-Finanzierung für die Aufgabenträger des ÖPNV mit Ausnahme des SPNV 
wahrnehmen, als Sammelantragsteller für die Empfänger nach Nummer 3.1,  
3.3  
Nur soweit Aufgabenträger oder Aufgabenträgerorganisationen bis zum 31. Dezember 2023 
keine Regelung im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 4 RegG getroffen haben, sind für den 
Zeitraum vom 1. Mai 2023 bis zum 30. September 2023 Empfänger auch öffentliche und 
private Verkehrsunternehmen, soweit sie als Genehmigungsinhaber oder Betriebsführer 
nach dem Personenbeförderungsgesetz oder der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 ÖPNV auf 
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dem Gebiet des Landes und/oder aufgrund eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages 
Beförderungsleistungen im ÖPNV bzw. im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) erbringen. 
Für die Eisenbahnverkehrsunternehmen ist eine getrennte Antragstellung und Bewilligung für 
die jeweiligen Regionalbereiche zulässig. 
 
4  
Zuwendungsvoraussetzungen  
Soweit die Empfänger für Verkehrsleistungen nicht erlösverantwortlich sind, leiten sie die 
Zuwendungen an die das wirtschaftliche Risiko tragenden Verkehrsunternehmen in 
entsprechender Anwendung der Nummer 5.4 und nach den Vorgaben der VO 1370 über 
allgemeine Vorschriften oder öffentliche Dienstleistungsaufträge oder über andere 
beihilferechtlich zulässige Instrumente diskriminierungsfrei weiter. Die Erlösverantwortlichen 
sind zu verpflichten, an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung für das 
Deutschlandticket teilzunehmen, die hierfür erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende 
Einnahmenansprüche vollumfänglich geltend zu machen und gegebenenfalls diese 
Ansprüche überschießende Einnahmen im Rahmen der Einnahmeaufteilung abzugeben.  
 
5  
Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
5.1  
Bei der Leistung handelt es sich um eine Zuwendung gemäß § 44 LHO im Rahmen der 
Projektförderung. 
5.2  
Bei der Finanzierungsart handelt es sich um einen vollständigen Ausgleich in Höhe von 100 
Prozent der ausgleichsfähigen nicht gedeckten Ausgaben.  
5.3  
Die Zuwendung wird in Form einer Zuweisung bzw. eines Zuschusses gewährt.  
5.4  
Die ausgleichsfähigen nicht gedeckten Ausgaben sind wie folgt zu ermitteln:  
5.4.1  
Fahrgeldausfälle:  
Für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangstarife, landesweite Tarife, Haustarif, 
Beförderungsbedingungen DB (BBDB), Deutschlandtarif (DT)) ist die Differenz zwischen den 
um die jeweiligen Tarifanpassungen auf das Jahr 2023 hochgerechneten tatsächlichen 
Fahrgeldeinnahmen der Monate Mai bis Dezember 2019 und den tatsächlichen 
Fahrgeldeinnahmen der jeweiligen Monate des Jahres 2023 nach Maßgabe der Nummern 
5.4.1.1 und 5.4.1.2 ausgleichsfähig. Maßgebend sind dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen 
(ohne Umsatzsteuer). 
Die Verbundorganisationen haben den Empfängern die für die Antragstellung erforderlichen 
Daten zu liefern. Einnahmen aus dem Erhöhten Beförderungsentgelt werden nicht 
berücksichtigt. 
5.4.1.1  
Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Mai bis Dezember 2023 
hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen des Zeitraums in 2019 sind die im jeweiligen Monat 
verkauften bzw. dem Verbund gemeldeten Fahrausweise der jeweiligen Kartenart und 
Preisstufe der Monate Mai bis Dezember 2019 mit den für diese Kartenart und für die im 
Gültigkeitszeitraum entsprechende Preisstufe im jeweiligen Zeitraum des Jahres 2023 
genehmigten Preisen zu multiplizieren. Preisanpassungen, die ab dem 1. Mai 2023 wirksam 
werden, sind im Wesentlichen gleichmäßig für alle Kartenarten und alle Preisstufen 
vorzunehmen. Lassen sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen 
oder handelt es sich um stückzahlunabhängige Pauschalangebote, ist die aus der 
Berechnung nach Satz 1 abgeleitete durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung für die 
Hochrechnung maßgebend. Wenn aufgrund einer grundlegenden Änderung der Tarifstruktur, 
die nach dem 15. Januar 2023 wirksam wurde, ein Vergleich zu den Tarifarten und 
Preisstufen des Jahres 2019 nicht möglich ist, können die hochgerechneten 
Fahrgeldeinnahmen auf Basis des Preisstandes zum 1. Januar 2023 ermittelt werden. 
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Wurden die Preise für Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit nach dem 15. Januar 
2023 abgesenkt, sind für diese Tickets die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen auf Basis 
des Preisstandes zum 1. Januar 2023 zu ermitteln.  Die nach den Sätzen 1 bis 5 ermittelten 
hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen sind im Verhältnis der Veränderung der tatsächlich 
erbrachten Betriebsleistungen in Fahrzeug-, Wagen- bzw. Zug-Kilometern im Kalenderjahr 
2023 gegenüber dem Kalenderjahr 2019 im Gebiet des Empfängers nach Nummer 3.1 
fortzuschreiben. Als Faktor der Fortschreibung sind dabei 30 Prozent der prozentualen 
Steigerung bzw. prozentualen Verminderung der Betriebsleistungen im Gebiet des 
Empfängers nach Nummer 3.1 anzusetzen.  
Als pauschaler Ausgleich der durch die Einführung des Deutschlandtickets entfallenden 
prognostizierten Einnahmesteigerungen aus positiven Verkehrsmengeneffekten werden die 
nach den Sätzen 1 bis 5 ermittelten Fahrgeldeinnahmen um 1,3 Prozent erhöht. 
Unterschreitet die Gesamtzahl der Abonnentinnen und Abonnenten nach 
Einnahmenaufteilung im jeweiligen Bundesland zum 31. Januar 2024 die Gesamtzahl der 
Abonnentinnen und Abonnenten zum 30. April 2023 um mehr als 10 Prozent, sind die nach 
den Sätzen 1 bis 7 ermittelten Fahrgeldeinnahmen um den über die Bagatellgrenze von 
5 Prozent hinausgehenden Prozentsatz für alle Empfänger im Land abzusenken. 
Bei Verbundtarifen, Übergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif sind die 
hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen gemäß der Einnahmenaufteilung unter 
Zugrundelegung des Aufteilungsschlüssels für das Jahr 2023 der jeweiligen 
Verbundorganisation zu verteilen, der ohne die Einführung des Deutschlandtickets gegolten 
hätte.  
5.4.1.2  
Zur Berechnung der anzusetzenden tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Mai bis 
Dezember 2023 sind die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen einschließlich der 
Fahrgeldeinnahmen aus dem Deutschlandticket zu ermitteln. Für Jobtickets zum 
Deutschlandticket sind die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen ansetzbar, soweit dabei die 
abgestimmten bundeseinheitlichen Rabattierungen angewendet wurden. Die Vornahme 
weiterer Absetzungen von den Fahrgeldeinnahmen aus dem Deutschlandticket 
insbesondere für die Deckung von Vertriebsaufwendungen ist nicht zulässig. Wurden die 
Preise für Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit nach dem 15. Januar 2023 
abgesenkt, sind bei der Ermittlung der tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen für die Berechnung 
des Ausgleichs für alle Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit mit Ausnahme von im 
Solidarmodell verkauften Studierendentickets alle verkauften Tickets mit den am 1. Januar 
2023 geltenden ggfs. den Preis des Deutschlandtickets auch übersteigenden Preisen 
anzusetzen.  
Bei Verbundtarifen, Übergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem 
Deutschlandticket sind die so ermittelten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen gemäß der 
Einnahmenaufteilung unter Zugrundelegung des Aufteilungsschlüssels für das Jahr 2023 der 
jeweiligen Verbundorganisation sowie gemäß der Einnahmeaufteilung für das 
Deutschlandticket zu verteilen.  
5.4.2  
Zur Berechnung der Minderung der Erstattungsleistungen nach dem Neunten Buch 
Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch Artikel 3 
Absatz 6 des Gesetzes vom 9. Oktober 2020 (BGBl. I S. 2075) geändert worden ist , sind die 
um die Tarifanpassungen gemäß Nummer 5.4.1.1 hochgerechneten erstattungsfähigen 
Fahrgeldeinnahmen des Zeitraumes Mai bis Dezember 2019 bzw. die nach Maßgabe der 
Nummer 5.4.1.2 errechneten erstattungsfähigen Fahrgeldeinnahmen für den Zeitraum Mai 
bis Dezember 2023 zu ermitteln und für diese die Erstattungsleistung aufgrund der jeweiligen 
für das entsprechende Jahr festgelegten oder nachgewiesenen Vomhundertsätze (2019 für 
hochgerechnete und 2023 für Ist-Fahrgeldeinnahmen 2023) zu berechnen. Maßgebend sind 
dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen (ohne Umsatzsteuer), bei Verbundtarifen, 
Übergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem Deutschlandticket 
gemäß der nach Nummer 5.4.1.1 für die hochgerechneten erstattungsfähigen 
Fahrgeldeinnahmen bzw. gemäß Nummer 5.4.1.2 für die tatsächlichen erstattungsfähigen 
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Fahrgeldeinnahmen maßgebenden Einnahmenaufteilung. Ausgleichsfähig ist die Differenz 
der so errechneten Beträge für die jeweiligen Verkehrsleistungen.  
5.4.3 
In entsprechender Weise ist die ebenfalls ausgleichsfähige Minderung anderer 
Ausgleichszahlungen aus allgemeinen Vorschriften zu berechnen.  Einsparungen der 
Empfänger nach 3.1 bei Leistungen aus Allgemeinen Vorschriften sind gegenzurechnen.  
5.4.4 
Ausgleichsfähig sind darüber hinaus erhöhte Ausgaben für die Anpassung der 
Vertriebsprozesse zur Einführung des Deutschlandtickets. Dabei wird für jeden zum Stichtag 
30. April 2023 beim Empfänger bzw. den in wirtschaftlicher Verantwortung stehenden 
Verkehrsunternehmen in einem vor dem Deutschlandticket angebotenen Abonnement 
gebundenen Kunden eine einmalige Umstellungspauschale in Höhe von 15,00 Euro 
gewährt. Abonnements sind Zeitfahrkarten mit einer zeitlichen Gültigkeit von mehr als einem 
Monat. Dazu zählen auch Semestertickets sowie Monatskarten, die von Unternehmen 
ausgegeben werden, die keine Abonnements im gesamten Tarifangebot haben und 
mindestens vier dieser Monatskarten im Zeitraum 1. Mai 2022 bis 30. April 2023 
nachweislich an denselben Kunden oder dieselbe Kundin verkauft wurden. Voraussetzung 
um für alle zum Stichtag 30. April 2023 beim Empfänger bzw. den in wirtschaftlicher 
Verantwortung stehenden Verkehrsunternehmen gebundenen Kunden im Sinne des Satzes 
2 eine Umstellungspauschale zu erhalten ist, dass zum Stichtag 31. Dezember 2023 eine 
Anzahl an Kunden, die mindestens 60% des Abo-Kundenbestands vom 30. April 2023 
beträgt, im Deutschlandticket beim Empfänger bzw. dem in wirtschaftlicher Verantwortung 
stehenden Verkehrsunternehmen gebunden ist. Wenn unter 60 %, aber mehr als 30 % des 
Kundenbestandes vom 30. April 2023 zum Stichtag 31. Dezember 2023 beim jeweiligen 
Empfänger bzw. Unternehmen gebunden ist, erhält der Empfänger bzw. das Unternehmen 
50 % des sich aus Satz 2 ergebenden Wertes. In besonders begründeten Einzelfällen kann 
eine gesonderte Regelung getroffen werden. Zuzüglich wird pauschal für jedes zum 30. April 
2023 vorhandene, auf die Kontrolle des Deutschlandtickets ertüchtigte Kontrollgerät und für 
die Kontrolle des Deutschlandtickets im Jahr 2023 beschaffte Kontrollgerät eine einmalige 
Umstellungspauschale zur Kompensation der Kontrollmehrausgaben in Höhe von 317,00 
Euro gewährt. Es ist durch geeignete Regelungen mit den für den Vertrieb und Kontrolle 
beauftragten Partnern sicherzustellen, dass die Pauschalen sachgerecht ausgereicht 
werden. 
Weiterhin kann der Empfänger die geleisteten Ausgaben für die Einrichtung des EAV-
Clearings im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband Deutscher 
Verkehrsunternehmen e.V., der Deutschlandtarifverbund GmbH, dem Bundesverband 
Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem Bundesverband SchienenNahverkehr e.V., 
die an die NVBW GmbH geleisteten Ausgaben für die gutachterliche Begleitung des 
Prozesses zur Neufassung eines Einnahmeaufteilungsverfahrens und an die 
DeutschlandMobil 2030 GmbH geleisteten Ausgaben für bundesweites Marketing sowie  für 
die Evaluation des Deutschlandtickets geltend machen.  
Nicht erstattungsfähig sind erhöhte Ausgaben für zusätzliche Betriebsleistungen. 
5.4.5 
Mit der Ausgabe des Deutschlandtickets verbundene Minderungen von Erlösen aus 
Vertriebsprovisionen eines Empfängers innerhalb von Tarifbereichen sind erstattungsfähig.  
5.4.6 
Von dem nach den Nummern 5.4.1 bis 5.4.5 ermittelten Ausgleich sind in direktem 
ursächlichem Zusammenhang mit der Einführung des Deutschlandtickets vermiedene oder 
ersparte Aufwendungen durch verringerte Vertriebsprovisionen, soweit diesen keine 
rechtskräftig festgestellten oder zwischen den Parteien unbestrittenen Deutschlandticket 
bedingten Forderungen des Vertriebsdienstleisters auf Anpassung der Vergütung aus 
ergänzender Vertragsauslegung oder nach § 313 BGB gegenüberstehen, in Abzug zu 
bringen.   

5.4.7  
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Die Summe der gemäß den Nummern 5.4.1 bis 5.4.5 errechneten Minderungen abzüglich 
der vermiedenen oder ersparten Aufwendungen gemäß Nummer 5.4.6 ist der 
ausgleichsfähige Ausgleichsbetrag.  
5.4.8 
Erbringt ein Verkehrsunternehmen Betriebsleistungen in dem Gebiet mehrerer 
Aufgabenträger und können die nicht gedeckten Ausgaben nicht eindeutig der 
Betriebsleistung im jeweiligen Gebiet der Aufgabenträger zugeordnet werden, sind diese auf 
der Grundlage der im Gebiet des jeweiligen Aufgabenträgers erbrachten Fahrzeug-, Wagen- 
bzw. Zug-Kilometer des Kalenderjahres 2023 den Aufgabenträgern zuzuordnen. Die 
beteiligten Aufgabenträger oder Bewilligungsbehörden können eine abweichende Aufteilung 
vereinbaren.  
 
6  
Sonstige Bestimmungen  
6.1  
Es ist sicherzustellen, dass bei Weiterleitung der Zuwendungen an Verkehrsunternehmen 
eine Überkompensation der aus der Einführung des Deutschlandtickets resultierenden 
wirtschaftlichen Nachteile ausgeschlossen ist. Soweit die beihilferechtliche Rechtfertigung 
aus der VO 1370 erfolgt, dürfen bei der Überkompensationsprüfung aus Gründen der 
Gleichbehandlung als Maßstab auch nur die Mindestanforderungen aus dem Anhang der VO 
1370 zur Anwendung kommen. Der finanzielle Nettoeffekt berechnet sich aus der Summe 
der (positiven oder negativen) Auswirkungen der Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtung des Verkehrsunternehmens zur Anerkennung und Anwendung des 
Deutschlandticket-Tarifs auf die Einnahmen des Verkehrsunternehmens sowie auf seine 
Kosten, soweit diese als zusätzlicher Nachteil vom Verkehrsunternehmen bei der 
Ausgleichsberechnung geltend gemacht werden oder soweit das Verkehrsunternehmen 
aufgrund der Einführung des Deutschlandtickets Kosten erspart; sonstige Kosten des 
Verkehrsunternehmens sind nicht Gegenstand dieser Überkompensationskontrolle.  
6.2 
Die Empfänger sind zu verpflichten, dass die Unternehmen verpflichtet werden, die nach Nr. 
5.4.4 dieser Richtlinien unterstützte Kontrollinfrastruktur drei Jahre im ÖPNV in Deutschland 
einzusetzen.  
6.3  
Die Empfänger sind darauf hinzuweisen, dass es sich bei den Angaben um 
subventionserhebliche Tatsachen im Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches handelt und 
dass Subventionsbetrug nach dieser Vorschrift strafbar ist. Eine Doppelförderung ist 
ausgeschlossen.  
6.4  
Die Empfänger sind zu verpflichten, dass sichergestellt wird, dass bis zum 20. eines Monats 
für den Vormonat alle Verkäufe des Deutschlandtickets an die von der Arbeitsgemeinschaft 
aus dem Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V., der Deutschlandtarifverbund 
GmbH, dem Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem Bundesverband 
SchienenNahverkehr e.V. gebildete EAV-Clearingstelle gemeldet werden. 
6.5  
Die Empfänger sind zu verpflichten, bis zum 31. März 2025 die tatsächlich entstandenen 
nicht gedeckten Ausgaben und Einsparungen auf der Grundlage der in Nummer 5.4 
genannten Berechnungsmethode nachzuweisen, dieser Nachweis gilt als 
Schlussverwendungsnachweis. Auf Grundlage des Schlussverwendungsnachweises setzt 
die Bewilligungsbehörde die Zuwendung endgültig fest. Dem Nachweis sind insbesondere 
Bestätigungen der Verbundorganisationen über die aufzuteilenden Einnahmen der Monate 
Mai bis Dezember 2019 und die Einnahmeaufteilungen sowohl für die nach Nummer 5.4.1.1 
hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen als auch für die nach Nummer 5.4.1.2 ermittelten 
tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Mai bis Dezember 2023 sowie eine 
Bescheinigung eines Wirtschaftsprüfers über die Fahrgeldeinnahmen der Jahre 2019 und 
2023 im Haustarif bzw. nach BBDB beizufügen. Den Bestätigungen der 
Verbundgesellschaften sind auch die betragsmäßigen Erlösminderungen aus 
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Vertriebsprovisionen bzw. Einsparungen von Vertriebsprovisionen je Empfänger 
hinzuzufügen. Weiterhin ist jeder Empfänger zu verpflichten, dem Nachweis die Anzahl der 
Abonnentinnen und Abonnenten im Sinne der Nummer 5.4.1.1 zu den Stichtagen 30. April 
2023 und 31. Januar 2024 beizulegen. Die Bewilligungsbehörde kann weitere Unterlagen 
anfordern. 
6.6  
Zuwendungen, die über den reinen Ausgleich der nicht gedeckten Ausgaben nach Maßgabe 
der Nummer 5.4.1 hinausgehen, sind vom Empfänger zurückzufordern. In der Regel sind die 
zurückgeforderten Beträge nicht zu verzinsen, wenn sie in der gesetzten Frist erstattet 
werden. Sollte sich herausstellen, dass der tatsächliche ausgleichsfähige Betrag den 
prognostizierten übersteigt, ist eine Anpassung der gewährten Zuwendung vorzunehmen.  
6.7 Die Ziffern 1.3, 1.5, 1.6, 3.2, 5.2.3, 7.2, 8.2.5, 8.6, 10.2, 11a der VV zu § 44 LHO, die 
Ziffern 1.3, 1.5, 2.2, 2.4, 7.2, 8.2.5, 8.6, 11a der VVG zu § 44 LHO, die Ziffern 1.4, 3, 5.4, 6, 
8.3.1, 8.5 der ANBest-P sowie die Ziffern 1.2, 1.4, 5.4, 7, 9.3.1, 9.5 der ANBest-G finden 
keine Anwendung. 
 
7  
Verfahren  
7.1  
Ein Antrag auf Gewährung der Zuwendung ist bis zum 30. September 2023 zu stellen. Für 
die Antragstellung ist die Anlage 1 zu verwenden. Die Bewilligungsbehörde kann verspätete 
Anträge zulassen. Er hat die Berechnung bzw. Schätzung der voraussichtlichen nicht 
gedeckten Ausgaben auf der Grundlage der in Nummer 5.4 genannten 
Berechnungsmethode zu enthalten.  
7.2  
Bewilligungsbehörde ist die Bezirksregierung, in deren Bezirk der Empfänger seinen Sitz hat.  
Bewilligungsbehörde für Empfänger nach Nummer 3.3 ist jeweils die Bezirksregierung, die 
die zuständige Bewilligungsbehörde für den Empfänger nach Nummer 3.1 ist, der bis zum 
31. Dezember 2023 keine Regelung im Sinne des § 9 Absatz 1 Sätze 4 und 5 RegG 
getroffen hat. 
7.3  
Dem Antrag sind Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen gemäß den 
Nummern 5.4.1 sowie weitere begründende Unterlagen beizufügen. 
Sammelanträgen von Empfängern gemäß Nummer 3.2 sind die Anträge der Empfänger 
gemäß Nummer 3.1 beizufügen.  
7.4  
Für die Bewilligung ist das Muster der Anlage 2 zu verwenden. 
Auf formlosen auch elektronischen Antrag erhalten die Empfänger nach den Nummern 3.1 
bzw. 3.2 eine Vorauszahlung in Höhe von bis zu 80 Prozent des nach Maßgabe der 
Richtlinien über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich von Schäden im 
öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Ausbruch von COVID-19 und 
dem temporär eingeführten 9-Euro-Ticket im Jahr 2022 in Nordrhein-Westfalen (Richtlinien 
Corona-Billigkeitsleistungen ÖPNV NRW 2022 - Runderlass des Ministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Verkehr - II B 3 – 58.53.08-000001 - vom 2. August 2022) vorläufig 
bewilligten Schadensausgleichs für die Monate Juni bis August 2022. Der Antrag kann um 
bis zu 80 Prozent des nach Maßgabe der Richtlinien Corona-Billigkeitsleistungen ÖPNV 
NRW 2022 bewilligten Schadensausgleichs von Verkehrsunternehmen erweitert werden, 
welche im Jahr 2022 ausschließlich einen isolierten Schadenausgleich nach Nummer 4.5  
Richtlinien Corona-Billigkeitsleistungen ÖPNV NRW 2022 beantragt haben und auf dem 
Gebiet des Aufgabenträgers Verkehrsleistungen erbringen. Erbringt ein 
Verkehrsunternehmen Betriebsleistungen in dem Gebiet mehrerer Aufgabenträger und 
können die für das Jahr 2022 bewilligten Schäden nicht eindeutig der Betriebsleistung im 
jeweiligen Gebiet der Aufgabenträger zugeordnet werden, gilt Nummer 5.4.8 entsprechend. 
Die Vorauszahlung wird je zur Hälfte in den Monaten April und August 2023 ausgezahlt.  Sie 
ist nach dem Muster der Anlage 2 zu bewilligen. 
7.5  
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Empfänger gemäß Nummer 3.2 haben die Zuwendungen an die Empfänger gemäß Nummer 
3.1 weiterzuleiten und dabei sicherzustellen, dass die maßgeblichen Bestimmungen des 
Bewilligungsbescheides auch den Empfängern auferlegt werden. Dies schließt ausdrücklich 
die Nachweisführung ein.  
7.6  
Die Modalitäten der Auszahlung werden im Bewilligungsbescheid näher geregelt.  
7.7 Die Zustimmung zum förderunschädlichen Maßnahmenbeginn gilt als erteilt.  
7.8 Der Landesrechnungshof ist berechtigt, bei den Empfängern und bei Dritten, an die die 
Mittel aus diesen Richtlinien weitergeleitet werden, Prüfungen durchzuführen. 
 
8  
Inkrafttreten/Außerkrafttreten  
Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft und am 30. Juni 2025 
außer Kraft. 
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Anlage 1

1. Allgemeines
1.1 Antragsteller

Aufgabenträger:
Anschrift
PLZ, Ort
AnsprechpartnerIn
Telefon
E-Mail
Bank
IBAN

1.2 Verkehrsleistung
km in 2019 km in 2023

Betriebsleistungen insgesamt
davon in Land

Antrag auf Gewährung einer Zuwendung zum Ausgleich nicht 
gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im 
Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 in 

Nordrhein-Westfalen
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HenkeMartina
Schreibmaschine
Anlage 4 zur Satzung AV WAF Festsetzung DT Höchsttarif 

HenkeMartina
Textfeld
2024



2. nicht gedeckte Ausgaben

2.1 nicht gedeckte Ausgaben durch Fahrgeldrückgänge

Verbund

Summe

Gesamtbetrag

0,00 €

Gesamtbetrag

2.1.1 Dem Antragsteller entstehen nicht gedeckte Ausgaben durch Fahrgeldrückgänge in den 
folgenden Verkehrsverbünden

2.1.2 Dem Antragsteller entstehen nicht gedeckte Ausgaben durch Fahrgeldrückgänge im 
Verbundtarif.

Diese nicht gedeckten Ausgaben sind nur in einem Antrag des Antragstellers darzustellen.

2.1.3 Dem Antragsteller entstehen nicht gedeckte Ausgaben durch Fahrgeldrückgänge in 
Haustarifen. 

0,00 €

nicht gedeckte Ausgaben (bitte Anlage zur Berechnung des Betrages beifügen)*

nicht gedeckte Ausgaben (bitte Anlage zur Berechnung des Betrages beifügen)*

nicht gedeckte Ausgaben in Euro

*In der Anlage sind die einzelnen Ticketarten darzustellen. Zur Berechnung der um die
Tarifanpassungen auf den Zeitraum Mai bis Dezember 2023 hochgerechneten tatsächlichen
Fahrgeldeinnahmen des Zeitraums in 2019 sind die im jeweiligen Monat verkauften Fahrausweise der
jeweiligen Kartenart und Preisstufe der Monate des entsprechenden Zeitraums 2019 mit den für diese
Kartenart und für die im Gültigkeitszeitraum entsprechende Preisstufe im jeweiligen Zeitraum des
Jahres 2023 genehmigten Preisen zu multiplizieren. Preisanpassungen, die ab dem 1. Mai 2023
wirksam werden, sind im Wesentlichen gleichmäßig für alle Kartenarten und alle Preisstufen
vorzunehmen. Lassen sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen oder
handelt es sich um stückzahlunabhängige Pauschalangebote, ist die aus der Berechnung nach Satz
2 abgeleitete durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung für die Hochrechnung maßgebend. Die
hochgerechneten Einnahmen sind um die in Nummer 5.4.1.1 Richtlinien Deutschlandticket-
Zuwendungen ÖPNV NRW 2023 genannnten Mehrverkehrs- und Mehrleistungsfaktoren
fortzuschreiben. Die Verbundorganisationen haben den Empfängern die für die Antragstellung
erforderlichen Daten zu liefern. 
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2.2 nicht gedeckte Ausgaben im Zusammenhang mit allgemeinen Vorschriften

Allgemeine Vorschrift Gesamtbetrag

Summe: 0,00 €

Allgemeine Vorschrift Gesamtbetrag

Summe: 0,00 €

0,00 €
0,00 €

0,00 €

2.3 nicht gedeckte Ausgaben aus Minderung der Erstattungsleistung nach SGB IX

2.2.1 Dem Antragsteller entstehen nicht gedeckte Ausgaben aus erhöhten Ausgaben auf Grund 
eigener Ausgleichsleistungen aus allgemeinen Vorschriften (bitte einzeln benennen, ohne 
Umsatzsteuer*)

* Ausgaben aus allgemeinen Vorschriften zur Umsetzung des Deutschlandtickets sind hier nicht zu
berücksichtigen. Einsparungen bei Leistungen aus AV sind unter Punkt 2.2.2 zu erfassen und
gegenzurechnen.

2.2.2 Einsparungen bei Leistungen aus allgemeinen Vorschriften bitte einzeln benennen, ohne
Umsatzsteuer*)

nicht gedeckte Ausgaben aus erhöhten Ausgaben aus AV
Einsparungen bei Leistungen aus AV

Saldo nicht gedeckte Ausgaben aus allgemeinen Vorschriften
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Die Umsatzsteuer bleibt unberücksichtigt.

0,00 €
0,00 €
0,00 €

2.4 Erhöhte Ausgaben zur Anpassung der Vertriebsprozesse

                   -   € 
                   -   € 

neu im Jahr 2023 beschaffte Kontrollgeräte**                    -   € 
Gesamt                    -   € 

2.5 Minderung von Erlösen aus Vertriebsprovisionen
Gesamtbetrag

Minderungen von Erlösen aus Vertriebsprovisionen*

in Abonnements gebundene Kunden am 30.04.2023*

*Abonnements sind Zeitfahrkarten mit einer zeitlichen Gültigkeit von mehr als einem Monat. Dazu
zählen auch Semestertickets sowie Monatskarten, die von Unternehmen ausgegeben werden, die
keine Abonnements im gesamten Tarifangebot haben und mindestens vier dieser Monatskarten im
Zeitraum 1. Mai 2022 bis 30. April 2023 nachweislich an denselben Kunden oder dieselbe Kundin
verkauft wurden.

vorhandene ertüchtigte Kontrollgeräte zum 30.04.2023**

**Berücksichtigt werden dürfen vorhandene, für das Deutschlandticket ertüchtigte Kontrollgeräte
sowie im Jahr 2023 zur Kontrolle des Deutschlandtickets neu beschaffte Kontrollgeräte

Nach Anwendung Vomhundertsatz SGB IX 2019
Differenz=nicht gedeckte Ausgaben

*Die Hochrechnung wird durch Multiplikation der Anzahl der in 2019 verkauften einzelnen Ticketarten
mit den in 2023 geltenden Preisen durchgeführt (siehe Hinweise zu 2.1)

Vomhundertsatz SGB IX 2023
Individueller Vomhundertsatz gem. § 231 Abs. 5 SGB IX 2019

*Auschließlich mit der Ausgabe des Deutschlandtickets verbundene Mindererlöse innerhalb von
Tarifbereichen

Vomhundertsatz SGB IX 2019

Fahrgeldeinnahmen Antragszeitraum 2023
hochgerechnete Fahrgeldeinnahmen Vergleichszeitraum 2019*

Individueller Vomhundertsatz gem. § 231 Abs. 5 SGB IX 2023

Nach Anwendung Vomhundertsatz SGB IX 2023
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3. Ersparte Aufwendungen

Gesamtbetrag

4. Saldo nicht gedeckte Ausgaben und Minderaufwendungen

Gesamtbetrag

0,00 €
0,00 €
0,00 €
0,00 €
-  €                 
-  €                 
-  €                 
0,00 €

Hinweis:
Es handelt sich bei den vorgenannten Angaben um subventionserhebliche Tatsachen im Sinne von §
264 des Strafgesetzbuches. Subventionsbetrug ist nach dieser Vorschrift strafbar.

Der Antragsteller vermied oder ersparte Aufwendungen in direktem ursächlichem Zusammenhang
mit der Einführung des Deutschlandticket durch verringerte Vertriebsprovisionen, soweit diesen keine
rechtskräftig festgestellten oder zwischen den Parteien unbestrittenen Deutschlandticket bedingten
Forderungen des Vertriebsdienstleisters auf Anpassung der Vergütung aus ergänzender
Vertragsauslegung oder nach § 313 BGB gegenüberstehen

Der anzusetzende Saldo aus nicht gedeckten Ausgaben und Minderaufwendungen beträgt (ohne
Umsatzsteuer):

Nicht gedeckte Ausgaben aus dem Rückgang der Fahrgeldeinnahmen (Verbund)
Nicht gedeckte Ausgaben aus Rückgang der Fahrgeldeinnahmen im Haustarif 
Nicht gedeckte Ausgaben aus Minderung der Erstattungsleistung nach SGB IX
Nicht gedeckte Ausgaben aus Minderung der Ausgleichsleistungen aus AV

Minderungen von Erlösen aus Vertriebsprovisionen
abzüglich Einsparungen
Saldo nicht gedeckte Ausgaben/Ersparnisse = Zuwendung

Erhöhte Ausgaben für Vertriebsprozesse Deutschlandticket

ersparte/ vermiedene Aufwendungen
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Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Vorstehende Satzung „Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/20071) des Kreises Warendorf über die Festsetzung des 
Deutschlandtickets als Höchsttarif im allgemeinen ÖPNV“ vom 08.12.2023 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird gemäß § 5 Abs. 6 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 270) in der derzeitig 
gültigen Fassung auf folgende Rechtsfolgen hingewiesen: 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Kreisordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung kann nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Warendorf, den 19.12.2023 
 
gez. 
 
Dr. Olaf Gericke 
Landrat 
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    Benachrichtigung 
 
Das Amt für Öffentliche Sicherheit, Ordnung und Straßenverkehr des Kreises Warendorf 
hat für 
 
     Frau Gheorghina-Stefania-Rebeca Farcas 
 
letzte bekannte Anschrift:  Oststr. 38 
mit Schreiben vom:  12.12.2023 
Aktenzeichen :  368300/OV/CS/BE-AL1623 
 
eine rechtsmittelfähige Entscheidung getroffen. 
 
Da der derzeitige Aufenthaltsort der vorgenannten Person nicht bekannt ist, wird das 
Schreiben gem. §1 i. V. m.  §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. Das Dokument gilt als 
zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Hierdurch können 
Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Schreiben kann im Kreishaus Warendorf, Zulassungsstelle, Zimmer B 0.52, 
Waldenburger Str. 2, 48231 Warendorf, während der allgemeinen Dienstzeit eingesehen 
werden. 
 
48231 Warendorf, 19.12.2023 
 
Kreis Warendorf 
Der Landrat 
Im Auftrag 
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    Benachrichtigung 
 
Das Amt für Öffentliche Sicherheit, Ordnung und Straßenverkehr des Kreises Warendorf 
hat für 
 
     Frau Aneta Genowefa Dziekanek 
 
letzte bekannte Anschrift:  Reichenbacher Str. 1, 59269 Beckum 
mit Schreiben vom:  13.12.2023 
Aktenzeichen :  368300/UZ/WM/WAF-ZI319 
 
eine rechtsmittelfähige Entscheidung getroffen. 
 
Da der derzeitige Aufenthaltsort der vorgenannten Person nicht bekannt ist, wird das 
Schreiben gem. §1 i. V. m.  §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. Das Dokument gilt als 
zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Hierdurch können 
Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Schreiben kann im Kreishaus Warendorf, Zulassungsstelle, Zimmer B 0.52, 
Waldenburger Str. 2, 48231 Warendorf, während der allgemeinen Dienstzeit eingesehen 
werden. 
 
48231 Warendorf, 13.12.2023 
 
Kreis Warendorf 
Der Landrat 
Im Auftrag 
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    Benachrichtigung 
 
Das Amt für Öffentliche Sicherheit, Ordnung und Straßenverkehr des Kreises Warendorf 
hat für 
 
     Herrn Horst Ulrich Wessel 
 
letzte bekannte Anschrift:  Telemannstr. 5, 59227 Ahlen 
mit Schreiben vom:  15.12.2023 
Aktenzeichen :  368300/ZG ADA/WM/WAF-HW462 
 
eine rechtsmittelfähige Entscheidung getroffen. 
 
Da der derzeitige Aufenthaltsort der vorgenannten Person nicht bekannt ist, wird das 
Schreiben gem. §1 i. V. m.  §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. Das Dokument gilt als 
zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Hierdurch können 
Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Schreiben kann im Kreishaus Warendorf, Zulassungsstelle, Zimmer B 0.52, 
Waldenburger Str. 2, 48231 Warendorf, während der allgemeinen Dienstzeit eingesehen 
werden. 
 
48231 Warendorf, 15.12.2023 
 
Kreis Warendorf 
Der Landrat 
Im Auftrag 
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    Benachrichtigung 
 
Das Amt für Öffentliche Sicherheit, Ordnung und Straßenverkehr des Kreises Warendorf 
hat für 
 
     Herrn Nikolay Lyubomirov 
 
letzte bekannte Anschrift:  Postkamp 3, 59227 Ahlen 
mit Schreiben vom:  12.12.2023 
Aktenzeichen :  368300/OV ADA/WM/BE-AY221 
 
eine rechtsmittelfähige Entscheidung getroffen. 
 
Da der derzeitige Aufenthaltsort der vorgenannten Person nicht bekannt ist, wird das 
Schreiben gem. §1 i. V. m.  §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. Das Dokument gilt als 
zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Hierdurch können 
Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Schreiben kann im Kreishaus Warendorf, Zulassungsstelle, Zimmer B 0.52, 
Waldenburger Str. 2, 48231 Warendorf, während der allgemeinen Dienstzeit eingesehen 
werden. 
 
48231 Warendorf, 12.12.2023 
 
Kreis Warendorf 
Der Landrat 
Im Auftrag 
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Benachrichtigung

eine rechtsmittelfähige Entscheidung getroffen.

Da der derzeitige Aufenthalt der vorgenannten Person nicht bekannt ist, wird das Schreiben
gem. §1 i. V. m. §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen hiermit
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. Das Dokument gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag
der Bekanntmachung
beziehungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind.
Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen
können.

Das Schreiben kann im Kreishaus Warendorf, Amt für öffentliche Sicherheit, Ordnung und
Straßenverkehr, Zimmer B1.35 Waldenburger Str. 2, 48231 Warendorf, während der allgemeinen
Dienstzeit eingesehen werden.

Warendorf, 14.12.2023

Kreis Warendorf
Der Landrat
Im Auftrag

Das Amt für öffentliche Sicherheit, Ordnung und Straßenverkehr des Kreises Warendorf
hat für

Frau  Sabine Mette

letzte bekannte Anschrift: Kampstr. 18  58540 Meinerzhagen
mit Schreiben vom:  06.11.2023
Aktenzeichen:   410031690753
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Öffentliche Bekanntmachung 

 

 

Der Kreis Warendorf hat in dem Verwaltungsverfahren, Vasyl Kavatsiuk, zuletzt 

wohnhaft Neubeckumer Straße 2 in 59269 Beckum, mit Schreiben vom 18.12.2023 

unter dem Aktenzeichen 3200/1325085 eine rechtsmittelfähige Entscheidung getroffen. 

 

Da der derzeitige Aufenthaltsort der oben genannten Person nicht bekannt ist, wird das 

Schreiben durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt  (§ 1 in Verbindung mit § 10 

Abs. 2 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen). Es wird 

darauf hingewiesen, dass Fristen in Gang gesetzt we rden können, nach deren 

Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

 

Es gilt an dem Tage als zugestellt, an dem seit dem Tage des Aushangs zwei Wochen 

verstrichen sind. 

 

Das Schreiben kann im Jobcenter Kreis Warendorf, Anlaufstelle Beckum, Zimmer 101, 

Dalmerweg 77, 59269 Beckum, während der allgemeinen Dienstzeit eingesehen 

werden. 

 

 

Kreis Warendorf 

Der Landrat 
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Öffentliche Bekanntmachung 

 

 

Der Kreis Warendorf hat in dem Verwaltungsverfahren, Taskin Genc, zuletzt wohnhaft 

Südstraße 25 in 59320 Ennigerloh, mit Schreiben vom 18.12.2023 unter dem 

Aktenzeichen 3120/528493 eine rechtsmittelfähige Entscheidung getroffen. 

 

Da der derzeitige Aufenthaltsort der oben genannten Person nicht bekannt ist, wird das 

Schreiben durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt (§ 1 in Verbindung mit § 10 

Abs. 2 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen). Es wird 

darauf hingewiesen, dass Fristen in Gang gesetzt werden können, nach deren 

Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

 

Es gilt an dem Tage als zugestellt, an dem seit dem Tage des Aushangs zwei Wochen 

verstrichen sind. 

 

Das Schreiben kann im Jobcenter Kreis Warendorf, Anlaufstelle Ennigerloh, Zimmer 

005, Clemens-August-Straße 28, 59320 Ennigerloh, während der allgemeinen 

Dienstzeit eingesehen werden. 

 

 

Kreis Warendorf 

Der Landrat 
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Öffentliche Bekanntmachung 

 

 

Der Kreis Warendorf hat in dem Verwaltungsverfahren, Vasyl Kavatsiuk, zuletzt 

wohnhaft Neubeckumer Straße 2 in 59269 Beckum, mit Schreiben vom 14.12.2023 

unter dem Aktenzeichen 3200/1325085 eine rechtsmittelfähige Entscheidung getroffen. 

 

Da der derzeitige Aufenthaltsort der oben genannten Person nicht bekannt ist, wird das 

Schreiben durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt (§ 1 in Verbindung mit § 10 

Abs. 2 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen). Es wird 

darauf hingewiesen, dass Fristen in Gang gesetzt werden können, nach deren 

Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

 

Es gilt an dem Tage als zugestellt, an dem seit dem Tage des Aushangs zwei Wochen 

verstrichen sind. 

 

Das Schreiben kann im Jobcenter Kreis Warendorf, Anlaufstelle Beckum, Zimmer 101, 

Dalmerweg 77, 59269 Beckum, während der allgemeinen Dienstzeit eingesehen 

werden. 

 

 

Kreis Warendorf 

Der Landrat 
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